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Dağdelen, Sevim (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . 17

Dörner, Katja (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 119

Ernst, Klaus (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . 7, 8, 9, 10

Gastel, Matthias
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . 104, 105, 106

Grötsch, Uli (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 85

Groth, Annette (DIE LINKE.) . . . . . . . . . 18, 19, 20

Hänsel, Heike (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . 21, 22

Dr. Hein, Rosemarie (DIE LINKE.) . . . . . . . . . 114

Hiller-Ohm, Gabriele (SPD) . . . . . . . . . . . . . . 23, 24

Höger, Inge (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . 11, 25

Höhn, Bärbel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . 72

Hunko, Andrej (DIE LINKE.) . . . . . . . . . 30, 31, 86

Jelpke, Ulla (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . 26, 94

Karawanskij, Susanna (DIE LINKE.) . . . . . . . . . 44

Kipping, Katja (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . 62

Klein-Schmeink, Maria
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . 100, 101

Koenigs, Tom (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . 32

Korte, Jan (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 33

Kotting-Uhl, Sylvia
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . 110

Krischer, Oliver
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . 111

Kühn, Christian (Tübingen)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . 38, 45

Kunert, Katrin (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . 1, 107

Kurth, Markus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 63

Lay, Caren (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 46

Leidig, Sabine (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . . . 2

Leutert, Michael (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . 87

Liebich, Stefan (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . 12

Dr. Lindner, Tobias
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . 88, 89

Maisch, Nicole
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . 13, 14

Verzeichnis der Fragenden

Abgeordnete Nummer
der Frage

Abgeordnete Nummer
der Frage



Mutlu, Özcan
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . 34, 35

Ostendorff, Friedrich
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . 73, 74, 75, 76

Paus, Lisa
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . 95, 96, 97

Petzold, Harald (Havelland) (DIE LINKE.) . . . 3, 4

Pols, Eckhard (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . 112, 113

Poß, Joachim (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . 47, 48, 49, 50

Pothmer, Brigitte
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . . 64

Dr. Raatz, Simone (SPD) . . . . . . . . . 51, 52, 115, 116

Dr. Rosemann, Martin (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . . 65

Dr. Rossmann, Ernst Dieter (SPD) . . . . . . . 117, 118

Schlecht, Michael (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . 15, 53

Schulz, Swen (Spandau) (SPD) . . . . . . . . . . . . . . . 66

Schulz-Asche, Kordula
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . 102

Strebl, Matthäus (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . 67

Dr. Tackmann, Kirsten (DIE LINKE.) . . . . 77, 120

Tempel, Frank (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . 103

Tressel, Markus
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . 27, 108

Dr. Troost, Axel (DIE LINKE.) . . . . . . . . 54, 55, 56

Dr. Wagenknecht, Sahra (DIE LINKE.) . . . . . . . 39

Wawzyniak, Halina (DIE LINKE.) . . . . . . . . . 36, 37

Werner, Katrin (DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . 68

Dr. Wilms, Valerie
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . 109

Zimmermann, Sabine (Zwickau)
(DIE LINKE.) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 69, 70, 71

Abgeordnete Nummer
der Frage

Abgeordnete Nummer
der Frage

Deutscher Bundestag – 18. WahlperiodeDrucksache 18/412 – II –



Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung

Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und

des Bundeskanzleramtes

Kunert, Katrin (DIE LINKE.)
Denkmalschutz-Sonderprogramm V . . . . . . 1

Leidig, Sabine (DIE LINKE.)
Gespräche zwischen Ronald Pofalla und
Dr. Rüdiger Grube bzw. mit Dr. Manfred
Bischoff und Dr. Werner Müller . . . . . . . . . 1

Petzold, Harald (Havelland) (DIE LINKE.)
Der Taskforce „Schwabinger Kunstfund“
angehörende Experten . . . . . . . . . . . . . . . . . 2

Überprüfung der Vorgaben von Bund,
Ländern und kommunalen Spitzenver-
bänden zur Auffindung und Rückgabe
NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kul-
turguts . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

Geschäftsbereich des Bundesministeriums

für Wirtschaft und Energie

Aken, Jan van (DIE LINKE.)
Export von Kleinwaffen, Kleinwaffentei-
len und Kleinwaffenmunition . . . . . . . . . . . . 4

Ernst, Klaus (DIE LINKE.)
Positionierung der Bundesregierung zu In-
vestor-Staat-Schiedsverfahren bei den Ver-
handlungen zum EU-Freihandelsabkom-
men mit Kanada (CETA) . . . . . . . . . . . . . . . 5

Regelungen zum Investitionsschutz bei
den Verhandlungen zur Transatlantischen
Handels- und Investitionspartnerschaft
(TTIP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6

Höger, Inge (DIE LINKE.)
Voranfragen zur Erteilung einer Exportge-
nehmigung nach Israel für genehmigungs-
pflichtige Güter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

Liebich, Stefan (DIE LINKE.)
Aussetzung des Genehmigungsverfahrens
zur Ausfuhr von Rüstungsgütern in die
Ukraine . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8

Maisch, Nicole
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verbesserung der Spielzeugsicherheit . . . . . 8

Schlecht, Michael (DIE LINKE.)
Diskussion des Jahreswirtschaftsberichts
mit Vertretern der Wirtschaftsverbände
noch vor seiner Übermittlung an den
Wirtschaftsausschuss des Deutschen
Bundestages . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

Dr. Brantner, Franziska
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Untersuchungsbericht über Folter und
Tötung von Häftlingen in Syrien . . . . . . . . 10
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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
1. Abgeordnete
Katrin

Kunert
(DIE LINKE.)
Wann wird die Bundesregierung das Denkmal-
schutz-Sonderprogramm V auflegen, und ab
wann können hierfür Projektanträge gestellt
werden?
Antwort der Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsministerin Monika Grütters,

vom 24. Januar 2014
Für die sehr erfolgreichen Denkmalschutz-Sonderprogramme
I bis IV hatte der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages in
der Vergangenheit jeweils zusätzliche Haushaltsmittel bewilligt. Mit
diesen Mitteln konnte eine Vielzahl an Kulturdenkmälern bundes-
weit gefördert werden. Dies ist ein wesentlicher Beitrag für den
Substanzerhalt des einmaligen Kulturerbes in der Bundesrepublik
Deutschland.

Ob und in welcher Höhe im parlamentarischen Verfahren erneut
Mittel für die Auflage eines weiteren Denkmalschutz-Sonderpro-
gramms etatisiert werden, hängt von der Entscheidung des Deut-
schen Bundestages zum Bundeshaushalt 2014 ab. Im Koalitionsver-
trag haben CDU, CSU und SPD vereinbart, „[d]er Bund wird die
Denkmalschutz-Sonderprogramme sowie das Programm ,National
wertvolle Kulturdenkmäler‘ fortsetzen“ (S. 131).
2. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Wann und wo haben die Gespräche zwischen
Ronald Pofalla und Dr. Rüdiger Grube bzw.
gemeinsam mit Dr. Manfred Bischoff und
Dr. Werner Müller (siehe Antwort der Bundes-
regierung vom 15. Januar 2014 auf meine
Schriftliche Frage 8 auf Bundestagsdrucksache
18/298) stattgefunden?
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Antwort des Staatsministers Dr. Helge Braun

vom 27. Januar 2014
3. Abgeordneter
Harald

Petzold

(Havelland)

(DIE LINKE.)
Welche Experten gehören der Taskforce
„Schwabinger Kunstfund“ an (bitte aufschlüs-
seln nach Namen, Qualifikationen und Institu-
tionen, da verschiedenen Presseberichten bis-
her nur einzelne Namen wie Yehudit Shendar,
Shlomit Steinberg, Sophie Lillie und Agnes
Peresztegi zu entnehmen waren)?
Antwort der Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsministerin Monika Grütters,

vom 28. Januar 2014
Die folgenden, in Abstimmung zwischen der Bundesregierung und
der Regierung des Freistaates Bayern berufenen Expertinnen und
Experten gehören zum gegenwärtigen Zeitpunkt der Taskforce
„Schwabinger Kunstfund“ an:

– Ministerialdirektorin a. D. Dr. Ingeborg Berggreen-Merkel, ehem.
Abteilungsleiterin Kultur beim Beauftragten der Bundesregierung
für Kultur und Medien

– Dr. Uwe Hartmann, Leiter der Arbeitsstelle für Provenienzfor-
schung beim Institut für Museumsforschung der Staatlichen Mu-
seen zu Berlin – Stiftung Preußischer Kulturbesitz

– Dr. Meike Hoffmann, Projektkoordinatorin der Forschungsstelle
„Entartete Kunst“ am Kunsthistorischen Institut der Freien Uni-
versität Berlin

– Dr. Stephanie Tasch, Dezernentin bei der Kulturstiftung der Län-
der
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– Roland Kempfle LL. M. (VUW), Staatsanwalt, München II

– Privatdozent Dr. Magnus Brechtken, Stellvertretender Direktor
Institut für Zeitgeschichte, München

– Dr. Michael Franz, Leiter der Koordinierungsstelle Magdeburg

– Regierungsdirektorin Heike Impelmann, Referatsleiterin Refe-
rat C 1 im Bundesamt für zentrale Dienste und offene Vermögens-
fragen

– Thierry Bajoum, Projektleiter „Musées Nationaux Récupération“,
Ministerium für Kultur und Kommunikation der Französischen
Republik

– Sophie Lillie, freie Provenienzforscherin, Wien

– Agnes Peresztegi, europäische Direktorin der Commission for Art
Recovery, Budapest

– Yehudit Shendar, Deputy Director and Senior Art Curator, Mu-
seums Division, Yad Vashem, Jerusalem

– Shlomit Steinberg, Kuratorin am Israel-Museum, Jerusalem

– Jane Milosch, Director, Provenance Research Initiative, Office of
the Under Secretary for History, Art & Culture, Smithsonian Insti-
tution, Washington.

Sophie Lillie und Agnes Peresztegi wurden auf Anregung der Confe-
rence on Jewish Material Claims Against Germany berufen. Die Be-
rufung von Yehudit Shendar und Shlomit Steinberg erfolgte auf An-
regung der Holocaust Era Asset Restitution Taskforce (Israel).

Die in die Taskforce berufenen Experten begleiten und unterstützen
die im Zuge des Amtshilfeverfahrens für die Staatsanwaltschaft
Augsburg durchzuführenden Recherchen nach der Herkunft und
den Erwerbungsumständen der Kunstgegenstände, die sich in der
Wohnung von Cornelius Gurlitt befanden und für die ein NS-verfol-
gungsbedingter Entzug nicht auszuschließen ist. Die Taskforce kann
sich bei Einzelrecherchen und der Erschließung und Auswertung re-
levanter historischer Dokumente zusätzlich auf ein weit verzweigtes
Netzwerk von Provenienzforscherinnen und -forschern und weiteren
Spezialisten stützen, die sich in den vergangenen Jahren intensiv mit
der Suche nach NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut be-
schäftigt haben.
4. Abgeordneter
Harald

Petzold

(Havelland)

(DIE LINKE.)
Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregie-
rung, wie in ihrer Antwort auf die Kleine An-
frage der Fraktion DIE LINKE. (Bundestags-
drucksache 18/205) am 18. Dezember 2013 an-
gekündigt, inzwischen Kontakt zu den Län-
dern und kommunalen Spitzenverbänden auf-
genommen, um zu prüfen, ob und inwieweit
die rechtlich unverbindlichen Vorgaben der
„Gemeinsamen Erklärung der Bundesregie-
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rung, der Länder und der kommunalen Spit-
zenverbände zur Auffindung und Rückgabe
NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kultur-
guts, insbesondere aus jüdischem Besitz“ vom
Dezember 1999 und der „Handreichung zur
Umsetzung der Gemeinsamen Erklärung der
Bundesregierung, der Länder und der kommu-
nalen Spitzenverbände zur Auffindung und
Rückgabe NS-verfolgungsbedingt entzogenen
Kulturguts, insbesondere aus jüdischem Be-
sitz“ vom Februar 2001, überarbeitet im No-
vember 2007, weiterentwickelt werden sollen,
bzw. bis zu welchem Zeitpunkt sollen Ergeb-
nisse dieser Überprüfung vorliegen?
Antwort der Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsministerin Monika Grütters,

vom 28. Januar 2014
Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, Staats-
ministerin Monika Grütters, beabsichtigt, bei einem Treffen im März
2014 mit den zuständigen Ministerinnen und Ministern der Länder
sowie mit Vertretern der kommunalen Spitzenverbände die Frage zu
diskutieren, ob und inwieweit die rechtlich unverbindlichen Vorga-
ben der „Gemeinsamen Erklärung der Bundesregierung, der Länder
und der kommunalen Spitzenverbände zur Auffindung und Rückga-
be NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturguts, insbesondere aus
jüdischem Besitz“ vom Dezember 1999 und der „Handreichung zur
Umsetzung der Gemeinsamen Erklärung der Bundesregierung, der
Länder und der kommunalen Spitzenverbände zur Auffindung und
Rückgabe NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturguts, insbeson-
dere aus jüdischem Besitz“ vom Februar 2001, überarbeitet im No-
vember 2007, weiterentwickelt werden sollten. Ein Zeitplan bleibt
dem Besprechungsergebnis vorbehalten.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Energie
5. Abgeordneter
Jan van
Aken

(DIE LINKE.)
In welcher Höhe wurden im Jahr 2013 Geneh-
migungen für den Export von Kleinwaffen,
-teilen und -munition an die MENA-Staaten
(MENA = Middle East and North Africa) er-
teilt (bitte pro Land nach Ausfuhrlistenposi-
tion, Bezeichnung, Stückzahl und Wert auf-
schlüsseln)?
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6. Abgeordneter
Jan van

Aken

(DIE LINKE.)
In welcher jeweiligen Höhe wurden im Jahr
2013 Genehmigungen für den Export von
Kleinwaffen, -teilen und -munition in Drittstaa-
ten sowie in die Gruppen der EU-, NATO-
und der NATO-gleichgestellten Staaten erteilt
(bitte unter zusätzlicher Angabe der jeweiligen
Einzelsummen für Kleinwaffen, Kleinwaffen-
teile und Kleinwaffenmunition)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 29. Januar 2014
Die erforderlichen Daten werden derzeit vom Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle aufbereitet. Die gewünschte Auskunft
kann noch nicht erteilt werden.

Die Bundesregierung wird die Daten in ihrem Rüstungsbericht für
das Jahr 2013, der vor der parlamentarischen Sommerpause 2014
verabschiedet werden soll, veröffentlichen.
7. Abgeordneter
Klaus

Ernst

(DIE LINKE.)
Wie positionierte sich die Bundesregierung zu
Investor-Staat-Schiedsverfahren bei den Ver-
handlungen zum CETA (Freihandelsabkom-
men der EU mit Kanada), und inwiefern un-
terscheidet sich diese Position zu ihrer kriti-
schen Haltung innerhalb der Verhandlungen
zur Transatlantischen Handels- und Investi-
tionspartnerschaft (TTIP) (vgl. Antwort der
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 32
auf Bundestagsdrucksache 17/14439, bitte je-
weils begründen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer
vom 30. Januar 2014
Zur Position der Bundesregierung wird auf ihre Antwort zu Frage 24
der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE. (Bundestagsdruck-
sache 18/351) verwiesen. Deutschland erachtet Bestimmungen zum
Investitionsschutz einschließlich Vorschriften zum Investor-Staat-
Schiedsverfahren in Übereinkommen mit OECD-Staaten (OECD =
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)
grundsätzlich für nicht erforderlich. Diese Position gilt sowohl gegen-
über den Vereinigten Staaten von Amerika als auch gegenüber Kana-
da. Die Europäische Kommission, unterstützt durch einige Mitglied-
staaten und das Europäische Parlament, vertrat jedoch nach dem
Kompetenzübergang für ausländische Direktinvestitionen auf die
Europäische Union (EU) die Auffassung, dass erstmals mit Kanada
Investitionsschutzverhandlungen geführt werden sollten. Zugleich
fand zwischen dem Rat, dem Europäischen Parlament sowie der
Europäischen Kommission ein kontrovers geführter Trilog über die
Verordnung zur Einführung einer Übergangsregelung für bilaterale
Investitionsschutzabkommen zwischen den Mitgliedstaaten und
Drittländern statt. Das Europäische Parlament wie auch die Europä-
ische Kommission forderten im Rahmen dieses Trilogs weitgehende
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Eingriffsrechte im Hinblick auf bestehende Investitionsschutzverträ-
ge der EU-Mitgliedstaaten für den Fall, dass der Rat der Europä-
ischen Kommission ein Verhandlungsmandat nicht erteilt.

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung aus übergeordne-
ten politischen Gründen eine Mandatserteilung seinerzeit mitgetra-
gen.
8. Abgeordneter
Klaus

Ernst

(DIE LINKE.)
Wo liegt für die Bundesregierung der Unter-
schied, ob kanadische oder US-Firmen im
Rahmen von CETA Schadenersatzansprüche
gegen die Bundesrepublik Deutschland oder
andere EU-Mitgliedstaaten geltend machen
vor dem Hintergrund, dass sie sich dafür ein-
setzen will, „dass Zweigniederlassungen von
US-Konzernen in Kanada nicht Bestim-
mungen über Investor-Staat-Schiedsverfahren
in CETA nutzen können, um Schadens-
ersatzansprüche gegen die Bundesrepublik
Deutschland oder andere EU-Mitgliedstaaten
geltend zu machen“ (Antwort der Bundesre-
gierung zu Frage 25 der Kleinen Anfrage der
Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdruck-
sache 18/351)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 30. Januar 2014
Durch eine enge Definition des Begriffs „Investor“ (bezogen nur auf
bestimmte kanadische Investoren) lässt sich die Anzahl von mögli-
chen Investor-Staat-Schiedsverfahren von Drittstaateninvestoren be-
grenzen. So kann in CETA vorgesehen werden, dass nur Tochterge-
sellschaften von Drittstaateninvestoren, die substanzielle Geschäfts-
tätigkeiten in Kanada haben, CETA nutzen können. Briefkastenfir-
men können vom Anwendungsbereich ausgenommen werden. Auch
sollen sich rechtlich unselbständige Zweigniederlassungen nicht auf
CETA berufen können.
9. Abgeordneter
Klaus

Ernst
(DIE LINKE.)
Teilt die Bundesregierung die Ansicht des EU-
Handelskommissars Karel de Gucht, dass sich
das Problem des Missbrauchs von Investor-
Staat-Schiedsverfahren nicht dadurch lösen
lasse, dass kein Schutz von Investoren in das
Handelsabkommen mit Amerika aufgenom-
men werde (Süddeutsche Zeitung, 21. Januar
2014), und wie definiert die Bundesregierung
diesbezüglich den Begriff „Missbrauch“ (bitte
begründen)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries

vom 31. Januar 2014
Die Position der Bundesregierung zur Einbeziehung des Investitions-
schutzes und von Investor-Staat-Schiedsverfahren in der TTIP ist be-
kannt und mehrfach gegenüber dem Deutschen Bundestag dargelegt
worden, vgl. Bundestagsdrucksache 17/14787. Die endgültige Ent-
scheidung über die Aufnahme von Investitionsschutzbestimmungen
und Investor-Staat-Schiedsverfahren in das Abkommen wird nach
Evaluierung des Verhandlungsergebnisses zum Investitionsschutz
durch die Mitgliedstaaten erfolgen.
10. Abgeordneter
Klaus

Ernst
(DIE LINKE.)
Bis zu welchem Datum werden die TTIP-Ver-
handlungen zum Investitionsschutz ausgesetzt,
und wie ist der konkrete Fahrplan für die der-
weil stattfindende Einbeziehung der Öffent-
lichkeit?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries

vom 31. Januar 2014
Am 21. Januar 2014 teilte die Europäische Kommission mit, dass sie
die Gespräche zum Investitionsschutzkapitel im Rahmen der Ver-
handlungen zwischen der Europäischen Union und den USA über
die TTIP für drei Monate aussetzen wird. In dieser Zeit soll die Öf-
fentlichkeit in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union in einen
Konsultationsprozess zu den Themen „Investitionsschutz“ und „In-
vestor-Staat-Streitschlichtung“ einbezogen werden. Die Europäische
Kommission teilte außerdem mit, dass sie Anfang März 2014 einen
Textvorschlag zu den Themen „Investitionsschutz“ und „Investor-
Staat-Streitschlichtung“ vorlegen will. Der Text soll allgemein ver-
ständlich formuliert und mit zusäzlichen Erläuterungen versehen
werden, damit er für öffentliche Konsultationen europaweit einge-
setzt werden kann. Mit der Vorlage dieses Textes soll die dreimona-
tige Konsultationsfrist in den Mitgliedstaaten der Europäischen
Union beginnen. Der Zeitplan der weiteren TTIP-Verhandlungsrun-
den bleibe davon unberührt.
11. Abgeordnete
Inge

Höger
(DIE LINKE.)
Welche Voranfragen zur Erteilung einer Ex-
portgenehmigung nach Israel für nach dem
Außenwirtschaftsgesetz genehmigungspflichti-
ge Güter wurden von der Bundesregierung in
den Jahren 2009 bis 2013 behandelt, und wie
wurden diese Voranfragen beschieden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries

vom 28. Januar 2014
Zu Voranfragen über die Genehmigungsfähigkeit bestimmter Aus-
fuhrvorhaben äußert sich die Bundesregierung grundsätzlich nicht.
Voranfragen unterliegen in erhöhtem Maße dem Schutz des Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisses der betroffenen Unternehmen
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(siehe Artikel 12 des Grundgesetzes). Mögliche Mitbewerber könn-
ten aus der Veröffentlichung eines geplanten, aber noch nicht abge-
schlossenen Verfahrens Wettbewerbsvorteile ziehen. Zum Zeitpunkt
der Entscheidung über Voranfragen ist oft noch vollkommen unge-
wiss, ob das geplante Vorhaben später realisiert werden soll und
wird.
12. Abgeordneter
Stefan

Liebich

(DIE LINKE.)
Hat die Bundesregierung nach den jüngsten
Demonstrationen und Unruhen in Kiew das
Genehmigungsverfahren zur Ausfuhr von Rüs-
tungsgütern (einschließlich der in der Verord-
nung (EG) Nr. 1236/2005 des Rates vom
27. Juni 2005 aufgeführten Güter) in die
Ukraine, insbesondere von solchen Gütern,
die zum Einsatz gegen Demonstranten geeig-
net sind, wie Wasserwerfer, Tränengas, Gum-
migeschosse, Elektroschocker, gänzlich oder in
Teilen ausgesetzt und/oder bereits erteilte Ex-
portgenehmigungen für zum Einsatz gegen
Demonstranten geeignete Güter widerrufen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer

vom 30. Januar 2014
Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte ent-
scheidet die Bundesregierung im Einzelfall und im Lichte der jeweili-
gen Situation nach sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung außen-
und sicherheitspolitischer Erwägungen. Grundlage hierfür sind die
„Politische[n] Grundsätze der Bundesregierung für den Export von
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern“ aus dem Jahr 2000
und der „Gemeinsame Standpunkt des Rates der Europäischen
Union vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Regeln für
die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgü-
tern“. Der Beachtung der Menschenrechte im Empfangsland und
den Gefahren eines Missbrauchs des konkreten Rüstungsguts kom-
men dabei eine besondere Bedeutung zu.

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklung in der Ukraine mit
großer Sorge. In diesem Zusammenhang prüft die Bundesregierung
auch, ob bereits erteilte und noch nicht ausgenutzte Ausfuhrgenehmi-
gungen Güter betreffen, die für einen Einsatz gegen Demonstranten
geeignet sind. Diese Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Im Hin-
blick auf Güter, die der Verordnung (EG) Nr. 1236/2005 des Rates
vom 27. Juni 2005 unterfallen, liegen derzeit keine Anträge zur Aus-
fuhr in die Ukraine vor.
13. Abgeordnete
Nicole

Maisch
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus den Untersuchungsergebnissen des
Bundesamtes für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit vom November 2013, wo-
nach Kinder nicht ausreichend genug ge-
schützt sind vor z. B. zu hohen Nickelwerten
oder Weichmachern in Kinderspielzeugen,
und in welchem Rahmen hat sich die Bundes-
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regierung für die Einführung einer europä-
ischen bzw. nationalen verbindlichen Drittzer-
tifizierung von Spielzeug durch unabhängige
Prüfinstitute eingesetzt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries
vom 28. Januar 2014
Die Anforderungen an Spielzeug ergeben sich im Wesentlichen aus
der EG-Spielzeugrichtlinie sowie der EG-REACH-Verordnung
(REACH = Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction
of Chemicals). Es bestehen rechtliche Grenzwerte sowohl für Nickel
wie auch für bestimmte Phthalate in Spielzeug. Es obliegt zuvorderst
den Herstellern und Importeuren im Rahmen ihrer Sorgfaltspflicht,
die gesundheitliche Unbedenklichkeit ihrer Produkte sicherzustellen.

Die Einhaltung der Sicherheitsanforderungen an Spielzeug wird
durch die Marktüberwachungsbehörden regelmäßig kontrolliert.
Marktüberwachung ist als Vollzugsaufgabe Angelegenheit der Län-
der.

Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse, die das Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit im November 2013
veröffentlicht hat, zeigen, dass das Thema „Spielzeug“ im Rahmen
der amtlichen Kontrollen einen permanenten Schwerpunkt darstellt
und auch zukünftig verstärkt Berücksichtigung finden sollte.

In der Frage der Drittzertifizierung wird auf die Antwort der
Bundesregierung zu Frage 6 der Kleinen Anfrage der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 17/3809
verwiesen.

Eine entsprechende Forderung hat Deutschland bei der Überarbei-
tung der Spielzeugrichtlinie eingebracht. Da die Spielzeugrichtlinie
voll harmonisiert ist, kann Deutschland die verpflichtende Drittprü-
fung (Drittzertifizierung) nicht allein vorschreiben.
14. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche konkreten Ergebnisse und Erfolge
konnten durch die Deutsch-Chinesische Ar-
beitsgruppe zur Spielzeugsicherheit seit ihrer
Gründung im Jahr 2010 erreicht werden, und
wie lautet der konkrete weitere Zeit- bzw. Ar-
beitsplan?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries

vom 28. Januar 2014
Zu dieser Frage wird auf die Antworten der Bundesregierung zu den
Fragen 17 bis 21 der Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 17/10429 verwiesen.

Seit dieser Zeit (2012) konnte der Deutsch-Chinesische fünfjährige
gemeinsame Arbeitsplan der Arbeitsgruppe für die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Produktsicherheit unterzeichnet werden (Juni
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2013). Auch haben inzwischen mehrere Seminare für chinesische
Hersteller (Verbände) und Behörden zu den nationalen und europä-
ischen Sicherheitsanforderungen stattgefunden. Dazu zählten auch
die methodischen Probleme bei der Untersuchung von Spielzeug.
Aufgrund dieser Ergebnisse wurden zwei Projektteile in der deutsch-
chinesischen Arbeitsgruppe vereinbart: Entwicklung von Referenz-
materialien für Spielzeug und die hinreichend sichere Bestimmung
von Chrom VI im Spurenbereich nach der Spielzeugrichtlinie. Ein
weiteres Projekt beschäftigt sich mit der Risikobewertung von Spiel-
zeug als System über den Zeitraum des Lebenszyklus eines Spielzeu-
ges (Entwurf bis Entsorgung).
15. Abgeordneter
Michael
Schlecht

(DIE LINKE.)
Kann die Bundesregierung bestätigen, dass
nach meinen Informationen im letzten Jahr
der Jahreswirtschaftsbericht Diskussionsgegen-
stand in Gesprächen mit Vertretern der Wirt-
schaftsverbände war, bevor der Bericht dem
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie des
Deutschen Bundestages vorlag, und will die
Bundesregierung an dieser Praxis festhalten?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke

vom 30. Januar 2014
Gespräche mit Vertretern der Wirtschaftsverbände und der Gewerk-
schaften finden traditionell im Vorfeld der Erstellung des Jahreswirt-
schaftsberichts statt. Das war auch in diesem Jahr der Fall.

Der Jahreswirtschaftsbericht selbst wird in Abstimmung mit allen
Ressorts erarbeitet. Nach Verabschiedung durch das Bundeskabinett
wird der Jahreswirtschaftsbericht gemäß § 2 Absatz 1 des Gesetzes
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft di-
rekt – wie auch sonst üblich – dem Deutschen Bundestag und dem
Bundesrat zugeleitet.
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
16. Abgeordnete
Dr. Franziska

Brantner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hält die Bundesregierung die Ergebnisse des
Untersuchungsberichts, den am 20. Januar
2014 ein internationales Untersuchungsteam
aus Juristen und Forensikern vorgelegt hat,
welches Folter und Tötung von zehntausenden
syrischen Häftlingen durch die Assad-Regie-
rung behauptet, für belastbar, und wenn nein,
was wird die Bundesregierung unternehmen,
um diese Ergebnisse zu überprüfen?
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Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 30. Januar 2014
Der von der Rechtsanwaltskanzlei Carter-Ruck in Zusammenarbeit
mit Human Rights Watch verfasste Untersuchungsbericht zu Todes-
fällen in syrischen Haftanstalten liegt der unabhängigen internationa-
len Untersuchungskommission des Menschenrechtsrats der Verein-
ten Nationen (VN) über die Menschenrechtslage in Syrien (CoI) und
der VN-Hochkommissarin für Menschenrechte zur Prüfung vor. Die
Bundesregierung wird für eine abschließende Bewertung die Stel-
lungnahme dieser VN-Institutionen abwarten. Tötung und Folter in
syrischen Gefängnissen wurden von der CoI bereits in früheren Be-
richten dokumentiert.
17. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)
Inwieweit kann die Bundesregierung bestä-
tigen, dass nach Mitteilungen der faschisti-
schen Partei „Swoboda“, die die derzeitigen
Proteste in der Ukraine nicht nur zahlenmäßig,
sondern auch qualitativ im sehr erheblichen
Maße mit der UNA-UNSO, Trisub (Dreizack)
und Patrioten der Ukraine sowie deren radika-
lem und gewaltbereitem Umfeld tragen soll
(www.wdr5.de/sendungen/politikum/
kommentar/ukraine224.html), bereits im Früh-
jahr 2013 bei einem Treffen des deutschen Bot-
schafters in der Ukraine mit dem Vorsitzenden
der „Swoboda“ – also noch lange vor dem Ver-
zicht der Ukraine auf die Unterzeichnung
einer Assoziationsvereinbarung mit der EU
beim EU-Ostgipfel (28./29. November 2013) –
ein etwaiger Sturz der Kiewer Regierung bzw.
des Präsidenten Viktor Janukowitsch the-
matisiert wurde (http://german-foreign-policy.
com/de/fulltext/58750), und inwieweit ist nach
Kenntnis der Bundesregierung die Partei
„Swoboda“ und ihr Umfeld direkt an An-
griffen auf Juden in der Ukraine beteiligt
(www.juedische-allgemeine.de/article/view/id/
18169)?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 31. Januar 2014
Der deutsche Botschafter in Kiew hat, im Rahmen einer Reihe von
Gesprächen mit den Fraktionsvorsitzenden aller im ukrainischen
Parlament vertretenen Parteien, am 29. April 2013 den Fraktions-
vorsitzenden der „Swoboda“ im ukrainischen Parlament, Oleh
Tjyanybok, zu einem Antrittsgespräch getroffen. Ein etwaiger Sturz
von Präsident und Regierung wurde nicht thematisiert.

Zum Inhalt des Gesprächs verweise ich auf die Antwort der Bun-
desregierung zu Frage 8 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE
LINKE. auf Bundestagsdrucksache 17/14603 vom 22. August 2013.
Anlässlich dieses Gesprächs wurde auch die Verantwortung themati-
siert, die den im ukrainischen Parlament vertretenen Fraktionen für
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die Achtung der Menschenwürde, die Einhaltung der Menschenrech-
te und das Eintreten gegen Antisemitismus zukommt. Der deutsche
Botschafter unterstrich dabei, dass antisemitische Äußerungen aus
deutscher Sicht inakzeptabel seien.

Der Bundesregierung liegen über tätliche Angriffe bzw. Gewalttaten
von Mitgliedern der Partei „Swoboda“ gegen jüdische Mitbürger in
der Ukraine keine Erkenntnisse vor. Im Übrigen wird auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE
LINKE. auf Bundestagsdrucksache 17/14603 vom 22. August 2013
verwiesen.
18. Abgeordnete
Annette

Groth
(DIE LINKE.)
Welche Vorbedingungen wurden nach Kennt-
nis der Bundesregierung vor den Friedensver-
handlungen zwischen Israelis und Palästinen-
sern jeweils an die israelische und an die paläs-
tinensische Seite gestellt?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 30. Januar 2014
Nach Kenntnis der Bundesregierung wurden die Direktgespräche
zwischen Israelis und Palästinensern unter Schirmherrschaft der Ver-
einigten Staaten von Amerika im Juli 2013 ausdrücklich ohne Vorbe-
dingungen wieder aufgenommen. Allerdings einigten sich die Par-
teien auf wechselseitige Schritte zur Vertrauensbildung. Danach sag-
te die palästinensische Seite zu, ihre Strategie zur Aufnahme in inter-
nationale Organisationen bis April 2014 auszusetzen. Die israelische
Seite sagte zu, insgesamt 104 palästinensische Gefangene (so genann-
te Prä-Oslo-Gefangene) in vier Gruppen bis April 2014 freizulassen.
19. Abgeordnete
Annette
Groth

(DIE LINKE.)
Welche konkreten Informationen liegen der
Bundesregierung über bereits begangenen so-
wie geplanten Landraub in Jayyous im West-
jordanland vor?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 30. Januar 2014
Die Planungen zum Verlauf der israelischen Sperranlage bei Jayyous
im Westjordanland gehen auf das Jahr 2002 zurück. Für den Bau
der Sperranlage, der an dieser Stelle nicht der Grünen Linie folgt,
wurden mehrere hundert metrische Dunam (1 000 m2) Land konfis-
ziert; außerdem fallen mehrere tausend Dunam Land des Dorfes
Jayyous in den Bereich westlich der Anlage, was den Zugang für
Dorfbewohner erschwert. Nach Kenntnis der Bundesregierung wur-
de der Verlauf im Jahr 2009 durch israelische Gerichte zugunsten
des Dorfes Jayyous korrigiert. Mit dem Bau des Neuverlaufs der
Sperranlage wurde vor kurzem begonnen.
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20. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Inwieweit verändert der am 14. Januar 2014
erschienene Bericht von Richard Lloyd und
Professor Theodore A. Postol vom MIT (Mas-
sachusetts Institute of Technology) die Beurtei-
lung des Chemiewaffenangriffs in al-Ghuta/
Damaskus vom 21. August 2013 durch die
Bundesregierung?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 30. Januar 2014
Die „Mission der Vereinten Nationen zur Untersuchung von Vor-
würfen über den Einsatz chemischer Waffen in der Arabischen Re-
publik Syrien“ unter Leitung von Professor Åke Sellström hat in ih-
rem Bericht zu dem Chemiewaffeneinsatz, der am 16. September
2013 veröffentlicht wurde, zweifelsfrei festgestellt, dass am Morgen
des 21. August 2013 in verschiedenen Vororten von Damaskus der
Nervenkampfstoff Sarin mittels Boden-Boden-Raketen gegen die Zi-
vilbevölkerung eingesetzt wurde. Der Abschlussbericht der Untersu-
chungsmission vom 12. Dezember 2013 bestätigte diese Ergebnisse.

Mandatskonform äußert sich die Untersuchungsmission der Verein-
ten Nationen nicht ausdrücklich zur Urheberschaft dieses Chemie-
waffeneinsatzes. Die in den Berichten präsentierten Informationen
weisen jedoch eindeutig auf ein professionelles, staatliches Chemie-
waffenprogramm hin. Hier sind insbesondere die große Menge des
eingesetzten Sarins, der Reinheitsgrad dieses Nervenkampfstoffes,
die Beimischung von speziellen chemischen Stabilisatoren sowie die
Verwendung von industriell gefertigten Artillerieraketen, die beson-
ders für die Ausbringung von Chemiewaffen geeignet sind, zu nen-
nen. Zudem macht der Bericht der Untersuchungsmission der Ver-
einten Nationen deutlich, dass das eingesetzte Sarin in Komponen-
ten, also „binär“, gelagert wurde. Damit waren vor dem Einsatz die-
ses Nervenkampfstoffes Misch- und Abfüllvorgänge in einem Maße
erforderlich, das ebenfalls ein professionelles, staatliches Chemiewaf-
fenprogramm erfordert.

Zu der Schlussfolgerung, dass die syrische Regierung für den Che-
miewaffeneinsatz vom 21. August 2013 verantwortlich ist, gibt es vor
dem Hintergrund dieser Informationslage und Indizienkette keine
vernünftig begründete Alternativerklärung. Die Bundesregierung be-
hält ihre Beurteilung zum Chemiewaffenangriff daher bei.
21. Abgeordnete
Heike

Hänsel

(DIE LINKE.)
Welche konkreten Beweise liegen der Bundes-
regierung vor, die den Bundesminister des
Auswärtigen, Dr. Frank-Walter Steinmeier, in
seiner Rede vom 22. Januar 2014 in Montreux
zu der Aussage veranlassten, die Assad-Regie-
rung sei für den Chemiewaffeneinsatz vom
21. August 2013 verantwortlich, und welche
Konsequenzen zieht die Bundesregierung in
diesem Zusammenhang aus einer neuen Unter-
suchung vom 14. Januar 2014 des ehemaligen
UN-Chemiewaffeninspekteurs Richard Lloyd
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und von Professor Theodore A. Postol vom
MIT, die zum gegenteiligen Schluss kommt,
dass die Rebellen dafür verantwortlich seien?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 30. Januar 2014
Die Bundesregierung stützt sich in der Bwertung des Chemiewaffen-
einsatzes vom 21. August 2013 ganz wesentlich auf die Informatio-
nen, die von der „Mission der Vereinten Nationen zur Untersuchung
von Vorwürfen über den Einsatz chemischer Waffen in der Arabi-
schen Republik Syrien“ wissenschaftlich erhoben und ausgewertet
wurden. Der einschlägige Bericht zu diesem Angriff, der vom Gene-
ralsekretär der Vereinten Nationen, Ban Ki-moon, am 16. September
2013 präsentiert wurde, stellt zweifelsfrei fest, dass am Morgen des
21. August 2013 in verschiedenen Vororten von Damaskus der Ner-
venkampfstoff Sarin mittels Boden-Boden-Raketen gegen die Zivil-
bevölkerung eingesetzt wurde. Der Abschlussbericht der Untersu-
chungsmission, der am 12. Dezember 2013 präsentiert wurde, bestä-
tigte erneut diese Ergebnisse.

Mandatskonform äußert sich die Untersuchungsmission der Verein-
ten Nationen nicht ausdrücklich zur Urheberschaft dieses Chemie-
waffeneinsatzes. Die in den Berichten präsentierten Informationen
weisen jedoch eindeutig auf ein professionelles, staatliches Chemie-
waffenprogramm hin. Hier sind insbesondere die große Menge des
eingesetzten Sarins, der Reinheitsgrad dieses Nervenkampfstoffes,
die Beimischung von speziellen chemischen Stabilisatoren sowie die
Verwendung von industriell gefertigten Artillerieraketen, die beson-
ders für die Ausbringung von Chemiewaffen geeignet sind, zu nen-
nen. Zudem macht der Bericht der Untersuchungsmission der Ver-
einten Nationen deutlich, dass das eingesetzte Sarin in Komponen-
ten, also „binär“, gelagert wurde. Damit waren vor dem Einsatz die-
ses Nervenkampfstoffes Misch- und Abfüllvorgänge in einem Maße
erforderlich, das ebenfalls ein professionelles, staatliches Chemiewaf-
fenprogramm erfordert.

Zu der Schlussfolgerung, dass die syrische Regierung für den Che-
miewaffeneinsatz vom 21. August 2013 verantwortlich ist, gibt es vor
dem Hintergrund dieser Informationslage und Indizienkette keine
vernünftig begründete Alternativerklärung. Nach Auffassung der
Bundesregierung wird diese grundsätzliche Beurteilung durch die
von Richard Lloyd und Professor Theodore A. Postol am 14. Januar
2014 veröffentlichte Studie (Possible Implications of Faulty US
Technical Intelligence in the Damascus Nerve Agent Attack of Au-
gust 21, 2013) nicht infrage gestellt.
22. Abgeordnete
Heike
Hänsel

(DIE LINKE.)
Erwägt die Bundesregierung im Zuge der nun
begonnenen Syrien-Friedensverhandlungen in
Genf, die Wiederzulassung des syrischen Bot-
schafters in Berlin zur Wiederaufnahme des
Dialogs?
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Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 30. Januar 2014
Die Akkreditierung eines syrischen Botschafters in Deutschland
steht derzeit nicht an. Für eine Normalisierung der bilateralen Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der syrischen
Regierung ergibt sich aus den Genfer Gesprächen derzeit noch keine
Grundlage.
23. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)
Ist der Bundesregierung bekannt, ob und in
welchem Umfang die am 17. April 2013 in
einem Bericht des Magazins „FOCUS“ be-
schriebenen systematischen Tötungen von
Straßenhunden in Sotschi noch praktiziert wer-
den?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 27. Januar 2014
Der Bundesregierung sind Berichte über Tötungen von streunenden
Hunden in Sotschi bekannt. Auf die Antwort der Bundesregierung
vom 2. Mai 2013 auf die Schriftliche Frage 16 des Abgeordneten
Hans-Christian Ströbele auf Bundestagsdrucksache 17/13394 und
die Antwort der Bundesregierung zu Frage 25 der Kleinen Anfrage
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdruck-
sache 17/14444 vom 29. Juli 2013 wird verwiesen. Darüber hinaus
liegen der Bundesregierung keine neuen Erkenntnisse vor.
24. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)
Plant die Bundesregierung, dagegen offiziell
Protest einzulegen, oder sieht sie andere Wege,
um das Töten der Hunde zu stoppen?
Antwort des Staatsministers Michael Roth
vom 27. Januar 2014
Die Bundesregierung setzt sich auf internationaler Ebene sowohl im
bilateralen als auch im multilateralen Rahmen nachdrücklich für eine
stärkere Berücksichtigung des Tierschutzes ein – auch gegenüber der
Russischen Föderation.

Als Mitglied der Weltorganisation für Tiergesundheit (OIE) muss
auch die Russische Föderation den Standardempfehlungen zur Kon-
trolle von Populationen streunender Hunde folgen. Danach darf eine
etwaige Tötung streunender Hunde allenfalls in Kombination mit
anderen Maßnahmen und unter größtmöglicher Vermeidung von
Schmerzen, Leiden und Angst der Tiere erfolgen.

Die Bundesregierung wird die Situation in Sotschi weiter kritisch be-
obachten und diese bei Bedarf gegenüber den zuständen Stellen an-
sprechen.
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25. Abgeordnete
Inge

Höger

(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
hinsichtlich der Vorwürfe und ihrer Rechtmä-
ßigkeit im Rahmen des Prozesses gegen die
beiden Aktivistinnen der Bewegung der Opfer
von Mikrokreditorganisationen in der marok-
kanischen Ouarzazate-Region A. M. und B. I.,
und welche Bemühungen zu ihrer Freilassung
gedenkt die Bundesregierung gegenüber der
marokkanischen Regierung zu unternehmen?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 29. Januar 2014
In der ländlichen Region um die südmarokkanische Stadt Ouarzaza-
te haben zahlreiche Frauen Kleinkredite aufgenommen und fühlen
sich nun bezüglich der Kreditbedingungen von den Kreditvermitt-
lern hintergangen. Die betroffenen Frauen stammen ganz überwie-
gend aus bäuerlichem Umfeld und können weder lesen noch schrei-
ben. Sie haben Verträge unterzeichnet, deren Inhalt ihnen wohl un-
bekannt und deren Tragweite ihnen nicht bewusst war. Die Kreditbe-
dingungen wie Rückzahlungsmodalitäten und -fristen, Zinsen und
Zinseszinsen haben sie vermutlich nicht voll erfasst.

Während die betroffenen Frauen sich betrogen und getäuscht fühlen,
sehen die Kreditvermittler nur die unterschriebenen vertraglichen
Bedingungen. Ein Prozess gegen zwei betroffene Frauen sollte be-
reits 2013 stattfinden, wurde aber mehrfach verschoben.

Die Bundesregierung wird den Verlauf des Prozesses aufmerksam
verfolgen und die Problematik gegebenenfalls bilateral unter Beru-
fung auf die deutsch-marokkanische „Erklärung von Rabat“ vom
13. September 2013 sowie im EU-Rahmen aufgreifen.
26. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung
zu, dass die Visastelle der Botschaft in Beirut
wie in dem in der „Frankfurter Rundschau“
vom 17. Januar 2014 dargestellten Fall
(„Krieg gilt nicht als Härtefall“) trotz Vorlie-
gens aller sonstigen Voraussetzungen im Rah-
men der Länderanordnungen zum Familien-
nachzug zu in Deutschland lebenden Syrern
die Erteilung von Visa mit der Begründung ab-
lehnt, es handele sich nicht um Härtefälle, und
hält es die Bundesregierung für zielführend,
wenn nach erfolgter Zustimmung durch die
Ausländerbehörden in diesem Zusammenhang
noch eine intensive Prüfung der Voraussetzun-
gen für eine Visaerteilung durch die Auslands-
vertretungen stattfindet (bitte begründen)?
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Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 27. Januar 2014
Die Deutsche Botschaft Beirut prüft für Antragsteller, für die ein
Bundesland die Aufnahme im Rahmen seines Aufnahmeprogramms
für syrische Flüchtlinge gemäß § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes
(AufenthG) erklärt hat, nicht das Vorliegen eines Härtefalls.

In keinem einzigen Fall hat die Deutsche Botschaft Beirut bis zu die-
sem Zeitpunkt einen Visumantrag im Rahmen der Aufnahmepro-
gramme der Länder abgelehnt, sondern in diesem Kontext bisher be-
reits 644 Visa erteilt.

Bei dem in der „Frankfurter Rundschau“ vom 17. Januar 2014 dar-
gestellten Fall handelt es sich nicht um die Aufnahme in ein Länder-
programm als syrischer Flüchtling, sondern um einen Antrag auf Er-
teilung eines Visums als Familienangehöriger nach § 36 Absatz 2
AufenthG. Hierfür lagen die tatbestandlichen Voraussetzungen nicht
vor.

Gerade um der menschlichen Tragödie in Syrien gerecht zu werden,
die eben nicht nur Einzelschicksale betrifft, haben der Bund und die
Länder ergänzend im Wege von Aufnahmeprogrammen zur Aufent-
haltsgewährung die Aufnahme von weit über 10 000 schutzbedürfi-
gen Menschen aus Syrien zugesagt. Soweit die Voraussetzungen für
die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 36 Absatz 2 AufenthG
nicht vorliegen, können Betroffene die Aufnahme über diese Aufnah-
meprogramme anstreben. Die Aufnahmeanordnung für das zweite
Bundesaufnahmeprogramm ermöglicht inzwischen grundsätzlich
auch eine Berücksichtigung von staatenlosen Einwohnern Syriens
wie im Falle der in dem Zeitungsartikel erwähnten Antragstellerin.
27. Abgeordneter
Markus

Tressel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Aktivitäten sind vonseiten der Bundes-
regierung geplant, um die Stadt Thessaloniki
in ihrer Rolle als Europäische Jugendhaupt-
stadt 2014 zu unterstützen, beispielsweise
durch Veranstaltungen, Besuche, Gespräche,
und mit welchen konkreten Projekten will die
Bundesregierung dieses Ereignis nutzen, um
langfristige Projekte der Jugendpolitik (bei-
spielsweise Austausche, Jugendprojekte) zwi-
schen Griechenland und Deutschland zu im-
plementieren?
Antwort des Staatsministers Michael Roth

vom 27. Januar 2014
Die Federführung für die Förderung des internationalen Jugendaus-
tausches liegt in der Bundesregierung beim Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Über den Kinder- und Ju-
gendplan des Bundes sowie das europäische Mobilitätsprogramm
„Erasmus +“ werden Begegnungsmaßnahmen von Jugendverbänden
und -organisationen mit griechischen Partnerorganisationen im gan-
zen Land gefördert. Das Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend wird den Auftrag des Koalitionsvertrags zur Er-
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richtung eines deutsch-griechischen Jugendwerks zum Anlass neh-
men, den Jugendaustausch im Zusammenwirken mit den Trägern
der internationalen Jugendarbeit zu intensivieren.

Das Auswärtige Amt fördert daneben einzelne Austauschmaßnah-
men mit besonderer außenpolitischer Bedeutung. Auf dieser Grund-
lage beabsichtigt das Auswärtige Amt, im Rahmen der Veranstaltun-
gen zur Europäischen Jugendhauptstadt ein Internationales Forum
des Europäischen Jugendparlaments in Thessaloniki im August 2014
zu fördern. Nach jetzigem Stand werden dazu etwa 150 Jugendliche
aus allen Teilen Europas erwartet. Außerdem prüft das Auswärtige
Amt die Förderung von weiteren deutsch-griechischen Jugendprojek-
ten mit besonderer außenpolitischer Bedeutung.

Darüber hinaus begleitet das Deutsche Generalkonsulat in Thessalo-
niki organisatorisch wie finanziell Projekte, die vom Goethe-Institut,
vom Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD), von den
politischen Stiftungen und privaten deutschen Trägern durchgeführt
werden. Dabei handelt es sich um Austauschprogramme, kulturelle
Projekte und Informationsveranstaltungen, unter anderem auch zur
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Ich darf Ihnen versichern,
dass die deutsch-griechischen Beziehungen für das Auswärtige Amt
einen hohen Stellenwert einnehmen. Ich selbst hatte bei meinem Be-
such in Thessaloniki am 25. und 26. Januar 2014 Gelegenheit, mich
mit dem Oberbürgermeister und jungen Teilnehmern an EU-geför-
derten Programmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit aus-
zutauschen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
28. Abgeordnete
Luise
Amtsberg

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele der vom Bundesministerium des In-
nern (BMI) am 30. Oktober 2013 identifizier-
ten 182 afghanischen Ortskräfte der Bundes-
wehr, des Auswärtigen Amts und des BMI, die
eine Aufenthaltserlaubnis in Deutschland er-
halten haben, sind mittlerweile eingereist
(www.bmi.bund.de/SharedDocs/
Kurzmeldungen/DE/2013/10/afghanische-
ortskraefte.html), und wie viele weitere afgha-
nische Ortskräfte haben seitdem um Aufnah-
me in Deutschland gebeten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 27. Januar 2014
Mittlerweile sind 21 ehemalige Ortskräfte mit ihren Familien (insge-
samt 75 Personen) nach Deutschland ausgereist (Stand: 20. Januar
2014).

Von derzeit 416 bearbeiteten Prüffällen haben 212 ehemalige Orts-
kräfte für sich und ihre Familien eine Aufnahmezusage für Deutsch-
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land erhalten. Der Ortskraft steht es dann offen, ob sie die Aufnah-
mezusage in Anspruch nimmt.
29. Abgeordnete
Luise

Amtsberg
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sieht die Bundesregierung aufgrund des in
Kundus am 24. November 2013 ermordeten
ehemaligen Dolmetschers der Bundeswehr,
Dschawad Wafa, eine neue Bedrohungslage
für die afghanischen Ortskräfte der Bundes-
wehr, des Auswärtigen Amts und des BMI,
und wenn nein, mit welcher Begründung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 27. Januar 2014
Die Ermordung eines ehemaligen Dolmetschers im November 2013
hat nach Kenntnis der Bundesregierung nichts mit seinem Beschäfti-
gungsverhältnis bei der Bundeswehr in Kundus zu tun. Es handelt
sich wohl um eine kriminell motivierte oder auf das familiär-soziale
Umfeld des Getöteten zurückzuführende Tat, die nicht durch regie-
rungsfeindliche Kräfte verübt wurde.

Die Gefährdungssituation jeder einzelnen Ortskraft wird vor Ort ge-
prüft. Jeder individuell gefährdeten Ortskraft bietet die Bundesregie-
rung umgehend die Aufnahme in Deutschland an.
30. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)
Welche In- oder Auslandsgeheimdienste bzw.
entsprechende, dem Militär unterstehenden
Behörden sind der deutschen Einladung zu
Treffen hinsichtlich der „Entwicklung gemein-
samer Standards in der nachrichtendienstli-
chen Arbeit“ (Bundestagsdrucksache 18/168)
nachgekommen bzw. haben diese ausgeschla-
gen (um die Entwicklung des Prozesses zu be-
urteilen, bitte die Teilnahme für die lt. Süd-
deutscher Zeitung vom 15. Januar 2014 drei
Gesprächsrunden ausweisen), und wie haben
die Dienste auf die konkreten Vorschläge der
Bundesregierung reagiert, die nach Pressebe-
richten für den „Anti-Spionage-Pakt für Euro-
pa“ eingebracht habe, dass dieser „nur noch
Abhörmaßnahmen für zuvor verabredete Zwe-
cke erlauben“ solle sowie dafür Sorge tragen
müsse, dass „nationale Schutzbestimmungen
für Bürger“ nicht mehr ausgehebelt werden
können (Süddeutsche Zeitung vom 15. Januar
2014)?



Deutscher Bundestag – 18. WahlperiodeDrucksache 18/412 – 20 –
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 23. Januar 2014
Die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel hat im Sommer 2013 Maß-
nahmen zum besseren Schutz der Privatsphäre angekündigt, darun-
ter auch die Vereinbarung gemeinsamer nachrichtendienstlicher
Standards für Auslandsnachrichtendienste der EU-Mitgliedstaaten.
Der Bundesnachrichtendienst wurde beauftragt, einen entsprechen-
den Vorschlag zu erarbeiten und mit europäischen Partnern abzu-
stimmen. Der Bundesnachrichtendienst hat mit EU-Partnerdiensten
entsprechende Gespräche aufgenommen. Hierbei handelt es sich um
einen laufenden Prozess.

Weitergehende Ausführungen zu den Verhandlungen sind aus Grün-
den des Staatswohls nicht möglich.

Das verfassungsrechtlich verbürgte Frage- und Informationsrecht
des Deutschen Bundestages gegenüber der Bundesregierung wird
durch gleichfalls Verfassungsrang genießende schutzwürdige Interes-
sen wie das Staatswohl begrenzt.

Gegenstand der Schriftlichen Frage sind Aspekte der Beziehungen
des Bundesnachrichtendienstes zu ausländischen Nachrichtendiens-
ten, die das Staatswohl berühren. Nach einer umfassenden Abwä-
gung überwiegt in diesem Fall ausnahmsweise das Staatswohl dem
parlamentarischen Informationsanspruch. Mit einer substanziellen
Beantwortung der Frage würden Einzelheiten zu internationalen
Kooperationen des Bundesnachrichtendienstes bekannt, die geeignet
sind, bestehenden Beziehungen zu Partnerdiensten nicht heilbaren
Schaden zuzufügen.

Einzelheiten zu den in positiver und von gegenseitigem Vertrauen ge-
tragener Atmosphäre verlaufenden Gesprächen sowie den daran be-
teiligten Partnerdiensten unterliegen daher der Geheimhaltung. Auf-
grund der nationalen wie auch EU-weiten Bedeutung der zu verhan-
delnden Thematik darf Vertraulichkeit nicht aufs Spiel gesetzt wer-
den; möglicherweise gelingt es erstmalig, supranationale Standards
für künftige nachrichtendienstliche Tätigkeit abzustimmen. Wenn
Einzelheiten aus laufenden Gesprächen bekannt würden, könnte dies
die weiteren Aussichten schwer belasten.

Aber auch das internationale Ansehen des Bundesnachrichtendiens-
tes würde herabgesetzt. Die Verlässlichkeit des Bundesnachrichten-
dienstes als Verhandlungsführer auch in über diesen Kontext hinaus-
gehenden Konstellationen wäre infrage gestellt. Negative Folgewir-
kungen insbesondere hinsichtlich der Bereitschaft anderer Nachrich-
tendienste, Kooperationen mit ihm einzugehen, wären zu befürchten.
Der Informationsaustausch mit anderen Nachrichtendiensten ist je-
doch eine unersetzbare Quelle nachrichtendienstlicher Informations-
beschaffung. Ein Rückgang von Informationen aus diesem Bereich
wird zu einer Verschlechterung der Abbildung der Sicherheitslage
durch den Bundesnachrichtendienst führen.

Insofern birgt eine Offenlegung der erfragten Informationen die Ge-
fahr, dass die Position und die Reputation, die der Bundesnachrich-
tendienst genießt und die gerade auch im Hinblick unterschiedlicher
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internationaler Krisenfelder in hohem Maße schutzwürdig ist, herab-
gesetzt werden.

Eine VS-Einstufung (VS = Verschlussache) und Hinterlegung der er-
fragten Informationen in der Geheimschutzstelle des Deutschen
Bundestages würde ihrer erheblichen Brisanz im Hinblick auf die Be-
deutung der internationalen nachrichtendienstlichen Zusammenar-
beit nicht ausreichend Rechnung tragen. Die erfragten Inhalte betref-
fen schutzbedürftige Interessen anderer ausländischer öffentlicher
Stellen.

Bei einer Offenlegung bestünde die Gefahr, dass Rückschlüsse auf
die Positionen und Interessen der anderen beteiligten Nachrichten-
dienste gezogen werden können. Dies kann die erfolgreiche Fortset-
zung der Gespräche gefährden. Diese Gefahr kann nicht durch eine
Bekanntgabe gegenüber einem begrenzten Kreis von Empfängern
abgewendet werden.

Da die Verhandlungen noch nicht abgeschlossen sind, Abstimmungs-
und Erörterungsprozesse hierzu andauern, begrenzt der Kernbereich
exekutiver Eigenverantwortung zudem den parlamentarischen Infor-
mationsanspruch.

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die erbetenen Informationen der-
art schutzbedürftige Geheimhaltungsinteressen berühren, dass insbe-
sondere das Staatswohl gegenüber dem parlamentarischen Informa-
tionsrecht überwiegt. Insofern muss ausnahmsweise das Fragerecht
der Abgeordneten gegenüber dem Geheimhaltungsinteresse zurück-
stehen.
31. Abgeordneter
Andrej

Hunko
(DIE LINKE.)
Wie ist der Stand der Verhandlungen über das
Abkommen zwischen der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Regierung
der Vereinigten Mexikanischen Staaten über
die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich,
und wie ist der Zeitplan der Verhandlungen
(bitte nach bereits stattgefundenen Treffen, ge-
planten Treffen und voraussichtlichem Ab-
schluss der Verhandlungen aufschlüsseln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 28. Januar 2014
Die Verhandlungen zu einem Abkommen zwischen der Regierung
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Vereinigten
Mexikanischen Staaten über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbe-
reich dauern an. Zunächst wurden in der Vergangenheit zwischen
den Verhandlungspartnern im Schriftwege verschiedene Textentwür-
fe für ein entsprechendes Abkommen ausgetauscht. Vom 22. bis zum
24. Januar 2014 befindet sich nun eine Verhandlungsdelegation des
Bundesministeriums des Innern in Mexiko, um hierauf aufbauend
die Verhandlungen mündlich weiterzuführen. Die weiteren Planun-
gen zu gegebenenfalls erforderlichen weiteren Treffen bis zum Ab-
schluss der Verhandlungen werden sich aus den Resultaten dieser
Verhandlungen ergeben.
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32. Abgeordneter
Tom

Koenigs

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie vielen Menschen wurde in den letzten fünf
Jahren (bitte getrennt nach Jahren und Zeit-
punkt der Asylgewährung vor Einreise in die
Bundesrepublik Deutschland bzw. danach an-
geben) humanitäres Asyl gemäß § 22 des Auf-
enthaltsgesetzes gewährt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 30. Januar 2014
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass – entgegen dem in der
Frage durch den Begriff „humanitäres Asyl“ erzeugten Eindruck –
die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen nach § 22 des Aufenthalts-
gesetzes in keinem Zusammenhang mit der Durchführung eines
Asylverfahrens steht. Daher ist in der nachfolgenden Antwort davon
ausgegangen worden, dass es Ihnen um die Anzahl der Ausländer
geht, denen für ihre Aufnahme aus dem Ausland aus völkerrecht-
lichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer In-
teressen eine Aufenthaltserlaubnis nach § 22 AufenthG erteilt wor-
den ist. Aufenthaltserlaubnisse werden immer erst nach einer Einrei-
se erteilt.

Tabelle 1 gibt die Anzahl der Personen wieder, denen ausweislich
des Ausländerzentralregisters (AZR) in den Jahren von 2009 bis
2013 erstmalig eine Aufenthaltserlaubnis nach § 22 AufenthG erteilt
worden ist. Die Erteilungen für das Jahr 2013 liegen noch nicht voll-
ständig vor, da die Ausländerbehörden im Verlauf des ersten Quar-
tals eines Jahres üblicherweise noch Nachmeldungen für das vorheri-
ge Jahr an das AZR vornehmen.
Soweit die Aufnahmen nach § 22 Satz 2 AufenthG durch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge selbst bearbeitet worden sind,
liegen dort Fallzahlen zu den entsprechenden Aufnahmezusagen vor,
die der Tabelle 2 entnommen werden können.

Soweit auf dieser Grundlage Einreisen bereits erfolgt sind und ent-
sprechende Aufenthaltstitel nach § 22 Satz 2 AufenthG erteilt wur-
den, sind diese Fälle auch in der Tabelle 1 enthalten. Deren genaue
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Anzahl ist aber statistisch nicht gesondert zu ermitteln, da Aufnah-
mezusagen im AZR nicht erfasst werden. Bei iranischen und syri-
schen Staatsangehörigen erfolgt die Einreise im Regelfall jeweils zeit-
nah zur Aufnahmezusage. Die Mehrzahl der afghanischen Staatsan-
gehörigen mit Aufnahmezusage (größtenteils bei den Bundesressorts
beschäftigte afghanische Ortskräfte) wird hingegen erst im Laufe die-
ses Jahres einreisen.
33. Abgeordneter
Jan

Korte

(DIE LINKE.)
Aus welchem Grund hat das Bundesamt für
Verfassungsschutz eine Sonderauswertung zur
technischen Aufklärung nicht nur britischer
und US-amerikanischer, sondern auch franzö-
sischer Nachrichtendienste mit Bezug zu
Deutschland eingerichtet (vgl. Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdruck-
sache 18/159), und welche Anhaltspunkte oder
Verdachtsmomente existieren nach Kenntnis
der Bundesregierung dafür, dass auch französi-
sche Nachrichtendienste Kommunikationssys-
teme von Bundesbehörden ausspionieren bzw.
in ihren Auslandsvertretungen in der Bundes-
republik Deutschland statuswidrige Aktivitä-
ten durchführen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 27. Januar 2014
Im Juni 2013 veröffentlichten diverse internationale Presseorgane
erste Hinweise auf bis dahin nicht bekannte nachrichtendienstliche
Aktivitäten des US-amerikanischen Nachrichtendienstes National
Security Agency (NSA). Die Medien berichteten ferner, dass auch
andere befreundete Staaten wie Großbritannien oder Frankreich
Fernmeldeaufklärungsprogramme zu Spionagezwecken in Deutsch-
land betreiben würden.
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In das Konzept der „Sonderauswertung Technische Aufklärung
durch US-amerikanische, britische und französische Nachrichten-
dienste mit Bezug zu Deutschland“ (SAW TAD) wurde daher auch
die Aufklärung und Bewertung der Aktivitäten französischer Nach-
richtendienste in Deutschland und in deutschen Einrichtungen im
Ausland einbezogen.

Es liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, dass französi-
sche Nachrichtendienste eine technische Aufklärung zum Nachteil
der Bundesrepublik Deutschland betreiben oder aus den hiesigen
französischen Auslandsvertretungen heraus statuswidrige Aktivitäten
ausgeübt würden.
34. Abgeordneter
Özcan
Mutlu

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Personen des Geburtsjahrgangs
1990 sind von der Optionspflicht im Jahr 2013
insgesamt betroffen gewesen, und wie viele die-
ser Personen haben eine Erklärung zur Op-
tionspflicht abgegeben (bitte nach Quartalen
sowie nach Verlust der deutschen Staatsbürger-
schaft, Verlust der ausländischen Staatsbürger-
schaft oder Beibehaltung beider Staatsbürger-
schaften aufschlüsseln)?
35. Abgeordneter
Özcan

Mutlu

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Personen der Geburtsjahrgänge
1991 und 1992 werden von der Optionspflicht
in den Jahren 2014 und 2015 insgesamt betrof-
fen sein, und wie viele dieser Personen haben
schon eine Erklärung zur Optionspflicht abge-
geben (bitte nach Quartalen sowie nach Beibe-
haltung deutscher, ausländischer oder beider
Staatsbürgerschaften aufschlüsseln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Günter Krings

vom 29. Januar 2014
Im Jahr 2013 haben ca. 3 400 Optionspflichtige des Geburtsjahr-
gangs 1990 das 23. Lebensjahr vollendet, sodass für sie die Options-
frist ausgelaufen ist. Von den Geburtsjahrgängen 1991 und 1992 sind
auf die Jahre 2014 und 2015 bezogen jeweils ca. 3 800 und 4 000 Per-
sonen betroffen. Eine quartalsmäßige Aufschlüsselung ist nicht mög-
lich, da insoweit nur jahrgangsbezogene Daten vorliegen.

Der Fortbestand oder Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit der
Optionspflichtigen wird in das Register der Entscheidungen in
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten (Register EStA) im Rahmen
der Feststellungen nach § 29 Absatz 6 des Staatsangehörigkeitsgeset-
zes (StAG) eingetragen. Hierbei handelt es sich um Feststellungen
des Verlustes der deutschen Staatsangehörigkeit, des Fortbestandes
der deutschen Staatsangehörigkeit ohne Beibehaltungsgenehmigung
und des Fortbestandes der deutschen Staatsangehörigkeit mit Beibe-
haltungsgenehmigung.
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Die entsprechenden Zahlen mit Stand 31. Dezember 2013 können
der folgenden Tabelle entnommen werden. Die Angabe des Quartals
bezieht sich auf das Geburtsquartal der gespeicherten Person.

Bei den Angaben ist zu berücksichtigen, dass die Staatsangehörig-
keitsbehörden der Länder zwar gemäß § 33 Absatz 3 StAG verpflich-
tet sind, die jeweiligen Entscheidungen unverzüglich an das Register
EStA zu melden, eine tagesaktuelle Meldung erfolgt jedoch nicht in
allen Fällen.
36. Abgeordnete
Halina

Wawzyniak

(DIE LINKE.)
Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus der standardmäßigen Sperrung der
Website der Partei DIE LINKE. Sachsen
durch die Filtersoftware „Schulfilter Plus“ der
Firma TIME for kids Informationstechnolo-
gien GmbH (Quelle: www.dielinke-sachsen.de/
politik/detail/article/filtersoftware-an-schulen-
schliesst-die-linke-aus/), insbesondere vor dem
Hintergrund, dass der Bundesminister für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung a. D.
Dr. Peter Ramsauer im Dezember 2012 die „Ini-
tiative für ein sauberes Internet an bayerischen
Schulen“ lobte, die auf Software dieser Firma
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setzt (Quelle: www.time-for-kids.org/fileadmin/
TIME_for_kids_org/Bilder/gesellschaft/PM_
Tfk_Found_EW5_2012-12-21.pdf)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 28. Januar 2014
Die Bundesregierung hat keine Kenntnis zu Einzelheiten und Hinter-
gründen des in der Frage dargestellten Sachverhalts zum Einsatz der
Software „Schulfilter Plus“ an Schulen des Freistaates Sachsen. Aus
einem inzwischen auf der Internetseite der Partei DIE LINKE. Sach-
sen veröffentlichten „Update“ zur Pressemitteilung der in der Frage
in Bezug genommenen Pressemitteilung ergibt sich, dass sich der Ge-
schäftsführer des Unternehmens TIME for kids Informationstechno-
logien GmbH „für die Kategorisierung entschuldigt [habe], die sei-
ner Auskunft nach automatisiert erfolgte. Eine Änderung sei veran-
lasst.“ Die Bundesregierung sieht aufgrund dessen keinen weiteren
Anlass zu einer Bewertung des Sachverhalts.
37. Abgeordnete
Halina

Wawzyniak

(DIE LINKE.)
Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus der Einstufung der Partei DIE
LINKE. als extremistische Partei durch die
Filtersoftware „Schulfilter Plus“ der Firma
TIME for kids Informationstechnologien
GmbH?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 28. Januar 2014
Die Bundesregierung sieht keinen Anlass, aus dem dargestellten
Sachverhalt Konsequenzen zu ziehen. Sie weist ergänzend darauf
hin, dass die Partei DIE LINKE. als Ganzes im aktuellen Verfas-
sungsschutzbericht des Bundes nicht als extremistisch eingestuft
wird.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und für Verbraucherschutz
38. Abgeordneter
Christian

Kühn

(Tübingen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welchen Zeitplan hat die Bundesregierung zur
Einführung der so genannten Mietpreisbremse
(„Damit Wohnraum insbesondere in Städten
mit angespannten Wohnungsmärkten bezahl-
bar bleibt, räumen wir den Ländern für die
Dauer von fünf Jahren die Möglichkeit ein, in
Gebieten mit nachgewiesenen angespannten
Wohnungsmärkten bei Wiedervermietung von
Wohnraum die Mieterhöhungsmöglichkeiten
auf maximal 10 Prozent über der ortsüblichen
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Vergleichsmiete zu beschränken.“ Deutsch-
lands Zukunft gestalten, Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD, S. 115)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kelber

vom 23. Januar 2014
Die Bundesregierung sieht in der Einführung der so genannten Miet-
preisbremse ein vordringliches Anliegen. Das Bundesministerium
der Justiz und für Verbraucherschutz hat bereits mit der Erarbeitung
eines Gesetzentwurfs begonnen.
39. Abgeordnete
Dr. Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Erwägt die Bundesregierung im Falle der Ein-
leitung etwaiger Ermittlungsverfahren der Ge-
neralbundesanwaltschaft im Zusammenhang
mit der massenhaften Ausspähung von Bun-
desbürgern bzw. dem Abhören des Handys
der Bundeskanzlerin, Dr. Angela Merkel,
durch die National Security Agency (NSA)
von der Weisungsbefugnis des Bundesministe-
riums der Justiz und für Verbraucherschutz
Gebrauch zu machen, um derartige Verfahren
zu unterbinden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange
vom 28. Januar 2014
Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof prüft im Zusam-
menhang mit den von Ihnen angesprochenen Sachverhalten im Rah-
men von zwei Beobachtungsvorgängen, ob hinreichende Anhalts-
punkte für das Vorliegen einer in seine Verfolgungszuständigkeit fal-
lenden Straftat vorliegen.

Die Prüfung, ob ein hinreichender Anfangsverdacht für das Vorlie-
gen einer in der Zuständigkeit der Bundesanwaltschaft liegenden
Straftat gegeben ist, obliegt dem Generalbundesanwalt. § 152 Ab-
satz 2 der Strafprozessordnung knüpft das Einschreiten wegen ver-
folgbarer Straftaten an das Vorliegen zureichender tatsächlicher An-
haltspunkte. Die diesbezügliche Prüfung ist noch nicht abgeschlos-
sen. Infolgedessen sieht die Bundesregierung keine Veranlassung für
hypothetische Erwägungen zu hypothetischen Fragestellungen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
40. Abgeordnete
Kerstin

Andreae

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Geschäfts- und Finanzbeziehungen
existieren derzeit zwischen der KfW Banken-
gruppe und dem Bund (z. B. Förderprogram-
me, Platzhaltergeschäfte, Maßnahmen im wei-
teren Sinne zur Stabilisierung des Euro)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 29. Januar 2014
Die KfW Bankengruppe tätigt gesetzesgemäß folgende Geschäfte:
Fördergeschäfte (§ 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Kreditanstalt
für Wiederaufbau – KfW-Gesetz), Zuweisungsgeschäfte (§ 2 Ab-
satz 4 des KfW-Gesetzes) sowie Zusammenhangsgeschäfte wie z. B.
Treasury-Aktivitäten (§ 2 Absatz 3 des KfW-Gesetzes). In allen Ka-
tegorien kommt es typischerweise, jedoch nicht zwingend, zu Ge-
schäftsbeziehungen mit dem Bund, die auch Zahlungen aus dem
Bundeshaushalt auslösen. Geschäftsbeziehungen zum Bund können
innerhalb der KfW Bankengruppe auch bei der KfW IPEX-Bank
GmbH und der KfW DEG – Deutsche Investitions- und Entwick-
lungsgesellschaft mbH bestehen.

Fördergeschäfte finden in den in § 2 Absatz 1 des KfW-Gesetzes
im Einzelnen benannten gesetzlichen Aufgabenbereichen statt und
haben bei den Förderaufgaben nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 3
des KfW-Gesetzes (u. a. Mittelstand, Wohnungswirtschaft, Umwelt-
schutz, Entwicklungszusammenarbeit, Bildung) typischerweise pro-
grammhaften Charakter. Der Einsatz von Bundesmitteln kann in
verschiedenen Varianten geschehen: Zum einen können Haushalts-
mittel als Komponente einer Beteiligungsfinanzierung, eines Dar-
lehens oder Zuschusses an den Endfinanznehmer ausgereicht wer-
den. Zweitens können Haushaltsmittel zur Zinsverbilligung einge-
setzt werden. Drittens kann eine Vergütung der KfW Bankengruppe
aus Haushaltsmitteln erfolgen. Diese Einsatzvarianten können auch
in Kombination auftreten. Darüber hinaus übernimmt der Bund auf
Basis bestehender Gewährleistungsermächtigungen in vielen Berei-
chen Garantien (auch) zugunsten der KfW Bankengruppe. In den
Geschäftsfeldern Gründung, Innovation und allgemeine Unterneh-
mensfinanzierungen findet die Förderung schließlich schwerpunkt-
mäßig durch Mittel des ERP-Sondervermögens (ERP = European
Recovery Program) statt. Daneben gibt es im Bereich der Förderge-
schäfte der KfW Bankengruppe zahlreiche Aktivitäten, die als reine
Eigenmittelprodukte ohne jeglichen Einsatz von Haushaltsmitteln er-
folgen. Ferner tätigt die KfW Bankengruppe eine begrenzte Zahl
weiterer Geschäfte, die ihr durch Gesetze außerhalb des KfW-Geset-
zes übertragen sind. Beispiele für Geschäfte aufgrund sondergesetz-
licher Übertragung ist das BAföG-Bankdarlehen (§§ 18c, 56 BAföG)
(BAföG = Bundesausbildungsförderungsgesetz) sowie die Refinan-
zierung von BAföG-Staatsdarlehen durch die KfW Bankengruppe
(§ 17 Absatz 2, § 56 BAföG).

Zuweisungsgeschäfte nach § 2 Absatz 4 des KfW-Gesetzes sind Ge-
schäfte, an denen ein besonderes staatliches Interesse der Bundes-
republik Deutschland besteht und die der KfW Bankengruppe im
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Einzelfall von der Bundesregierung zugewiesen werden. Wichtige
Zuweisungsgeschäfte sind z. B. die Platzhaltergeschäfte im Rahmen
der Privatisierung der Post und der Telekom. Die Platzhalterverträge
regeln Zahlungen zwischen Bund und KfW Bankengruppe, die aus
der Übernahme der Aktien, ihrer Privatisierung und der Refinanzie-
rung resultieren. Des Weiteren ist das Sonderprogramm der KfW
Bankengruppe zur Versorgung insbesondere der mittelständischen
Wirtschaft mit Krediten ab 2009 in der Folge der Finanz- und Wirt-
schaftskrise als Zuweisungsgeschäft mit Bundesgarantien aufgesetzt
worden. Ebenfalls als Zuweisungsgeschäft erfolgte der Auftrag zur
Gewährung eines Darlehens als deutscher Beitrag zum Kredit der
Euro-Mitgliedstaaten an Griechenland. Schließlich ist der Erwerb
von EADS-Anteilen (EADS = European Aeronautic Defence and
Space Company) im Zusammenhang mit deren Veräußerung durch
den Daimler-Konzern als Zuweisungsgeschäft erfolgt.
41. Abgeordnete
Kerstin

Andreae

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Haushaltsmittel waren im Haushalts-
jahr 2013 (Soll und Ist) dafür vorgesehen bzw.
sind ausgegeben worden, und welche Haus-
haltstitel bzw. Einzelpläne sind hiervon betrof-
fen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 29. Januar 2014
Für die Programme der KfW Bankengruppe (ohne ERP-SV-Pro-
gramme und ohne Programme, für die Garantien und Gewährleis-
tungen zur Verfügung gestellt werden) waren im Bundeshaushalt
2013 Mittel in Höhe von rund 3,8 Mrd. Euro vorgesehen (Soll) und
rund 2,9 Mrd. Euro wurden verausgabt (Ist). Die Mittel betreffen
die Einzelpläne 05, 09, 12, 16, 17, 23 und 60. Dabei macht allein die
Finanzielle Zusammenarbeit deutlich mehr als die Hälfte der veraus-
gabten Mittel aus, die Programme „Energieeffizient Bauen“ und
„Energieeffizient Sanieren“ umfassen knapp ein Viertel der veraus-
gabten Mittel. Die übrigen Mittel verteilen sich auf eine Vielzahl von
weiteren Programmen der KfW Bankengruppe.
42. Abgeordnete
Kerstin

Andreae
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen zusätzlichen Aufgaben plant die
Bundesregierung, die KfW Bankengruppe im
Haushaltsjahr 2014 zu beauftragen, und sind
dafür zusätzliche Fördermittel des Bundes vor-
gesehen?
43. Abgeordnete
Kerstin

Andreae

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Fall ja, aus welchen Haushaltstiteln bzw. Ein-
zelplänen und in welcher Höhe sind diese För-
dermittel vorgesehen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 29. Januar 2014
Die Fragen 42 und 43 können derzeit nicht beantwortet werden, da
der Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2014 erst am 12. März
2014 im Kabinett beschlossen werden soll und der regierungsinterne
Beratungs- und Aufstellungsprozess dazu noch nicht abgeschlossen
ist.
44. Abgeordnete
Susanna

Karawanskij

(DIE LINKE.)
Teilt die Bundesregierung die Auffassung des
Finanzgerichts Münster (vgl. Urteil vom
27. November 2013, 11 K 2519/12 E), wonach
§ 33 Absatz 2 Satz 4 des Einkommensteuerge-
setzes (EStG; Berücksichtigung von Prozess-
kosten als außergewöhnliche Belastungen),
welcher durch das Gesetz zur Umsetzung der
Amtshilferichtlinie sowie zur Änderung steuer-
licher Vorschriften eingefügt wurde, erstmals
für Prozesskosten, die nach dem Tag der Ver-
kündung (30. Juni 2013) angefallen sind, gilt,
und aus welchem Grund wurde die Neurege-
lung mittels eigenständiger Anwendungsvor-
schrift in § 52 EStG auf alle noch nicht abge-
schlossenen Fälle angewendet (bitte mit Be-
gründung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 23. Januar 2014
Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Finanzgerichts Müns-
ter, dass die Regelung des § 33 Absatz 2 Satz 4 EStG (Berücksichti-
gung von Prozesskosten als außergewöhnliche Belastungen) in der
Fassung des Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetzes vom 26. Juni
2013 (BGBl. I S. 1809) nicht für Prozesskosten gilt, die im Veran-
lagungszeitraum 2010 entstanden sind. Mit dem Amtshilferichtlinie-
Umsetzungsgesetz ist in § 33 Absatz 2 Satz 4 EStG erstmals mit Wir-
kung für den Veranlagungszeitraum 2013 (vgl. § 52 Absatz 1 EStG)
die Abziehbarkeit von Prozesskosten als außergewöhnliche Belastun-
gen gesetzlich geregelt worden. Danach werden Prozesskosten dann
zum Abzug zugelassen, wenn es sich um Aufwendungen handelt, oh-
ne die der Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu
verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen
Rahmen nicht mehr befriedigen zu können. Die allgemeine Anwen-
dungsregelung des § 52 Absatz 1 EStG stellt für § 33 Absatz 2 Satz 4
EStG sicher, dass auch diese Vorschrift vom Anbeginn des Veranla-
gungszeitraums 2013 Anwendung findet.
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45. Abgeordneter
Christian

Kühn

(Tübingen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche bundeseigenen Grundstücke sollen in-
nerhalb der kommenden zwölf Monate ver-
kauft werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 24. Januar 2014
Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (Bundesanstalt) plant, im
Jahr 2014 rund 2 200 Liegenschaften bzw. Teilliegenschaften (Wirt-
schaftseinheiten) zu verkaufen. Da im Rahmen der Verkäufe die ak-
tuelle Entwicklung des Immobilienmarktes und der Verkaufsobjekte
berücksichtigt werden muss, können sich diese Zahlen noch ändern.

Der Verkaufsvorgang wird dabei transparent durchgeführt. Die zu
verkaufenden Liegenschaften werden mit einem angemessenen zeitli-
chen Vorlauf grundsätzlich im Verkaufsportal auf der Internetseite
der Bundesanstalt veröffentlicht (www.bundesimmobilien.de). Da-
rüber hinaus werden die Verkaufsobjekte wahlweise auch in der
überregionalen/regionalen Presse, in Fachzeitschriften sowie auf an-
deren Internetportalen, wie beispielsweise www.immobilienscout24.de,
angeboten. Im Falle einer Vermarktung im Rahmen einer Auktion
erfolgt die Veröffentlichung durch das Auktionshaus.
46. Abgeordnete
Caren

Lay

(DIE LINKE.)
Wie viele Eltern sind von den derzeitigen ex-
trem langen Wartezeiten bei der Auszahlung
des Kindergeldes, z. B. aufgrund der Neuor-
ganisation der Familienkasse, wie zum Beispiel
im Landkreis Bautzen, wo viele Familien fünf
und mehr Monate ohne Kindergeld auskom-
men müssen, betroffen (bitte aufschlüsseln
nach Bundesländern und nach Länge der Bear-
beitungszeit der Kindergeldanträge), und was
will die Bundesregierung unternehmen, um die
Wartezeiten für Familien zu verkürzen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 30. Januar 2014
Die durchschnittliche Bearbeitungszeit für Kindergeldanträge hat
sich in den letzten Jahren für die überwiegende Anzahl der Kinder-
geldberechtigten nicht wesentlich verändert. Sie betrug im Jahr 2013
für über 83 Prozent der Fälle 20 Tage. Lediglich in komplizierten
Sachverhalten, wie zum Beispiel in Fällen mit Auslandsbezug, kann
die Bearbeitungszeit deutlich länger sein.

Die Familienkasse Sachsen (Standort Bautzen) ist zentral zuständig
für Kindergeldfälle mit Bezug zum über- und zwischenstaatlichen
Recht für die Länder Polen und Tschechien. Die Bearbeitung dieser
Kindergeldanträge ist fachlich erheblich anspruchsvoller und kom-
plexer als bei Inlandsfällen.
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Infolge der jüngsten Rechtsprechung zum EU-Recht, die die Inan-
spruchnahme von Kindergeld für Kinder im EU-Ausland erleichtert,
hat die Anzahl von derartigen Anträgen stark zugenommen. Da-
durch ist die Arbeitsfähigkeit im Standort Bautzen beeinträchtigt
worden. Dies führte dort im Ergebnis zu längeren Bearbeitungszei-
ten für alle Kindergeldanträge. Die Bundesagentur für Arbeit hat be-
reits verschiedene Maßnahmen ergriffen, um die Bearbeitungssitua-
tion in dieser Familienkasse zu verbessern; u. a. leisten die Beschäf-
tigten Überstunden und es wurden Haushaltsmittel für zusätzliches
Personal zur Verfügung gestellt. Ferner unterstützen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter aus anderen Bereichen die betroffenen Kollegin-
nen und Kollegen.
47. Abgeordneter
Joachim

Poß

(SPD)
Hat die Bundesregierung Indizien für Eigenka-
pitallücken bei deutschen Banken, insbesonde-
re bei den Landesbanken, wie dies unabhängi-
ge Untersuchungen (z. B. Steffen/Acharya im
Januar 2014) bei Banken in Zentraleuropa er-
gaben?
48. Abgeordneter
Joachim

Poß
(SPD)
Geht die Bundesregierung davon aus, dass die
Eigenkapitallücken deutscher, aber auch italie-
nischer und französischer Banken so hoch sein
werden, dass Steuergelder zu ihrer Deckung
aufgewandt werden müssen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 30. Januar 2014
Die Europäische Zentralbank (EZB) führt derzeit in Zusammenar-
beit mit der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) und den
nationalen Aufsichtsbehörden eine umfassende Bankenprüfung
(Comprehensive Assessment) durch, die neben einer Prüfung der
Werthaltigkeit der Aktiva auch einen Stresstest umfasst. Die Metho-
dik und die Parameter des Comprehensive Assessment stehen derzeit
noch nicht final fest. Ob in diesem Prozess Kapitallücken ermittelt
werden und wie sich diese ggf. auf Banken und Länder verteilen, ist
vor Finalisierung der Parameter und Durchführung der Übung nicht
bekannt und wird erst im Herbst 2014 durch die EZB veröffentlicht.

Soweit es infolge der aufsichtlichen Bewertung zu Kapitallücken
kommt, ist zu deren Schließung nicht zwingend der Einsatz von
Steuergeldern notwendig. Wie der Rat in seiner Erklärung vom
15. November 2013 bestätigte, sollen sich die Banken zunächst Kapi-
tal am Markt beschaffen, Gewinne einbehalten, Veräußerungen und
Umstrukturierungen zur Stärkung des Kapitals vornehmen, ggf.
Schuldenmanagementmaßnahmen durchführen und/oder Kapital
aus anderen privaten Quellen beschaffen. Sollten diese Maßnahmen
nicht ausreichen oder sollte der Zugang zur Marktfinanzierung ver-
sperrt sein und werden öffentliche Letztsicherungsvorkehrungen in
Anspruch genommen, würde eine Lastenverteilung unter voller Be-
achtung der EU-Regeln zu staatlichen Beihilfen gelten. Die Mindest-
anforderungen an die Lastenverteilung wurden in der Mitteilung der



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/412– 33 –
Europäischen Kommission über die Anwendung der Vorschriften
für staatliche Beihilfen ab dem 1. August 2013 auf Maßnahmen zur
Stützung von Banken im Kontext der Finanzkrise (Bankenmitteilung
2013) festgelegt.
49. Abgeordneter
Joachim

Poß

(SPD)
Wie hoch war im Jahr 2013 im bundesstaatli-
chen Finanzausgleichssystem die Steuer- bzw.
Finanzkraft der einzelnen Länder jeweils vor
und nach den einzelnen Ausgleichsstufen je
Einwohner (vgl. Antwort der Bundesregierung
vom 5. März 2013 auf meine Schriftliche Fra-
ge 37 auf Bundestagsdrucksache 17/12646)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister
vom 31. Januar 2014
Die gewünschten Angaben je Einwohner können der nachfolgenden
Tabelle entnommen werden:
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50. Abgeordneter
Joachim

Poß

(SPD)
Wie sehen diese Ergebnisse in Prozent des
Länderdurchschnitts aus (vgl. Antwort der
Bundesregierung vom 5. März 2013 auf meine
Schriftliche Frage 38 auf Bundestagsdrucksa-
che 17/12646)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 31. Januar 2014
Die gewünschten Angaben in Prozent des Länderdurchschnitts kön-
nen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:
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51. Abgeordnete
Dr. Simone

Raatz

(SPD)
Hält die Bundesregierung die EU-rechtlichen
Vorschriften für das Vorgehen der Europä-
ischen Kommission (Deutschland wegen des
hohen Leistungsbilanzüberschusses kritisch zu
überprüfen) für anwendbar und ausreichend
belastbar?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 21. Januar 2014
Die Europäische Kommission hat unter den Voraussetzungen des
Artikels 5 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 über die Vermei-
dung und Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte die
Möglichkeit, „[u]nter gebührender Berücksichtigung der [. . .] Erörte-
rungen im Rat [so genannter Frühwarnbericht] und in der Euro-
Gruppe oder im Fall von unerwarteten, bedeutsamen wirtschaftli-
chen Entwicklungen“ für jeden Mitgliedstaat eine eingehende Über-
prüfung durchzuführen, der nach ihrer Auffassung von Ungleichge-
wichten betroffen oder bedroht sein könnte.
52. Abgeordnete
Dr. Simone

Raatz
(SPD)
Würden die EU-rechtlichen Vorschriften für
die Überprüfung Deutschlands auch Sank-
tionsmöglichkeiten gegenüber Deutschland er-
öffnen, falls die Europäische Kommission zu
einem für Deutschland negativen Ergebnis kä-
me?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 21. Januar 2014
Im Rahmen der Verabschiedung der einschlägigen Rechtsakte wurde
beim Rat Wirtschaft und Finanzen – auch seitens der Europäischen
Kommission – am 8. November 2011 unterstrichen, dass Mitglied-
staaten wegen ihrer Leistungsbilanzüberschüsse nicht in den Anwen-
dungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1174/2011 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 über
Durchsetzungsmaßnahmen zur Korrektur übermäßiger makroöko-
nomischer Ungleichgewichte fallen.
53. Abgeordneter
Michael
Schlecht

(DIE LINKE.)
Liegen der Bundesregierung Informationen
darüber vor, in wie vielen Kreditverträgen
(Anzahl, Kreditvolumen) der Euribor (Euro
Interbank Offered Rate) bzw. der Libor (Lon-
don Interbank Offered Rate) zum Beispiel als
Referenzwert verankert ist, und welchen
Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung
angesichts der bekannt gewordenen Manipula-
tionen hierzu?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 30. Januar 2014
Der Bundesregierung liegen keine Informationen zur Anzahl und
zum Volumen von Kreditverträgen vor, die den Euribor bzw. den
Libor als Referenzgröße nutzen. Presseberichten zufolge wird welt-
weit das Volumen von Libor-basierten Produkten auf rund 300 Bio.
US-Dollar geschätzt.

Parallel zur Aufarbeitung der aktuellen Manipulationsvorwürfe in
diesem Sektor durch die Aufsichtsbehörden befinden sich weltweit
verschiedene regulatorische Initiativen zu einer stärkeren Regulie-
rung von Indizes und Referenzpreisen (sog. Benchmarks) auf dem
Weg. Auch aus Sicht der Bundesregierung ist eine Regulierung der
Erstellung von Benchmarks erforderlich. Auf Ebene der EU liegt
seit September 2013 der Entwurf einer Benchmark-Verordnung der
Europäischen Kommission vor, der eine gute Grundlage für Bera-
tungen auf Ratsebene darstellt. Bereits im August 2012 waren zudem
die Entwürfe zur künftigen EU-Marktmissbrauchs-Verordnung
(MAR) bzw. der ergänzenden Richtlinie zu den strafrechtlichen
Konsequenzen (CRIM-MAD) um spezielle Verbotstatbestände hin-
sichtlich der Manipulation von Benchmarks erweitert worden; dies
wird von der Bundesregierung begrüßt. Zu diesen beiden Dossiers
wurde inzwischen eine politische Einigung in den Trilogverhand-
lungen zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der
Europäischen Kommission erzielt.
54. Abgeordneter
Dr. Axel

Troost
(DIE LINKE.)
Welche unterschiedlichen Ergebnisse ergeben
sich im Vergleich der vorläufigen Abrechnung
zum Länderfinanzausgleich für das Jahr 2012
unter Berücksichtigung der Änderungen in der
Bevölkerungsstruktur nach den Ergebnissen
der fortgeschriebenen Einwohnerzahlen der
Länder auf der Grundlage des Zensus 2011 zu
der vorläufigen Abrechnung des Länderfinanz-
ausgleichs für das Jahr 2012 auf Basis der
fortgeschriebenen Einwohnerzahlen der Län-
der, die auf der Grundlage des Auszugs des
zentralen Einwohnerregisters der Deutschen
Demokratischen Republik vom 3. Oktober
1990 für das Beitrittsgebiet sowie auf der
Grundlage der Volkszählung vom 25. Mai
1987 für das übrige Bundesgebiet (Einwohner-
zahlen auf der alten Basis) ermittelt werden
(vgl. Antwort der Bundesregierung vom 6. Sep-
tember 2013 auf meine Schriftliche Frage 35
auf Bundestagsdrucksache 17/14712), und wel-
che Steuern, die in die Berechnung des Finanz-
ausgleichs einfließen, werden zwischen den je-
weiligen Bundesländern zerlegt (bitte mit Nen-
nung der Berechnungsgrundlage und der Zer-
legungsart)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 23. Januar 2014
Die erfragten Wirkungen des Zensus 2011 auf den Finanzausgleich
– Länderanteil an der Umsatzsteuer, Länderfinanzausgleich und all-
gemeine Bundesergänzungszuweisungen (BEZ) – für das Ausgleichs-
jahr 2012 auf der Grundlage der vorläufigen Jahresrechnung vom
17. Januar 2013 können nachstehender Tabelle entnommen werden.
Die in der Tabelle ausgewiesenen Beträge wurden mittels Modell-
rechnung ermittelt, der jeweils die vom Statistischen Bundesamt fest-
gestellten Einwohnerzahlen bei unterschiedlicher Fortschreibungs-
praxis zugrunde gelegt wurden. Einbezogen wurde zudem die Stufen-
regelung von § 12a des Finanzausgleichsgesetzes, wonach für das
Ausgleichsjahr 2012 die festgestellten Unterschiede bei den Bevölke-
rungszahlen zu zwei Dritteln zu berücksichtigen sind.

Die Lohnsteuer, die Körperschaftsteuer, die Abgeltungsteuer auf
Zinserträge und Veräußerungserlöse, die Feuerschutzsteuer sowie
die Sportwettensteuer fließen in die Berechnung zum Finanzaus-
gleich ein und werden zwischen den Bundesländern zerlegt. Die Be-
rechnungsgrundlagen für die Zerlegungen finden sich im Zerlegungs-
gesetz, im Feuerschutzsteuergesetz (§ 11) und im Rennwett- und Lot-
teriesteuergesetz (§ 24). Die den einzelnen Zerlegungen jeweils zu-
grunde liegenden Angaben basieren auf Feststellungen der Länder
bzw. bei der Feuerschutzsteuer auf Daten des Statistischen Bundes-
amts.
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55. Abgeordneter
Dr. Axel

Troost

(DIE LINKE.)
Ist es zutreffend, dass hohe Bankeinlagen von
Privatpersonen auch unter Berücksichtigung
der neuen Einlagensicherungsrichtlinie voll-
ständig durch die gesetzliche Einlagensiche-
rung gesichert sind, wenn sie in Tranchen von
bis zu 100 000 Euro auf Konten bei verschiede-
nen Banken gestückelt sind, während es für
Kommunen und andere Gebietskörperschaf-
ten keinen gesetzlichen Schutz ihrer Einlagen
gibt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 28. Januar 2014
Ja. Nach der überarbeiteten Fassung der Einlagensicherungsrichtli-
nie bezieht sich die Obergrenze der gesicherten Einlagen auf die Ein-
lagen bei einem Kreditinstitut; dies entspricht der bisherigen Rechts-
lage. Einlagen von Kommunen und anderen Gebietskörperschaften
sind von ihrem Schutzbereich grundsätzlich ausgeschlossen.
56. Abgeordneter
Dr. Axel

Troost
(DIE LINKE.)
Plant die Bundesregierung, von dem im Ent-
wurf der neuen Einlagensicherungsrichtlinie
vorgesehenen Wahlrecht zum Schutz von Ein-
lagen für lokale Behörden mit einem Jahres-
budget von bis zu 500 000 Euro Gebrauch zu
machen, und welche Einrichtungen wären von
diesem Wahlrecht betroffen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Michael Meister

vom 28. Januar 2014
Die Bundesregierung hat noch keine Entscheidung darüber getrof-
fen, ob sie von diesem Wahlrecht Gebrauch macht und welche Ein-
richtungen insoweit betroffen wären.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
57. Abgeordnete
Sabine

Bätzing-
Lichtenthäler

(SPD)
Ist § 44h Absatz 4 des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB II) nach Auffassung der Bun-
desregierung dahingehend auszulegen, dass
Dienstbefreiung und Kostenübernahme für die
Teilnahme an der Arbeitsgruppe der Vorsit-
zenden der Personalvertretungen auch für Vor-
bereitungssitzungen zu den Sitzungen der Ar-
beitsgruppe zu gewähren ist, und welche An-
zahl von Sitzungen hält die Bundesregierung
für zwingend erforderlich?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme
vom 27. Januar 2014
Soweit die Grundsicherung für Arbeitsuchende in einer gemeinsa-
men Einrichtung durchgeführt wird, soll sich die Personalratsarbeit
nach § 44h SGB II auf die örtliche Ebene konzentrieren. Nach § 44
Absatz 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG) sind
der Personalvertretung die Kosten zu ersetzen, die durch ihre Tätig-
keit im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereichs entstehen.

Nach § 44h Absatz 4 SGB II wurde zur Erörterung und Abstim-
mung gemeinsamer personalvertretungsrechtlich relevanter Angele-
genheiten eine Arbeitsgruppe der Vorsitzenden der Personalvertre-
tungen der gemeinsamen Einrichtungen eingerichtet. Hierfür können
laut Gesetz bis zu zwei Sitzungen im Jahr durchgeführt werden. Zur
ordnungsgemäßen Durchführung dieser Sitzungen steht der Arbeits-
gruppe ein Budget aus den Verwaltungskosten des SGB II zur Verfü-
gung. Die anfallenden Reise- und Übernachtungskosten für die Teil-
nahme der Vorsitzenden der Personalvertretungen aller gemeinsa-
men Einrichtungen an den Arbeitsgruppensitzungen trägt nach den
Bestimmungen des BPersVG die jeweilige Dienststelle. Diese Kosten
sind als Dienstreisekosten nach § 18 der Verwaltungskostenfeststel-
lungsverordnung (VKFV) aus den Gesamtverwaltungskosten der je-
weiligen gemeinsamen Einrichtung zu finanzieren. Die Entscheidung
der Dienststelle über die Kostenübernahme unterliegt nach § 7 Ab-
satz 1 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) dem allgemein geltenden
Gebot der sparsamen Verwendung öffentlicher Haushaltsmittel.

Bei der Frage der Dienstbefreiung und Kostenübernahme für Vorbe-
reitungssitzungen sind entsprechend den Regelungen des BPersVG
die selbstverantwortete Organisation des personalvertretungsrechtli-
chen Gremiums sowie das Gebot der wirtschaftlichen und sparsamen
Verwendung der Haushaltsmittel miteinander in Einklang zu brin-
gen. Aussagen zu zwingenden Vorgaben hierzu können daher von
der Bundesregierung grundsätzlich nicht getroffen werden. Ergän-
zend wird darauf hingewiesen, dass am 20. Januar 2014 beim Ver-
waltungsgericht Mainz zu dieser Fragestellung Klage gegen das Job-
center Kreis Altenkirchen eingereicht wurde (Az. 2 K 25/14). Der
Ausgang des Verfahrens bleibt abzuwarten.
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58. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wird die Bundesregierung bis zur parlamen-
tarischen Sommerpause 2014 einen Gesetz-
entwurf bezüglich der Probleme bei den
Ghetto-Renten (Gesetz zur Zahlbarmachung
von Renten aus Beschäftigungen in einem
Ghetto) einbringen, und wie viele mögliche
Anspruchsberechtigte sterben nach Kenntnis
der Bundesregierung jeden Monat?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 23. Januar 2014
Die Koalitionspartner haben im Koalitionsvertrag Folgendes verein-
bart:

„Wir sind uns der historischen Verantwortung für die Überlebenden
des Holocaust, die in der NS-Zeit unsägliches Leid erlebt haben, be-
wusst.

Wir wollen daher, dass den berechtigten Interessen der Holocaust-
Überlebenden nach einer angemessenen Entschädigung für die in
einem Ghetto geleistete Arbeit Rechnung getragen wird.“

Der Bundesregierung ist es ein wichtiges Anliegen, dass die Men-
schen, die unter unmenschlichen Bedingungen in einem Ghetto gear-
beitet haben, die volle Berücksichtigung ihrer Arbeit im Ghetto er-
halten. Die Vereinbarung im Koalitionsvertrag soll deshalb so schnell
wie möglich umgesetzt werden.

Erkenntnisse über die Zahl verstorbener Anspruchsberechtigter lie-
gen der Bundesregierung nicht vor.
59. Abgeordnete
Veronika
Bellmann

(CDU/CSU)
Inwieweit werden durch den von der Bundes-
regierung geplanten Gesetzentwurf zum Ren-
tenpaket – im Rahmen der Anerkennung von
Kindererziehungszeiten von Müttern mit vor
1992 geborenen Kindern – Entgeltpunkte aus
den Beschäftigungszeiten direkt nach der Ge-
burt des Kindes auf den zusätzlich zu erhalten-
den Entgeltpunkt angerechnet, und ab wann
ist dann ein vollständiger Angleich im Renten-
anspruch zwischen Müttern mit vor 1992 gebo-
renen Kindern (Anerkennung von zwölf Mo-
naten Kindererziehungszeit) und Müttern mit
nach 1992 geborenen Kindern (Anerkennung
von 36 Monaten Kindererziehungszeit) gege-
ben?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 27. Januar 2014
Der Referentenentwurf eines Gesetzes über Leistungsverbesserun-
gen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesse-
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rungsgesetz) des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales sieht
hierzu folgende Regelungen vor, wobei bei der geplanten Auswei-
tung der Anrechnung der Kindererziehung für vor 1992 geborene
Kinder (sog. Mütterrente) zwischen zwei unterschiedlichen Regelun-
gen differenziert werden muss:

Bei denjenigen Müttern oder Vätern, deren Rente nach Inkrafttreten
der Regelung beginnt (Rentenzugang), soll die bisherige Kinder-
erziehungszeit von zwölf auf 24 Monate verlängert werden. Dabei
soll es bei der generellen Art der Anrechnung dieser Zeit bleiben.
Konsequenterweise unterliegt damit auch das weitere Jahr Kinder-
erziehungszeit den allgemeinen Regelungen der Rentenberechnung.
Danach wird die Kindererziehungszeit monatlich zugeordnet mit der
Folge, dass die Entgeltpunkte addiert und bei Erreichen der Beitrags-
bemessungsgrenze ggf. gekappt werden, wie dies ganz allgemein bei
Beitragszeiten der Fall ist. Die Beitragsbemessungsgrenze ist die
Grenze, bis zu der Einkommen in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung maximal versichert und demzufolge auch Arbeitsentgelt bzw.
-einkommen höchstens berücksichtigt werden kann.

Bei den Müttern und Vätern, die bereits eine Rente beziehen (Ren-
tenbestand), ist aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung eine an-
dere Regelung geplant. Da diese Regelung etwa 9,5 Millionen Müt-
ter betrifft und die Rentenversicherungsträger eine Neuberechnung
dieser Renten nicht bewältigen können, ist wie bei früheren gesetz-
lichen Maßnahmen, die den Bestand einbeziehen, eine pauschale
Regelung vorgesehen. Danach sollen die Begünstigten im Renten-
bestand den gleichen Betrag als Zuschlag von persönlichen Entgelt-
punkten erhalten, der aus einem Jahr Kindererziehungszeit als Ren-
tenertrag resultiert. Da der Zuschlag nicht monatlich zugeordnet
wird, sondern pauschal zusätzlich erfolgt, entfällt die Wirkung der
Beitragsbemessungsgrenze als Kappungsgrenze.

Eine Gleichstellung der Kindererziehung in Form der Anrechnung
von insgesamt 36 Monaten ist im Koalitionsvertrag nicht vorgese-
hen.
60. Abgeordneter
Matthias W.

Birkwald
(DIE LINKE.)
Welche Anteile der Gesamtkosten und welche
Anteile der geplanten Ausweitung der anre-
chenbaren Kindererziehungszeiten, die durch
die im Referentenentwurf eines RV-Leistungs-
verbesserungsgesetzes geplanten Leistungsver-
besserungen bis zum Jahr 2020 entstehen, ent-
fallen auf die Beitragszahlerinnen und Bei-
tragszahler, auf den Bund und – über den Fol-
geeffekt einer Senkung des Rentenniveaus –
auf die Rentnerinnen und Rentner, und wie be-
wertet die Bundesregierung dies aus vertei-
lungspolitischer Sicht?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 31. Januar 2014
Die Mehrausgaben durch die Leistungsverbesserungen im Regie-
rungsentwurf eines Gesetzes über Leistungsverbesserungen in der
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gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesserungsgesetz)
betragen im Jahr 2014 rund 4,4 Mrd. Euro und wachsen von rund
9 Mrd. Euro im Jahr 2015 auf rund 11 Mrd. Euro im Jahr 2030 auf
(heutige Werte). Davon entfallen im Jahr 2014 rund 3,3 Mrd. Euro
auf die Ausweitung der anrechenbaren Kindererziehungszeiten für
vor 1992 geborene Kinder um zwölf Monate, die sich von rund
6,7 Mrd. Euro im Jahr 2015 langsam rückläufig bis auf rund
6,1 Mrd. Euro im Jahr 2030 entwickeln.

Ein höherer Beitragssatz zur allgemeinen Rentenversicherung führt
zu höheren Beiträgen der Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer um jeweils knapp 0,5 Mrd. Euro jährlich je zehn-
tel Prozentpunkt (heutige Werte). Die Bundesmittel an die gesetzli-
che Rentenversicherung fallen entsprechend je zehntel Prozentpunkt
um etwa 0,25 Mrd. Euro jährlich höher aus. Darüber hinaus beteiligt
sich der Bund ab dem Jahr 2019 mit zusätzlichen Mitteln, die bis
zum Jahr 2022 stufenweise auf rund 2 Mrd. Euro jährlich erhöht
werden.

Wegen der Wirkungszusammenhänge sind Aussagen zur Wirkung
auf Beitragssatz und Sicherungsniveau nur insgesamt und nicht ge-
trennt nach einzelnen Maßnahmen möglich. Wie bereits dem Gesetz-
entwurf zu entnehmen ist, fällt der Beitragssatz zur allgemeinen Ren-
tenversicherung durch die Maßnahmen des Rentenpakets langfristig
um 0,4 Prozentpunkte höher aus, das Sicherungsniveau vor Steuern
um 0,7 Prozentpunkte geringer. Die gesetzlichen Beitragssatzober-
grenzen und das Mindestsicherungsniveau werden eingehalten, so-
dass auch weiterhin eine ausgewogene Verteilung der finanziellen
Folgen der demografischen Entwicklung sichergestellt ist.
61. Abgeordneter
Matthias W.

Birkwald

(DIE LINKE.)
Wie ist es aus Sicht der Bundesregierung zu
rechtfertigen, dass bei einer in den ersten Jah-
ren ausschließlichen und in den Jahren ab
2019 weitgehenden Finanzierung der sog.
Mütterrente aus Beitragsmitteln die Aldi-Kas-
siererin die verbesserte Rente der Mutter einer
Bundestagsabgeordneten mit finanziert, diese
aber – wie beispielsweise andere Politikerinnen
und Politiker, Beamtinnen und Beamte, in an-
deren Alterssicherungssystemen abgesicherte
Selbständige und Einkommen oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen
Rentenversicherung – nicht an der Finanzie-
rung einer besseren Anerkennung der von ihrer
bzw. der Mutter der Kassiererin geleisteten Kin-
dererziehungsarbeit in der Rente beteiligt ist?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme
vom 31. Januar 2014
Bei der Finanzierung der geplanten Leistungsverbesserungen – ein-
schließlich der Anerkennung zusätzlicher Kindererziehungszeiten –
wird berücksichtigt, dass die gesetzliche Rentenversicherung finan-
ziell gut aufgestellt ist, aber auf lange Sicht weder die Beitragszahler
noch die Rentnerinnen und Rentner überfordert werden dürfen.
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Der Bund beteilgt sich bereits heute mit mehr als 81 Mrd. Euro jähr-
lich an der Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung. In
dieser Legislaturperiode stehen der gesetzlichen Rentenversicherung
für die geplanten Leistungsausweitungen gegenüber der ursprüngli-
chen Finanzplanung weitere knapp 2 Mrd. Euro an Bundeszuschüs-
sen zur Verfügung. Darüber hinaus wird der Bund ab dem Jahr 2019
zur Mitfinanzierung der Leistungsverbesserungen seine Mittel bis
zum Jahr 2022 stufenweise auf rund 2 Mrd. Euro jährlich nochmals
erhöhen. Die damit einhergehende stabilisierende Wirkung auf die
Entwicklung des Beitragssatzes in der allgemeinen Rentenversiche-
rung stärkt die Generationengerechtigkeit und die finanzielle Tragfä-
higkeit der gesetzlichen Rentenversicherung.

Bei den in der Frage auch genannten Personengruppen handelt es
sich teilweise um Berufsgruppen und Personenkreise, die der gesetz-
lichen Rentenversicherung nicht angehören und ausschließlich über
ihre Steuern an der Finanzierung nicht beitragsgedeckter Leistungen
der gesetzlichen Rentenversicherung beteiligt werden, ohne ihrerseits
aus der gesetzlichen Rentenversicherung Leistungen beziehen zu
können. Teilweise handelt es sich um Berufsgruppen und Personen-
kreise, die der gesetzlichen Rentenversicherung angehören und ne-
ben ihren Beitragsleistungen auch über ihre Steuern an der Finanzie-
rung der Rentenversicherung beteiligt sind.
62. Abgeordnete
Katja

Kipping

(DIE LINKE.)
Haben Beziehende bzw. Antragstellende von
Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB II) und nach dem Zwölften
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) ein Anrecht
nach § 13 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB X) auf Beistand auch bei Hausbe-
suchen durch Außendienstmitarbeiterinnen
bzw. -mitarbeiter der zuständigen Behörden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 23. Januar 2014
Gemäß § 13 Absatz 4 Satz 1 SGB X haben Beteiligte das Recht, mit
einem Beistand zu erscheinen und sich damit durch eine Person ihres
Vertrauens im Verwaltungsverfahren unterstützen lassen. Die Vor-
schrift gilt für alle Verwaltungsverfahren nach dem Sozialgesetzbuch,
also auch für Verfahren nach dem SGB II und dem SGB XII.

Nach dem Wortlaut des § 13 Absatz 4 Satz 1 SGB X besteht aller-
dings dieses Recht unmittelbar lediglich bei „Verhandlungen und Be-
sprechungen“. Ein Beistand kann nach dieser Vorschrift also nur im
Rahmen mündlicher Erörterungen und ggf. anderer Formen von
Kommunikation zwischen Behörde und Beteiligtem auftreten.

Sinn und Zweck eines Hausbesuchs wird im Bereich des SGB II und
des SGB XII zwar regelmäßig eine Inaugenscheinnahme nach § 21
Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 SGB X sein. Im Rahmen eines Hausbe-
suchs werden sich allerdings Inaugenscheinnahme einerseits und
Verhandlungen und Besprechungen andererseits nicht immer trenn-
scharf voneinander abgrenzen lassen. Das in Augenschein Genom-
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mene wird in der Regel vor Ort und während der Inaugenscheinnah-
me auch Gegenstand von mündlichen Erörterungen sein. In diesem
Fall besteht auch im Rahmen von Hausbesuchen grundsätzlich das
Recht auf Heranziehung eines Beistandes nach § 13 Absatz 4 Satz 1
SGB X.
63. Abgeordneter
Markus

Kurth

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass
die geplante Regelung zur Anrechnung von
Arbeitslosigkeitszeiten bei den erforderlichen
45 Beitragsjahren für die Rente ab 63 für lang-
jährig Versicherte rechtlich noch geprüft wer-
den müsse, und sieht die Bundesregierung hier-
bei den Gleichbehandlungsgrundsatz bezüglich
verbeitragter Arbeitslosigkeitszeiten in Ge-
fahr?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 28. Januar 2014
Die nach dem Referentenentwurf eines Gesetzes über Leistungsver-
besserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Leistungs-
verbesserungsgesetz) geplante Regelung zur Anrechnung von Ar-
beitslosigkeitszeiten auf die Wartezeit von 45 Jahren bei der ab-
schlagsfreien Altersrente ab dem 63. Lebensjahr sieht vor, dass Zei-
ten des Bezugs von Arbeitslosengeld sowie Zeiten des Bezugs von
Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung, wie beispielsweise
Kurzarbeitergeld, Transferkurzarbeitergeld, Saisonkurzarbeitergeld,
Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung, Strukturkurzarbei-
tergeld, Schlechtwettergeld und Winterausfallgeld, berücksichtigt
werden. Mit langfristigen Zeiten der Arbeitslosigkeit soll hingegen
kein abschlagsfreier Rentenanspruch vor Erreichen der Regelalters-
grenze begründet werden können. Daher sollen Zeiten des Bezugs
von Arbeitslosengeld II und der früheren Arbeitslosenhilfe nicht auf
die Wartezeit angerechnet werden.

Die Bundesregierung sieht die unterschiedliche Behandlung der gere-
gelten Zeiten im Verhältnis zu anderen rentenrechtlichen Zeiten
durch folgende Erwägungen als sachlich gerechtfertigt an:

Sinn der abschlagsfreien Altersrente für besonders langjährig Versi-
cherte nach 45 Jahren ist es, auch unter Berücksichtigung von Zeiten
der Arbeitslosigkeit, eine besonders langjährige rentenversicherte Be-
schäftigung mit entsprechender Beitragszahlung zu privilegieren.
Wegen dieser Anknüpfung ist es gerechtfertigt, grundsätzlich auch
nur diejenigen Zeiten des Bezugs von Versicherungsleistungen zu be-
rücksichtigen, die entgangenes Arbeitsentgelt ersetzen und für die
die Beschäftigten zuvor Beiträge gezahlt haben.

Soweit es um Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld geht, ist zu
berücksichtigen, dass die Beschäftigten nicht nur das Arbeitslosen-
geld selbst, sondern auch die daraus entstandenen Beiträge zur Ren-
tenversicherung aus ihrem eigenen Beitrag zur Sozialversicherung fi-
nanziert haben.
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Dagegen sind Zeiten des Bezugs von Leistungen, die von einem
Fürsorgecharakter geprägt sind und aus allgemeinen Steuermitteln
finanziert werden, wie das Arbeitslosengeld II, nicht anrechenbar.
Denn sie beruhen nicht auf eigener Beitragsleistung und sind bedürf-
tigkeitsabhängig. Zudem können sie – im Gegensatz zu Versiche-
rungsleistungen – zeitlich unbegrenzt bezogen werden: Das Arbeits-
losengeld ist eine kurzfristige Entgeltersatzleistung, da es nur für eine
begrenzte Anspruchsdauer gezahlt wird. Arbeitslosengeld II steht oh-
ne zeitliche Begrenzung für die Dauer einer Hilfebedürftigkeit zu.
64. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist es aus Sicht der Bundesregierung
bei der geplanten abschlagsfreien Rente mit
63 Jahren für besonders langjährig Versicherte
rechtlich und sachlich zu rechtfertigen, Zeiten
der Arbeitslosigkeit abhängig davon zu berück-
sichtigen, ob Arbeitslosengeld I oder Arbeitslo-
senhilfe bzw. Arbeitslosengeld II bezogen wur-
de, obwohl sich zum einen auch kurzzeitige Be-
schäftigungsunterbrechungen im Laufe einer
Erwerbsbiografie zu einer mehrjährigen Ar-
beitslosigkeit summieren können und obwohl
zum anderen für Empfänger der Arbeitslosen-
hilfe bzw. bis 2010 auch für Arbeitslosen-
geld-II-Bezieher Beiträge zur Rentenversiche-
rung entrichtet wurden, und wie will die
Bundesregierung bei ihrem geplanten Vorha-
ben Zeiten der Arbeitslosigkeit berücksichti-
gen, in denen Arbeitslosengeld-I-Leistungen
mit Arbeitslosengeld-II-Leistungen ergänzt
wurden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 29. Januar 2014
Die nach dem Regierungsentwurf eines Gesetzes über Leistungsver-
besserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Leistungs-
verbesserungsgesetz) geplante Regelung zur Anrechnung von Ar-
beitslosigkeitszeiten auf die Wartezeit von 45 Jahren bei der ab-
schlagsfreien Altersrente ab dem 63. Lebensjahr sieht vor, dass Zei-
ten des Bezugs von Arbeitslosengeld sowie Zeiten des Bezugs von
Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung, wie beispielsweise
Kurzarbeitergeld, Transferkurzarbeitergeld, Saisonkurzarbeitergeld,
Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung, Strukturkurzarbei-
tergeld, Schlechtwettergeld und Winterausfallgeld, berücksichtigt
werden. Mit langfristigen Zeiten der Arbeitslosigkeit soll hingegen
kein abschlagsfreier Rentenanspruch vor Erreichen der Regelalters-
grenze begründet werden können. Daher sollen Zeiten des Bezugs
von Arbeitslosengeld II und der früheren Arbeitslosenhilfe nicht auf
die Wartezeit angerechnet werden.

Die Bundesregierung sieht die unterschiedliche Behandlung der ge-
regelten Zeiten im Verhältnis zu anderen rentenrechtlichen Zeiten
durch folgende Erwägungen als sachlich gerechtfertigt an:
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Sinn der abschlagsfreien Altersrente mit 63 Jahren für besonders
langjährig Versicherte ist es, auch unter Berücksichtigung von Zeiten
der kurzfristigen Arbeitslosigkeit, eine besonders langjährige renten-
versicherte Beschäftigung mit entsprechender Beitragszahlung zu pri-
vilegieren. Wegen dieser Anknüpfung ist es gerechtfertigt, grundsätz-
lich auch nur diejenigen Zeiten des Bezugs von Versicherungsleistun-
gen zu berücksichtigen, die entgangenes Arbeitsentgelt ersetzen und
für die die Beschäftigten zuvor Beiträge gezahlt haben. Soweit es da-
bei um Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld geht, ist zu berück-
sichtigen, dass die Beschäftigten nicht nur das Arbeitslosengeld
selbst, sondern auch die daraus entstandenen Beiträge zur Renten-
versicherung aus ihrem eigenen Beitrag zur Arbeitsförderung finan-
ziert haben.

Dagegen sind Zeiten des Bezugs von Leistungen, die von einem Für-
sorgecharakter geprägt sind und aus allgemeinen Steuermitteln fi-
nanziert werden, nicht anrechenbar. Denn sie beruhen nicht auf eige-
ner Beitragsleistung und sind bedürftigkeitsabhängig. Zudem können
sie – im Gegensatz zu Versicherungsleistungen – zeitlich unbegrenzt
bezogen werden: Das Arbeitslosengeld ist eine kurzfristige Entgelt-
ersatzleistung, da es nur für eine begrenzte Anspruchsdauer gezahlt
wird. Arbeitslosengeld II steht ohne zeitliche Begrenzung für die
Dauer einer Hilfebedürftigkeit zu. Sofern in einem Kalendermonat
Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld vorliegen, ist dieser Kalen-
dermonat für die Wartezeit bei der abschlagsfreien Altersrente ab
dem 63. Lebensjahr nach den rentenrechtlichen Regelungen mitzu-
zählen, unabhängig davon, ob in diesem Kalendermonat weitere
nicht zu berücksichtigende rentenrechtliche Zeiten, wie ergänzender
Arbeitslosengeld-II-Bezug, vorliegen.
65. Abgeordneter
Dr. Martin

Rosemann

(SPD)
Befinden sich in der Rücklage der Rentenversi-
cherung auch Steuermittel, und wenn ja, in
welcher Höhe?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme

vom 27. Januar 2014
Die gesetzliche Rentenversicherung wird in einem Umlageverfahren
finanziert. Das bedeutet im Prinzip, dass die Einnahmen eines Jahres
die Ausgaben desselben Jahres decken müssen. Um dies zu gewähr-
leisten, muss der Beitragssatz so bemessen werden, dass die daraus
resultierenden Einnahmen den zeitgleich vorhandenen Ausgaben
entsprechen. Da aber der Beitragssatz zu einem Zeitpunkt festgelegt
werden muss, in dem die Ausgaben und die (mit ihm erreichbaren)
Einnahmen eines Jahres noch nicht bekannt sind, ist es u. a. zur Ge-
währleistung der Zahlungsfähigkeit erforderlich, eine Liquiditätsre-
serve, die so genannte Nachhaltigkeitsrücklage, vorzuhalten.

Die Nachhaltigkeitsrücklage steigt, wenn die Einnahmen die Ausga-
ben übersteigen und umgekehrt. In den Einnahmen selbst sind neben
den Beiträgen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der
Arbeitgeber auch (steuerfinanzierte) Bundesmittel enthalten, deren
Höhe sich entsprechend gesetzlichen Vorschriften bestimmt. Da sich
die Nachhaltigkeitsrücklage entsprechend dem Saldo aus Einnahmen
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und Ausgaben entwickelt, wird sie indirekt auch von der Höhe der
Bundesmittel mit beeinflusst, wobei eine anteilige Zuordnung der
Nachhaltigkeitsrücklage auf Beitrags- und Bundesmittel nicht mög-
lich ist.
66. Abgeordneter
Swen

Schulz

(Spandau)

(SPD)
Welche beim Europäischen Sozialfonds (ESF)
angemeldeten Projektlinien wurden nach dem
Medienbericht „Deutschland ruft Milliarden-
Hilfen nicht ab“ (FAS vom 11. Januar 2014) im
Einzelnen in der Förderperiode 2007 bis 2013
– jeweils unter Angabe der Höhe der nicht ge-
nutzten Mittel und der Gründe hierfür – nicht
in Anspruch genommen, und inwieweit sind
davon auch Bildungsvorhaben betroffen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 23. Januar 2014
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales geht von einer plan-
gemäßen Umsetzung und damit von einer vollständigen Ausschöp-
fung der ESF-Mittel bis zum Ende des Umsetzungszeitraums der
Förderperiode 2007 bis 2013 zum 31. Dezember 2015 aus. Deutsch-
land stehen in der laufenden Förderperiode 2007 bis 2013 insge-
samt rund 9,4 Mrd. Euro ESF-Mittel zur Verfügung, wovon rund
3,5 Mrd. Euro auf den Bund und 5,9 Mrd. Euro auf die Bundeslän-
der entfallen.

Derzeit sind auf Bundesebene bereits 93 Prozent der ESF-Mittel in
konkreten Projekten gebunden, d. h. aufgrund bereits bestehender
rechtlicher Verpflichtungen für Auszahlungen vorgemerkt. Die restli-
chen 7 Prozent sind bereits verplant bzw. werden in den Jahren 2014
und 2015 noch gebunden und verausgabt. Ähnlich hohe Absorp-
tionsraten können auch die Bundesländer vorweisen.

Hinsichtlich des in der Frage in Bezug genommenen Artikels in der
„Frankfurter Allgemeine SONNTAGSZEITUNG“ ist Folgendes zu
beachten:

Die Auszahlungsrate gibt, isoliert betrachtet, keinen Aufschluss über
die tatsächliche Inanspruchnahme der ESF-Mittel, da sie sich auf die
Erstattungen durch die Europäische Kommission bezieht. Diese
Erstattungen erfolgen jedoch erst, nachdem die bewilligten Projekte
begonnen wurden, für diese Ausgaben (Rechnungen) angefallen sind
und gezahlt wurden. Hieran schließen sich verschiedene national und
gemeinschaftsrechtlich vorgegebene Prüf- und Kontrollmechanismen
durch verschiedene Instanzen an, bevor die Ausgaben in einem Zah-
lungsantrag bei der Europäischen Kommission geltend gemacht wer-
den können. Diese wiederum führt eigene Abgleiche durch, bevor sie
– bei Verfügbarkeit der Mittel – dem Mitgliedstaat die geltend ge-
machten Ausgaben erstattet.

Deutschland (Bund und Länder) hat mit Stand November 2013 be-
reits 63 Prozent der zur Verfügung stehenden ESF-Mittel über den
beschriebenen Weg bei der Europäischen Kommission zur Erstat-
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tung geltend gemacht und gehört damit im Vergleich zu den übrigen
europäischen Mitgliedstaaten – auch gemessen am Programmvolu-
men – zu den Ländern mit überdurchschnittlich hohem Erstattungs-
grad (der EU-Durchschnitt liegt bei 55 Prozent). Die noch ausste-
henden Mittel werden bis Ende des Jahres 2015 in laufenden und
geplanten Programmen und Projekten umgesetzt, ausgegeben und
gezahlt.

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (BMBF) wurden und werden mit Mitteln aus der ESF-För-
derperiode 2007 bis 2013 insgesamt 13 Programme im Bildungsbe-
reich gefördert. Mehrere dieser Programme laufen derzeit noch und
können noch bis 2015 mit ESF-Mitteln aus der Förderperiode 2007
bis 2013 unterstützt werden. Hinsichtlich des dem BMBF zur Verfü-
gung stehenden ESF-Budgets (387 Mio. Euro zur Förderperiode
2007 bis 2013) sind 100 Prozent der Mittel gebunden und wurden
bislang auch bereits knapp 70 Prozent (265,5 Mio. Euro) erstattet.
67. Abgeordneter
Matthäus

Strebl

(CDU/CSU)
Gehört es nach Auffassung der Bundesregie-
rung zu den primären Aufgaben der Deut-
schen Rentenversicherung Bund, eigene Klini-
ken – unter Inkaufnahme von höheren Kosten
als bei privaten Anbietern – zu erhalten (vgl.
u. a. Bemerkungen des Bundesrechnungshofes
2011 – weitere Prüfungsergebnisse siehe Bun-
destagsdrucksache 17/9250, Nummer 2, 2010
siehe Bundestagsdrucksache 17/3650, Num-
mer 21 sowie 2009 siehe Bundestagsdrucksa-
che 17/77, Nummer 12), und welche zwingen-
den Gründe sprechen gegen eine Aufgabe der
kostenintensiven Kliniken der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 29. Januar 2014
Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung haben Anfang des
vorigen Jahrhunderts eigene Kliniken geschaffen, um ihren an Tu-
berkulose erkrankten Versicherten in geeigneten Heilstätten helfen
zu können und der drohenden Rentenlast wegen der weiter steigen-
den Erwerbsunfähigkeit der Versicherten vorzubeugen. Aus diesen
Heilstätten entwickelte sich das Netz der heute insgesamt 92 eigenen
Rehakliniken der Träger der Deutschen Rentenversicherung (DRV).
Die Vorschrift des § 15 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB VI) bestimmt, dass die Träger der DRV die stationären
Leistungen der medizinischen Rehabilitation entweder in eigenen
Einrichtungen oder in Einrichtungen, mit denen sie einen Vertrag
nach § 21 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) geschlos-
sen haben, erbringen können. Die Träger der DRV erbringen ca. 20
bis 25 Prozent der stationären Leistungen der medizinischen Rehabi-
litation in trägereigenen Einrichtungen; die anderen 75 bis 80 Pro-
zent der Leistungen lassen sie von Kliniken in privater, freier und ge-
meinnütziger Trägerschaft durchführen, mit denen sie einen Vertrag
geschlossen haben.
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Mit ihrem Netz an eigenen Rehakliniken kommen die Träger der
DRV auch ihrer Strukturverantwortung nach § 19 Absatz 1 SGB IX
nach, wonach die Rehabilitationsträger zu einer flächendeckenden
Versorgung mit den erforderlichen Leistungen der medizinischen
Rehabilitation verpflichtet sind.

Beim Betrieb eigener Rehakliniken haben die Träger der DRV die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu erfüllen (§ 69
Absatz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch). In einem ständigen
Prozess arbeiten sie daran, mögliche Effizienzreserven beim Betrieb
der eigenen Rehakliniken zu heben, ohne die erforderliche Qualität
der Rehaleistungen zu beeinträchtigen.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales begleitet den Pro-
zess der Optimierung der Wirtschaftlichkeit intensiv. Ist eine wirt-
schaftliche Betriebsführung bei einer Rehaklinik nicht zu erreichen,
kann dies die Veräußerung oder Schließung der Klinik zur Folge ha-
ben. Zu beachten ist aber, dass nach der Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichts bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit die
Selbstverwaltung einen gehörigen Einschätzungsspielraum (Einschät-
zungsprärogative) hat, den die Aufsicht und auch der Bundesrech-
nungshof zu respektieren haben.
68. Abgeordnete
Katrin

Werner

(DIE LINKE.)
Wie erklärt es die Bundesregierung, dass laut
dem Referentenentwurf eines Gesetzes über
Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen
Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesse-
rungsgesetz) des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales (BMAS) und dem Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD die
Rente für schwerbehinderte Menschen im Ver-
gleich zur geplanten Rente für besonders lang-
jährig Versicherte kaum günstiger ausfällt
(„Langjährig Versicherte, die durch 45 Bei-
tragsjahre (einschließlich Zeiten der Arbeitslo-
sigkeit) ihren Beitrag zur Stabilisierung der
Rentenversicherung erbracht haben, können
ab dem 1. Juli 2014 mit dem vollendeten
63. Lebensjahr abschlagsfrei in Rente gehen“),
und ist es geplant, im Gesetzgebungsverfahren
noch günstigere Regelungen für schwerbehin-
derte Menschen aufzunehmen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 27. Januar 2014
Mit der im Koalitionsvertrag vereinbarten abschlagsfreien Alters-
rente ab Alter 63 soll die mit dem Gesetz zur Anpassung der Regel-
altersgrenze an die demografische Entwicklung und zur Stärkung
der Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung
(RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz) vom 20. April 2007 (BGBl. I
S. 554) eingeführte Altersrente für besonders langjährig Versicherte
durch eine Sonderregelung ausgeweitet werden. Besonders langjäh-
rig Versicherte sollen dadurch vorübergehend bereits vor Erreichen
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der Regelaltersgrenze ab Vollendung des 63. Lebensjahres eine ab-
schlagsfreie Altersrente beziehen können. Voraussetzung sind
45 Jahre an Pflichtbeiträgen aus Beschäftigung, selbständiger Tätig-
keit und Pflege sowie Zeiten der Kindererziehung bis zum zehnten
Lebensjahr des Kindes. Besondere Härten aufgrund kurzzeitiger, ar-
beitslosigkeitsbedingter Unterbrechungen in der Erwerbsbiographie
sollen durch die Berücksichtigung auch von Zeiten des Bezugs von
Arbeitslosengeld vermieden werden. Diese abschlagsfreie Altersrente
für besonders langjährig Versicherte ab dem 63. Lebensjahr können
auch schwerbehinderte Menschen in Anspruch nehmen, wenn sie die
Voraussetzungen erfüllen.

Die mit dem RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz vom 20. April 2007
erfolgte Anhebung der Altersgrenzen für andere vorzeitige Alters-
renten, Erwerbsminderungsrenten und Hinterbliebenenrenten steht
dagegen nicht zur Disposition. Sie ist wegen der demographischen
Entwicklung unverzichtbar, wenn die gesetzliche Rente langfristig fi-
nanzierbar bleiben soll. Die besonderen Belange schwerbehinderter
Menschen werden dabei nach wie vor berücksichtigt. Ein Anspruch
auf eine abschlagsfreie Altersrente für schwerbehinderte Menschen
kann im Vergleich zur Altersrente für langjährig Versicherte bereits
vor dem 63. Lebensjahr in Anspruch genommen werden. Der in
Kauf zu nehmende Abschlag ist dabei auf maximal 10,8 Prozent be-
grenzt. Nicht schwerbehinderte Menschen können die Altersrente
für langjährig Versicherte dagegen aktuell erst ab dem 63. Lebens-
jahr beanspruchen und haben einen Abschlag von bis zu 14,4 Pro-
zent hinzunehmen.
69. Abgeordnete
Sabine
Zimmermann

(Zwickau)

(DIE LINKE.)
Sind die Träger der Deutschen Rentenversi-
cherung in der Lage, in der Vergangenheit lie-
gende Zeiten der Arbeitslosigkeit nach kurzzei-
tigem Bezug (Arbeitslosengeld I und andere
Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung)
und Langzeit- bzw. Dauerbezug (Arbeitslosen-
hilfe und Arbeitslosengeld II) zu differenzieren
und damit die im Referentenentwurf eines RV-
Leistungsverbesserungsgesetzes avisierte War-
tezeit von 45 Jahren für die „Rente ab 63“ in
Hinsicht auf die dort geplante Regelung zu
den Zeiten der Arbeitslosigkeit bestimmen zu
können (bitte begründen), und wenn nein, wel-
che Möglichkeiten zur Lösung dieses Problems
werden von der Bundesregierung in Erwägung
gezogen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller
vom 30. Januar 2014
Die vorgesehene Anerkennung von Zeiten des Bezugs von Arbeitslo-
sengeld sowie Zeiten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen der Ar-
beitsförderung, wie beispielsweise Kurzarbeitergeld, Transferkurzar-
beitergeld, Saisonkurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld bei beruflicher
Weiterbildung, Strukturkurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld und
Winterausfallgeld, auf die Wartezeit von 45 Jahren für eine ab-
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schlagsfreie Altersrente ab dem 63. Lebensjahr erfordert bei der An-
spruchsprüfung eine Abgrenzung dieser Zeiten von anderen Arbeits-
losigkeitszeiten, z. B. Zeiten mit Bezug bedürftigkeitsabhängiger
Leistungen wie Arbeitslosenhilfe oder Arbeitslosengeld II.

Richtig ist, dass die Träger der Deutschen Rentenversicherung vor
allem für länger zurückliegende Zeiträume Schwierigkeiten bei der
Differenzierung der für Zeiten der Arbeitslosigkeit gespeicherten
Daten haben. Nicht erkennbar ist, ob Versicherte in diesen Zeiten
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe bezogen haben. Dies soll
sich aber nicht zum Nachteil der Versicherten auswirken. Für den
Fall, dass Versicherte den Bezug von Entgeltersatzleistungen der Ar-
beitsförderung oder infolge von Krankengeld nicht nachweisen kön-
nen, soll nach dem Regierungsentwurf eines RV-Leistungsverbesse-
rungsgesetzes die Glaubhaftmachung dieser Zeiten möglich sein. Als
Mittel der Glaubhaftmachung kommt u. a. eine eidesstattliche Versi-
cherung in Betracht.
70. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(Zwickau)

(DIE LINKE.)
Mit welchen Beitragsausfällen in der Arbeitslo-
senversicherung ist in den kommenden Jahren
jährlich zu rechnen, wenn, wie mit dem Referen-
tenentwurf eines RV-Leistungsverbesserungs-
gesetzes vorgesehen, Versicherte mit 45 Jahren
Wartezeit ab dem 1. Juli 2014 mit 63 Jahren
und ab 2016 mit jedem Jahr um zwei Monate
steigend in eine abschlagsfreie Altersrente ge-
hen können, und in welchem Umfang müsste
dies zu Steigerungen des Beitrags zur Arbeits-
losenversicherung führen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Gabriele Lösekrug-Möller

vom 30. Januar 2014
Die Beitragsausfälle, die in der Arbeitsförderung durch die Möglich-
keit eines abschlagsfreien Rentenzugangs ab dem 63. Lebensjahr
nach 45 Jahren aus Beschäftigung, Kindererziehung, Pflege und Ar-
beitslosengeldbezug entstehen, betragen ausweislich des Regierungs-
entwurfs eines RV-Leistungsverbesserungsgesetzes im Zeitraum der
mittelfristigen Finanzplanung im Jahr 2014 rund 28 Mio. Euro, im
Jahr 2015 rund 63 Mio. Euro, im Jahr 2016 rund 72 Mio. Euro und
im Jahr 2018 rund 68 Mio. Euro. Auswirkungen auf den Beitragssatz
zur Arbeitsförderung resultieren hieraus nicht.
71. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(Zwickau)

(DIE LINKE.)
Wie will die Bundesregierung sicherstellen,
dass eine verbesserte Anerkennung von Kin-
dererziehungszeiten für vor 1992 geborene
Kinder (sog. Mütterrente) in den Fällen, in de-
nen dadurch die Einkommensgrenze für die
Familienmitversicherung in der gesetzlichen
Krankenversicherung überschritten wird, nicht
zu finanziellen Verschlechterungen für die
Betroffenen führt, und plant sie eine gesetz-
liche Regelung, die eine solche Folgewirkung
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ausschließt, wie sie auch vom Spitzenverband
der gesetzlichen Krankenkassen angemahnt
wird (siehe DER TAGESSPIEGEL vom
10. Januar 2014: „Dank Mütterrente weniger
im Geldbeutel?“)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gabriele Lösekrug-Möller

vom 30. Januar 2014
Bei in der gesetzlichen Krankenversicherung beitragsfrei familienver-
sicherten Rentnerinnen und Rentnern wirken sich die geplanten
Neuregelungen hinsichtlich der besseren Anerkennung von Erzie-
hungsleistungen für vor 1992 geborene Kinder nicht auf die Voraus-
setzungen für die Familienversicherung aus. Nach § 10 Absatz 1
Satz 1 Nummer 5 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V)
wird für die Ermittlung des zulässigen Gesamteinkommens (im Jahr
2014: 395 Euro monatlich) bei Renten nur der Zahlbetrag ohne den
auf Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil be-
rücksichtigt. Auch die Leistung aus dem nach dem Regierungsent-
wurf eines RV-Leistungsverbesserungsgesetzes vorgesehenen Zu-
schlag an Entgeltpunkten für die Kindererziehung (§ 307d SGB VI)
für Rentnerinnen und Rentner, die bereits eine Rente unter Anrech-
nung von Kindererziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder erhal-
ten, wird bei der Bemessung des Gesamteinkommens nicht berücksich-
tigt, so dass die Familienversicherung beitragsfrei fortbestehen kann.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft
72. Abgeordnete
Bärbel
Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die Anzahl der in den Giftinformations-
zentren registrierten Pestizidvergiftungen seit
2009 entwickelt (bitte differenzieren nach Jah-
ren und Schweregrad der Vergiftung – leicht
bis tödlich), und welche Maßnahmen ergreift
die Bundesregierung zur Reduktion der Vergif-
tungsfälle?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 24. Januar 2014
Nach § 16e Absatz 2 des Chemikaliengesetzes (ChemG) gibt es seit
dem 1. August 1990 eine Meldepflicht für Vergiftungen für behan-
delnde Ärzte. Die Meldepflicht für Vergiftungen gilt aber nicht für
die deutschen Giftinformationszentren, die lediglich orientierende
Hinweise zum Vergiftungsgeschehen geben (§ 16e Absatz 3 ChemG).
Aus diesem Grund sind der Bundesregierung die Zahlen der seit
dem Jahr 2009 in den Giftinformationszentren der Länder registrier-
ten Pestizidvergiftungen nicht bekannt.
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In der nachfolgenden Tabelle sind die seit dem Jahr 2009 von behan-
delnden Ärzten gemeldeten Zahlen der Vergiftungsfälle dargestellt.
Die überwiegende Anzahl (mehr als 85 Prozent) der Gesundheits-
beeinträchtigungen bei Pestiziden verläuft ohne Symptome oder mit
leichten Gesundheitsstörungen. Schwere Vergiftungen und Todesfäl-
le sind selten. In der Tabelle wird nicht differenziert zwischen Suizid-
fällen und unbeabsichtigten Vergiftungen.

Die Bundesregierung prüft Möglichkeiten zur Verbesserung der Da-
tengrundlage über die gemeldeten Vergiftungsfälle. Im Rahmen des
Nationalen Aktionsplans zur nachhaltigen Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln ist dazu eine Studie zum Anwenderschutz in Vorbe-
reitung. Die Europäische Kommission erarbeitet darüber hinaus ge-
mäß Artikel 7 der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über einen Aktionsrah-
men der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestizi-
den „Strategische Leitlinien zur Überwachung und Beobachtung der
Auswirkungen der Verwendung von Pestiziden auf die menschliche
Gesundheit und die Umwelt“. Diese Leitlinien sind vor weiteren
Schritten der Bundesregierung abzuwarten.
73. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Projekte wurden in der vergangenen
Legislaturperiode im Rahmen der Förderung
von Innovationen zur Verbesserung der Hal-
tung von landwirtschaftlichen Nutztieren vom
Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (BMELV) bean-
tragt (bitte nach Genehmigung und Ablehnung
aufschlüsseln), und wer traf die Auswahl?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Dr. Maria Flachsbarth
vom 29. Januar 2014
Im Rahmen von drei Bekanntmachungen mit dem Schwerpunkt
„Verbesserung der Haltung von landwirtschaftlichen Nutztieren“
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wurden 65 Projektskizzen eingereicht. Davon wurden 21 Vorhaben
gefördert. Darüber hinaus wurden in der vergangenen Legislaturpe-
riode weitere zwölf Verbundvorhaben zur Verbesserung der Haltung
von landwirtschaftlichen Nutztieren im Rahmen anderer Bekannt-
machungen des Innovationsprogramms vom BMELV gefördert. Die
förderwürdigen Projekte wurden auf Vorschlag des Projektträgers
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) von den zu-
ständigen Fachreferaten im Einvernehmen mit dem Koordinierungs-
referat Forschung und Innovation des BMELV ausgewählt.
74. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Nach welchen Kriterien werden die eingereich-
ten Projektskizzen bewertet, und wie werden
die geförderten Projekte ausgewählt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Dr. Maria Flachsbarth

vom 29. Januar 2014
Die eingegangenen Projektskizzen werden nach folgenden Kriterien
bewertet:

– Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des Zuwen-
dungsempfängers, vorhandene Vorleistungen/Ressourcen,

– wissenschaftliche Qualität und Erfolgsaussichten des Vorhabens,
Innovationsgrad und Plausibilität des Ansatzes,

– Lösungsbeitrag zu den in der Bekanntmachung genannten Zielen
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL),

– agrar-, ernährungs- und verbraucherpolitische Bedeutung, Verbes-
serung der Wettbewerbsfähigkeit, Schaffung und Erhalt von Ar-
beitsplätzen, Erhöhung der Innovationskraft,

– Übernahme neuer Ergebnisse aus der Wissenschaft, Kooperation
von Wirtschaft und Wissenschaft,

– überzeugendes Konzept zur Verwertung, hohe Praxisrelevanz.

Die Auswahlkriterien werden in den veröffentlichten Richtlinien auf-
geführt und transparent gemacht.

Die eingehenden Projektskizzen werden von externen Sachverständi-
gen in einem vorgegebenen Bewertungsbogen beurteilt und mit
einem Votum als förderwürdig, förderwürdig mit Auflagen und nicht
förderwürdig bewertet. Auf Einladung des Projektträgers erfolgen
Gutachtersitzungen, in denen die eingegangenen Projektskizzen und
die jeweiligen Einschätzungen der Experten eingehend erörtert wer-
den. An diesen Sitzungen nehmen die zuständigen Sachbearbeiter
der BLE sowie Vertreter der Fachreferate und des Koordinierungs-
referates für Forschung und Innovation (Referat 225) des BMEL
teil. Auf Basis der Stellungnahmen der Gutachter und auf Vorschlag
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der BLE werden die förderwürdigen Projektskizzen abschließend
von den zuständigen Fachreferaten im Einvernehmen mit dem Refe-
rat 225 auch unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden
Haushaltsmittel ausgewählt.
75. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Plant die Bundesregierung im laufenden Ka-
lenderjahr weitere Ausschreibungen mit dem
Schwerpunkt „artgerechte Tierhaltung“, und
wird sich das Vergabeverfahren von dem der
vergangenen Legislaturperiode unterscheiden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Dr. Maria Flachsbarth

vom 29. Januar 2014
Das Bewertungsverfahren der im Rahmen der Bekanntmachung
über die Förderung von Innovationen zur Verbesserung der Haltung
von landwirtschaftlichen Nutztieren vom 9. Oktober 2012 einge-
reichten 98 Projektskizzen mit einem Fördervolumen von rund
97 Mio. Euro ist vor kurzem abgeschlossen worden. 33 Verbundvor-
haben sollen gefördert werden. Das Fördervolumen dieser Vorhaben
beträgt rund 29 Mio. Euro. Nach Verabschiedung des Haushalts
2014 sollen diese Projekte bewilligt werden. Im Rahmen des Pro-
gramms zur Innovationsförderung ist eine weitere Ausschreibung
mit dem Schwerpunkt „artgerechte Tierhaltung“ im Jahr 2014 nicht
geplant.

Das BMEL plant im Rahmen des Bundesprogramms Ökologischer
Landbau und andere Formen nachhaltiger Landwirtschaft (BÖLN)
im laufenden Kalenderjahr eine Bekanntmachung zum Thema
„nachhaltige Tierzucht“. Hierbei sollen bewährte und neue innovati-
ve quantitative züchterische Verfahren in den Kontext der Anforde-
rungen des ökologischen Landbaus und einer nachhaltigen Tierhal-
tung gestellt werden.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) berei-
tet derzeit eine Förderung zum Themenkomplex „Agrarsysteme der
Zukunft“ vor, bei dem auch artgerechte Tierhaltung eine Rolle spie-
len wird. Ein Zeitplan ist allerdings noch nicht festgelegt.

Derzeit sind keine Änderungen des Vergabeverfahrens im Rahmen
der Innovationsförderung des BMEL geplant.
76. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Warum liegt der Schwerpunkt der Forschungs-
programme hauptsächlich auf Innovation und
Forschung statt auf praktischer Umsetzung,
und wie hoch war der Ausschöpfungsgrad der
Mittel in der vergangenen Legislaturperiode?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Dr. Maria Flachsbarth

vom 29. Januar 2014
Es werden entsprechend der beihilferechtlichen Genehmigungs-
grundlage, dem Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen für
Forschung, Entwicklung und Innovation (ABl. C 323 vom 30.12.
2006, S. 1), drei Forschungskategorien unterschieden. Bei allen Stu-
fen steht die praktische Umsetzung im Fokus. Grundsätzlich ist man
aber bei den einzelnen Stufen unterschiedlich weit von der prak-
tischen Realisierung entfernt. Dies entspricht dem eigentlichen
Grundgedanken bei Forschung und Entwicklung.

Im BÖLN liegt der Schwerpunkt des Programms auf der Praxisrele-
vanz und der Implementierung von Ergebnissen aus Forschungs-
und Entwickungsprojekten in die Praxis. Darüber hinaus bilden Ver-
anstaltungen zur Wissensvermittlung und zum Wissensaustausch
einen besonderen Fokus innerhalb des BÖLN. Entscheidend dabei
ist ein interaktiver Wissensaustausch zwischen Wissenschaft, Bera-
tung und Praxis. Die Praxisrelevanz der Vorhaben ist ein wesentli-
ches Bewertungskriterium der eingereichten Projektskizzen.

Die Umsetzung von Forschungsergebnissen in die Praxis ist ein
Hauptanliegen des Programms zur Innovationsförderung des
BMEL. Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsvorhaben
werden mit dem Ziel unterstützt, innovative Produkte und Verfahren
marktfähig zu machen. Zuwendungsvoraussetzung ist eine substan-
zielle Kooperation mit der Privatwirtschaft. In zahlreichen Projekten
ist es gelungen, neben dem Potential aus Wirtschaft und Wissen-
schaft auch die landwirtschaftliche Beratung mit einzubinden. Mit
dieser Kooperation wird verstärkt der Forschungstransfer in die Pra-
xis gefördert. Voraussetzung für eine Förderung von Vorhaben ist
eine begründete Aussicht auf Verwertung, wirtschaftlichen Erfolg
und gesamtwirtschaftlichen Nutzen. Bereits mit Einreichen der Pro-
jektskizze ist ein Konzept zur Verwertung der Ergebnisse vorzule-
gen. Ein überzeugendes Konzept zur Verwertung und eine hohe Pra-
xisrelevanz sind wesentliche Auswahlkriterien für förderwürdige
Vorhaben.

Um bestehende Defizite bei der Umsetzung von Forschungsergeb-
nissen in die Praxis abzubauen, hat das BMEL im April 2012 auf
dem Innovationskongress Agrar in Berlin die Gründung der Deut-
schen Innovationspartnerschaft Agrar bekannt gegeben. Zusammen
mit allen Akteuren der Wertschöpfungskette werden neue Ideen von
der Forschung und Entwicklung über die Marktreife bis zur Einfüh-
rung in die landwirtschaftlichen Betriebe begleitet und erfolgreiche
innovative Projekte bei der konkreten Umsetzung in die Praxis un-
terstützt. Auch hierfür werden aus dem Programm zur Innovations-
förderung vom BMEL Mittel zur Verfügung gestellt.

Der Ausschöpfungsgrad der Mittel aus dem Innovationsprogramm
lag 2009 bei 83,3 Prozent, 2010 bei 74,5 Prozent, 2011 bei 56,5 Pro-
zent, 2012 bei 87,8 Prozent, 2013 bei 82,5 Prozent und im BÖLN
2009 bei 93,2 Prozent, 2010 bei 85,7 Prozent, 2011 bei 90,6 Prozent,
2012 bei 92,6 Prozent und 2013 bei 94,9 Prozent.
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77. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
Welche Änderungsnotwendigkeiten sieht die
Bundesregierung im Rahmen der für 2014 vor-
gesehenen Novelle der EG-Öko-Basisverord-
nung, und an welchen aktuell in den Medien
(vgl. DER SPIEGEL vom 13. Januar 2014,
S. 34) zur Debatte gestellten Bestandteilen der
Verordnung sollte nach Ansicht der Bundesre-
gierung unbedingt festgehalten werden (bitte
im Einzelnen begründen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 27. Januar 2014
Die Europäische Kommission hat für März dieses Jahres Legislativ-
vorschläge zur Überarbeitung der EG-Öko-Basisverordnung (Ver-
ordnung (EG) Nr. 834/2007) angekündigt.

Die derzeit für den ökologischen Landbau geltenden Regelungen
wurden erst vor wenigen Jahren nach einem umfassenden politischen
Beratungsprozess grundlegend überarbeitet und neu gestaltet. Auf
der Basis dieser Rechtsvorschriften hat sich der Biomarkt weltweit
sehr positiv entwickelt. Auch für die kommenden Jahre werden gute
Entwicklungsmöglichkeiten prognostiziert.

Die Initiative der Europäischen Kommission zur Überarbeitung der
EU-Rechtsvorschriften für den ökologischen Landbau wird von der
Bundesregierung grundsätzlich begrüßt. Dabei geht die Bundesregie-
rung von moderaten Änderungen aus, die sich an den Prinzipien des
ökologischen Landbaus orientieren und dazu beitragen, die Effektivi-
tät des Kontrollsystems für die ökologische Produktion innerhalb
der Europäischen Union und in den Drittländern weiter zu stärken,
um das Verbrauchervertrauen in die ökologisch erzeugten Produkte
zu festigen.

Sobald die Europäische Kommission den Verordnungsvorschlag vor-
legt, wird die Bundesregierung in Konsultationen mit den Ländern,
der Wirtschaft und weiteren betroffenen und interessierten Kreisen
eintreten und ihre Position dazu festlegen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
78. Abgeordneter
Jan van

Aken

(DIE LINKE.)
War die Panzerabwehrrakete vom Typ Milan
mit der Seriennummer „224922“ und den Auf-
schriften „6 ETB1 90“, „LFK 115“ und „Bo-
denziel“, die am 28. April 2012 auf dem Schiff
„Lutfallah II“ von der libanesischen Marine
abgefangen wurde (vgl. http://daserste.ndr.de/
panorama/archiv/2014/panorama4811.html) im
Bestand der Bundeswehr, und wenn ja, an wen
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wurde sie abgegeben (verkauft, verschenkt, ver-
liehen etc.; bitte unter Angabe der Verwer-
tungsart und des Abgabedatums)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 31. Januar 2014
Anhand der genannten Seriennummer „224922“ konnte recherchiert
werden, dass die in Rede stehende Panzerabwehrrakete vom Typ Mi-
lan nicht an die Bundeswehr ausgeliefert wurde.
79. Abgeordneter
Jan van

Aken

(DIE LINKE.)
Hat die Bundesregierung für die Panzerab-
wehrrakete vom Typ Milan mit der Serien-
nummer „224922“ und den Aufschriften
„6 ETB1 90“, „LFK 115“ und „Bodenziel“,
die am 28. April 2012 auf dem Schiff „Lut-
fallah II“ von der libanesischen Marine ab-
gefangen wurde (vgl. http://daserste.ndr.de/
panorama/archiv/2014/panorama4811.html),
nachdem sie an ein anderes Land verkauft,
verschenkt, überlassen, verliehen o. Ä. wurde,
diesem Land danach eine Reexportgenehmi-
gung erteilt (bitte unter Angabe des Datums
und des Endabnehmerlandes)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 31. Januar 2014
Die Bundesregierung hat zu der genannten Panzerabwehrrakete kei-
ne Reexportgenehmigung erteilt. Im Übrigen verweise ich auf meine
Ausführungen zu Frage 78.
80. Abgeordnete
Marieluise
Beck

(Bremen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Bundesbehörde trägt derzeit Verant-
wortung für die Sanierung und weitere Verwen-
dung des ehemaligen Tanklagers der Bundes-
wehr in Bremen-Farge, und wie ist der aktuelle
Stand der Bemühungen, eine Folgenutzung der
Grundstücke und Anlagen sowie gegebenen-
falls einen Käufer für die Anlage zu finden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 22. Januar 2014
Das Tanklager Bremen-Farge befindet sich im Eigentum der Bundes-
wehr. Die Bundeswehr ist daher für die Kontaminationsbearbeitung
im Rahmen ihres Altlastenprogramms verantwortlich und führt der-
zeit im Tanklager Bremen-Farge eine Grundwassersanierung durch.

Die Bundeswehr beabsichtigt, das Tanklager Bremen-Farge zeitnah
an die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) abzugeben.
Derzeit finden Gespräche zu den Modalitäten der Übergabe statt.
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Nach Klärung noch offener Fragen wird die BImA die Verwertungs-
bemühungen fortsetzen; Kaufinteressenten sind nach Auskunft der
BImA vorhanden.
81. Abgeordnete
Christine
Buchholz

(DIE LINKE.)
Sind die mir vorliegenden Informationen kor-
rekt, wonach das Bundesministerium der Ver-
teidigung (BMVg) bereits seit Anfang 2014 an
konkreten Planungen für einen über das bishe-
rige Mandat hinausgehenden Einsatz der Bun-
deswehr in Mali arbeitet, und wenn ja, an wel-
chem Tag ist die Entscheidung dazu gefallen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 29. Januar 2014
Dem Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte im Rahmen der EU-
geführten Ausbildungsmission European Union Training Mission
Mali (EUTM Mali) hat der Deutsche Bundestag am 28. Februar
2013 für die Dauer von 12 Monaten zugestimmt. Das Mandat läuft
zum 28. Februar 2014 aus.

Derzeit befindet sich der Mandatsentwurf zur Fortsetzung der deut-
schen Beteiligung in der Abstimmung zwischen den Ressorts. Die
Mitglieder des Verteidigungsausschusses werden analog zum übli-
chen und bewährten Verfahren über die Befassung der Regierung
und den Kabinettbeschluss zur Fortsetzung der Beteiligung bewaff-
neter deutscher Streitkräfte an EUTM Mali unterrichtet werden.

Zu Art, Dauer und Umfang einer möglichen Beteiligung kann auf-
grund des sich im ressortübergreifenden Abstimmungsgang befindli-
chen Mandatsentwurfes und vor einem Beschluss der Bundesregie-
rung noch keine Aussage getroffen werden.
82. Abgeordnete
Christine

Buchholz

(DIE LINKE.)
Sind die mir vorliegenden Informationen kor-
rekt, wonach diese Planungen nach jetzigem
Stand neben der Ausbildung von malischen
Soldaten die bewaffnete Standortsicherung
und bedarfsweise auch Luftabwehrmaßnah-
men vorsehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe
vom 29. Januar 2014
Auf die Antwort zu Frage 81 wird verwiesen.
83. Abgeordnete
Christine

Buchholz

(DIE LINKE.)
Sind die mir vorliegenden Informationen kor-
rekt, wonach die für diesen Einsatz eingeplan-
ten Soldaten bereits seit dem 16. Januar 2014
oder in den folgenden Tagen durch schriftliche
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Anfrage oder per Dienstanweisung über einen
bevorstehenden erweiterten Einsatz in Mali in-
formiert wurden, und wenn ja, warum wurden
die Abgeordneten des Verteidigungsausschus-
ses des Deutschen Bundestages noch nicht
über diese Anfragen bzw. Dienstanweisungen
informiert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 29. Januar 2014
Das derzeit gültige Mandat der Europäischen Union für EUTM Ma-
li hat bis zum 17. Mai 2014 Gültigkeit. Alle Planungen der Ausbil-
dungsmission, einschließlich der Besetzung der entsprechenden
Dienstposten, sind auf diesen Zeitraum ausgerichtet.

Auch die betroffenen Truppenteile der Bundeswehr haben planerisch
die Vorbereitungen getroffen, um die bis dato durch Deutschland im
Rahmen von EUTM Mali besetzten Dienstposten, vorbehaltlich der
Zustimmung des Deutschen Bundestages zu einem über den 28. Fe-
bruar 2014 hinausgehenden Engagement bei EUTM Mali, bis zum
17. Mai 2014 besetzen zu können. Die hierfür vorgesehenen Solda-
tinnen und Soldaten wurden über diese Planungen informiert.

Bezüglich eines möglichen erweiterten Beitrags Deutschlands zu
EUTM Mali wurden in Vorbereitung eines neuen nationalen Man-
dats lediglich grundsätzliche Prüfungen zur Verfügbarkeit von Perso-
nal durchgeführt.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 81 verwiesen.
84. Abgeordnete
Christine
Buchholz

(DIE LINKE.)
Sind die mir vorliegenden Informationen kor-
rekt, wonach für diesen Einsatz bis zu 250 Sol-
daten vorgesehen sind, dass er nach den bishe-
rigen Planungen am 1. August oder am 1. Sep-
tember 2014 beginnen soll und vier bis sechs
Monate, mithin über die Weihnachtszeit hi-
naus andauern soll?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 29. Januar 2014
Auf die Antworten zu den Fragen 81 und 83 wird verwiesen.
85. Abgeordneter
Uli

Grötsch

(SPD)
Beabsichtigt die Bundesregierung, ein Sanitäts-
unterstützungszentrum in der Ostmarkkaserne
in Weiden in der Oberpfalz oder in der
Schweppermannkaserne in Kümmersbruck zu
installieren, und wenn ja, was sind die Gründe
hierfür?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 31. Januar 2014
Zur regionalen sanitätsdienstlichen Versorgung der Soldatinnen und
Soldaten am Standort Weiden werden künftig ein Sanitätsversor-
gungszentrum sowie ein Sanitätsunterstützungszug zur Verfügung
stehen. Damit kann der absehbare Bedarf an sanitätsdienstlicher Ver-
sorgung der Soldatinnen und Soldaten vollständig gedeckt werden.
Entsprechende organisatorische Maßnahmen werden Ende des Jah-
res 2014 beginnen.

Die Stationierung des Sanitätsunterstützungszentrums erfolgt am
Standort Kümmersbruck, da dort entsprechende fachärztliche Kom-
petenzen und infrastrukturelle Voraussetzungen bereits vorwiegend
vorhanden sind.

Sowohl die parlamentarischen Gremien des Deutschen Bundestages
als auch die Staatskanzleien der Bundesländer wurden über diese im
Rahmen der Neuausrichtung der Bundeswehr getroffene Entschei-
dung zur regionalen sanitätsdienstlichen Versorgung der Bundes-
wehr im Inland in Kenntnis gesetzt.
86. Abgeordneter
Andrej
Hunko

(DIE LINKE.)
Welche konkreten vier Lösungsvorschläge zu
einer alternativen Trägerplattform des militä-
rischen Spionagesystems „Integrated Signal In-
telligence System“ (ISIS) hat das „Integrierte
Projekt Team ISIS – Alternative Trägerplatt-
formen“ bislang erarbeitet, die nach Auskunft
des Bundesministeriums der Verteidigung bis
Ende Januar 2014 „validiert“ und dann dem
Generalinspekteur der Bundeswehr präsentiert
werden und dabei die Varianten „kommer-
zielles Mittelstrecken-/Passagierflugzeug, kom-
merzielles Geschäftsreiseflugzeug und MALE
UAS“ sowie „ein Lösungsvorschlag ohne Nut-
zung von ISIS“ berücksichtigen (vgl. Bundes-
tagsdrucksache 18/340), und welche Hersteller
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung
durch die Firma IABG „[b]ei der Sammlung
von technisch-wirtschaftlichen Herstellerinfor-
mationen für die Erarbeitung der Lösungs-
vorschläge der ISIS-relevanten Trägerplattfor-
men“ für deren Erstellung um entsprechende
Informationen gebeten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 29. Januar 2014
Die Auswertung der von der Industrie vorgelegten „Integrated
Signal Intelligence System“-Nachweisakte (ISIS-Nachweisakte)
durch das Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nut-
zung der Bundeswehr (BAAINBw) ist noch nicht abgeschlossen. Die
laufende Auswertung der ISIS-Nachweisakte dient der Feststellung
der Erfüllung von vertraglich vereinbarten Spezifikationsforderun-
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gen und der definierten technischen Leistung des Systems. Da diese
auf Basis von Labor-, Boden- und Flugtests in einer eigens dafür defi-
nierten Umgebung unter reproduzierbaren Testbedingungen durch-
geführt werden, können sie grundsätzlich eine Einsatzprüfung/
Erprobung im Flugbetrieb des Aufklärungssystems ISIS durch den
zukünftigen Bedarfsträger im Einsatzflugbetrieb nicht ersetzen.

Allerdings lassen die bisher gewonnenen Erkenntnisse den Schluss
zu, dass ISIS auch im Aufklärungsbetrieb die Anforderungen an ein
modernes SIGINT-Aufklärungssystem (SIGINT = Signals Intelligen-
ce) erfüllen wird.

Das BAAINBw hat die Lösungsvorschläge zum Schließen der Fähig-
keitslücke „Signalerfassende, Luftgestützte, Weiträumige Überwa-
chung und Aufklärung“ vorgelegt.

Bei den Lösungsvorschlägen handelt es sich um alternative Träger-
plattformen für ISIS:

– ein Mittelklasse-Passagierflugzeug am Beispiel Airbus A319CJ,

– Geschäftsreiseflugzeuge am Beispiel Gulfstream G550 und Glo-
bal 5000 in der Variante erhöhte Nutzlast sowie

– eine unbemannte Plattform des Medium Altitude Long Endurance
Unmanned Aerial System (MALE UAS) am Beispiel HERON
TP.

Darüber hinaus wurde ein Lösungsvorschlag (mit zwei Varianten)
„Geschäftsreiseflugzeug ohne Nutzung des Systems ISIS“ geprüft:

– ein kommerzielles, marktverfügbares israelisches Komplettsystem
(inklusive Aufklärungssensorik AISIS) auf Basis von Global 5000
bzw. ein Geschäftsreiseflugzeug, als Gebrauchtflugzeug Gulfstream
GV mit marktverfügbarer israelischer Aufklärungssensorik AISIS.

Nach hiesiger Kenntnis wurden durch die Firma IABG die Firmen
Elbe Flugzeugwerke GmbH, RUAG GmbH, Airbus DS und Israel
Aircraft Industries Ltd. um entsprechende Informationen gebeten.

Das Bundesministerium der Verteidigung prüft derzeit diese Lö-
sungsvorschläge intensiv. Es ist beabsichtigt, dem Generalinspekteur
der Bundeswehr die Lösungsvorschläge zur abschließenden Aus-
wahlentscheidung zum Ende des ersten Quartals 2014 vorzulegen.
87. Abgeordneter
Michael
Leutert

(DIE LINKE.)
Wann und in welcher Art und Weise gedenkt die
Bundesregierung, die nachteiligen Regelungen
des Versorgungsausgleichs für Berufssoldatin-
nen und Berufssoldaten, die als überproportio-
nale finanzielle Belastungen nach der Struktur-
reform erkannt sind, zu beheben (wie in der
Antwort der Bundesregierung vom 6. Septem-
ber 2013 auf die Schriftliche Frage 111 der Ab-
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geordneten Dr. Martina Bunge auf Bundes-
tagsdrucksache 17/14712 für die neue Legisla-
turperiode angekündigt)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 22. Januar 2014
Wie bereits in der Antwort der Bundesregierung vom 6. September
2013 auf die Schriftliche Frage 111 der Abgeordneten Dr. Martina
Bunge auf Bundestagsdrucksache 17/14712 angekündigt, strebt das
Bundesministerium der Verteidigung nach wie vor Verbesserungen
für die vom derzeit geltenden Versorgungsausgleichsrecht besonders
betroffenen Berufssoldatinnen und Berufssoldaten in dieser Legis-
laturperiode an. Ob und gegebenenfalls in welcher Art und Weise
Änderungen der Rechtslage herbeigeführt werden können, bleibt der
Abstimmung mit den beteiligten Ressorts vorbehalten.
88. Abgeordneter
Dr. Tobias

Lindner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Was hat die Auswertung der Nachweisakte des
Missionssystems ISIS mit Blick auf dessen wei-
tere operative Nutzbarkeit ergeben, und mit
welchem Aufklärungssystem plant die Bundes-
wehr, die Fähigkeitslücke „Signalerfassende,
Luftgestützte, Weiträumige Überwachung und
Aufklärung“ zu schließen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 29. Januar 2014
Die Auswertung der von der Industrie vorgelegten ISIS-Nachweisak-
te durch das BAAINBw ist noch nicht abgeschlossen. Die laufende
Auswertung der ISIS-Nachweisakte dient der Feststellung der Erfül-
lung von vertraglich vereinbarten Spezifikationsforderungen und der
definierten technischen Leistung des Systems. Da diese auf Basis von
Labor-, Boden- und Flugtests in einer eigens dafür definierten Umge-
bung unter reproduzierbaren Testbedingungen durchgeführt werden,
können sie grundsätzlich eine Einsatzprüfung/Erprobung im Flugbe-
trieb des Aufklärungssystems ISIS durch den zukünftigen Bedarfsträ-
ger im Einsatzflugbetrieb nicht ersetzen. Allerdings lassen die bisher
gewonnenen Erkenntnisse den Schluss zu, dass ISIS auch im Aufklä-
rungsbetrieb die Anforderungen an ein modernes SIGINT-Aufklä-
rungssytem erfüllen wird.

Das BAAINBw hat die Lösungsvorschläge zum Schließen der Fähig-
keitslücke „Signalerfassende, Luftgestützte, Weiträumige Überwa-
chung und Aufklärung“ vorgelegt.

Bei den Lösungsvorschlägen handelt es sich um alternative Träger-
plattformen für ISIS:

– ein Mittelklasse-Passagierflugzeug am Beispiel Airbus A319CJ,

– Geschäftsreiseflugzeuge am Beispiel Gulfstream G550 und Glo-
bal 5000 in der Variante erhöhte Nutzlast sowie
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– eine unbemannte Plattform des Medium Altitude Long Endurance
Unmanned Aerial System (MALE UAS) am Beispiel HERON
TP.

Darüber hinaus wurde ein Lösungsvorschlag (mit zwei Varianten)
„Geschäftsreiseflugzeug ohne Nutzung des Systems ISIS“ geprüft:

– ein kommerzielles, marktverfügbares israelisches Komplettsystem
(inklusive Aufklärungssensorik AISIS) auf Basis von Global 5000
bzw. ein Geschäftsreiseflugzeug, als Gebrauchtflugzeug Gulfstream
GV mit marktverfügbarer israelischer Aufklärungssensorik AISIS.

Das Bundesministerium der Verteidigung prüft derzeit diese Lö-
sungsvorschläge intensiv. Es ist beabsichtigt, dem Generalinspekteur
der Bundeswehr die Lösungsvorschläge zur abschließenden Aus-
wahlentscheidung zum Ende des ersten Quartals 2014 vorzulegen.
89. Abgeordneter
Dr. Tobias

Lindner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist der genaue Umsetzungsstand des Memo-
randum of Understanding (MoU) zum Trans-
porthubschrauber NH90 und zum Kampfhub-
schrauber UH TIGER vom 15. März 2013, und
inwiefern plant das Bundesministerium der
Verteidigung, im Zusammenhang mit der sich
daraus ergebenden Beschaffung neuer Marine-
hubschrauber Zusatzverträge zu schließen, die
über das zur Umsetzung des MoU nötige Ver-
tragswerk hinausgehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel

vom 31. Januar 2014
Die Verhandlungen zwischen NAHEMA (NATO Helicopter Ma-
nagement Agency) und NHI (NATO Helicopter Industries) über die
die Konfiguration des NH90 NTH SEA LION wurden Ende 2013
abgeschlossen. Das Verhandlungsergebnis umfasst unter Einhaltung
der festgelegten Kostenobergrenze alle Forderungen der Marine.
Die Verhandlungen hinsichtlich des Änderungsvertrages zur Stück-
zahlreduzierung des NH90 und Beschaffung des NH90 NTH SEA
LION laufen derzeit. Anschließend bedarf das Vertragswerk der Zu-
stimmung der übrigen NAHEMO-Nationen (NAHEMO = NATO
Helicopter Mangement Organisation; Frankreich, Italien, Nieder-
lande, Portugal, Belgien).

Im Zusammenhang mit der Beschaffung des NH90 NTH SEA
LION werden in der Realisierungs- und Nutzungsphase zusätzliche
Leistungen erforderlich, die nicht Bestandteil des MoU sind und ge-
sondert in Auftrag gegeben werden müssen. Darüber hat das Bun-
desministerium der Verteidigung in der Sitzung des Verteidigungs-
ausschusses des Deutschen Bundestages am 17. April 2013 infor-
miert.

Diese Leistungen sind beispielsweise:

– Schaffen der Voraussetzungen der Ausbildungsbereitschaft,
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– Anpassung der Vorschriften/Dokumentation,

– Anpassung des MK-41-Simulators,

– Integration des Marinehubschraubers in die Einsatzgruppenver-
sorger sowie

– Anbindung SASPF.

Der Änderungsvertrag über die Stückzahlreduzierung des UH TIGER
wird durch die OCCAR (Gemeinsame Organisation zur Zusammenar-
beit in Rüstungsangelegenheiten) mit der Firma Eurocopter TIGER
GmbH (ECT) verhandelt. Der Vertragsentwurf wurde am 10. Januar
2014 den Partnernationen zur Zustimmung zugesandt. Restpunkte
werden derzeit zwischen der OCCAR und der Firma ECT abge-
stimmt.

Nach der sich an den Abschluss der Verhandlungen anschließenden
parlamentarischen Befassung könnten sodann die betreffenden Ver-
träge geschlossen werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
90. Abgeordnete
Dr. Franziska

Brantner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie gedenkt die Bundesregierung, die Möglich-
keit zur sog. Individualbeschwerde in Deutsch-
land neben der Verpflichtung aus Artikel 42
der UN-Kinderrechtskonvention bekannt zu
machen, die mit dem Beitritt Costa Ricas als
zehntem Mitgliedstaat dem Fakultativproto-
koll zum Übereinkommen über die Rechte des
Kindes ein Mitteilungsverfahren betreffend,
drei Monate nach Ratifizierung möglich wird,
und wie (unter Angabe des Zeitplans) beab-
sichtigt die Bundesregierung, künftig jede poli-
tische Maßnahme und jedes Gesetz daraufhin
zu überprüfen, ob sie mit den international ver-
einbarten Kinderrechten im Einklang stehen
(siehe „Deutschlands Zukunft gestalten. Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD“,
18. Legislaturperiode, S. 99)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks

vom 24. Januar 2014
Über Artikel 42 der UN-Kinderrechtskonvention hinaus ist Deutsch-
land gemäß Artikel 17 des Fakultativprotokolls betreffend ein Mit-
teilungsverfahren dazu verpflichtet, das Fakultativprotokoll bekannt
zu machen. Dafür ergreift die Bundesregierung aktuell geeignete
Maßnahmen, um den Zugang von Erwachsenen und Kindern zu
dem Fakultativprotokoll sicherzustellen.
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Insbesondere wird die Bundesregierung eine kindergerechte Bro-
schüre bereitstellen, damit sich besonders Kinder und Jugendliche
über den neuen Beschwerdemechanismus informieren können.

Jedes Gesetz wird im Rahmen seines Gesetzgebungsverfahrens da-
raufhin überprüft, ob es mit völkerrechtlichen Verträgen wie der
UN-Kinderrechtskonvention im Einklang steht. Die Bundesregie-
rung wird zeitnah überprüfen, inwieweit hier Weiterentwicklungsbe-
darf besteht.
91. Abgeordnete
Dr. Franziska

Brantner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie gedenkt die Bundesregierung, dem nach
Aussagen der „BILD am Sonntag“ (Ausgabe
vom 12. Januar 2014) vom Deutschen Jugend-
institut festgestellten deutlich höheren Bedarf
an Angeboten frühkindlicher Bildung und Be-
treuung für Kinder vom ersten bis zum voll-
endeten dritten Lebensjahr gerecht zu werden,
und in welchem finanziellen Umfang wird sie
sich dazu an den Investitionen beteiligen bzw.
diese finanzieren?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks

vom 30. Januar 2014
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
hat das Deutsche Jugendinstitut (DJI) in München mit der Berech-
nung des Betreuungsbedarfes für Kinder unter drei Jahren beauf-
tragt. Sobald die Rohdaten der Umfrageergebnisse länderspezifisch
ausgewertet sind, werden sie Grundlage für weitere Gespräche zwi-
schen Bund und Ländern sein.

Es ist gut, dass Eltern Kindertagesbetreuung als ergänzende
Bildungsorte wahrnehmen und diese verstärkt nachfragen.

Ziel der Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
Manuela Schwesig, ist es, die Qualität der frühkindlichen Bildung, Be-
treuung und Erziehung gemeinsam mit den Ländern zu verbessern.
92. Abgeordnete
Gitta

Connemann

(CDU/CSU)
Seit wann und warum ist die vom Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend betriebene Website www.flexi-quote.de,
auf der über die verbindlichen Zielgrößen für
die Erhöhung des Frauenanteils in den obers-
ten Managementebenen, die die DAX-30-Un-
ternehmen für sich selbst festgelegt haben,
transparent berichtet wird, nicht mehr online?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Ferner

vom 28. Januar 2014
Die Laufzeit der Website www.flexi-quote.de war bis Januar 2014
vorgesehen, ihre Abschaltung Anfang Januar 2014 entspricht daher
den Planungen.
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Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD sieht zur Er-
höhung des Frauenanteils in Führungspositionen vor, dass für alle
ab 2016 neu zu besetzenden Aufsichtsräte börsennotierter und voll
mitbestimmungspflichtiger Unternehmen eine gesetzliche Geschlech-
terquote von mindestens 30 Prozent eingeführt wird. Darüber hinaus
sollen alle börsennotierten oder mitbestimmungspflichtigen Unter-
nehmen gesetzlich verpflichtet werden, ab 2015 verbindliche Zielgrö-
ßen für Aufsichtsrat, Vorstand und die Führungsebenen darunter
festzulegen. Diese Vorhaben gehen über das Informationskonzept
der Website www.flexi-quote.de weit hinaus. Die dort dargestellten
Inhalte genügen deshalb nicht mehr dem im Koalitionsvertrag nie-
dergelegten Ziel.
93. Abgeordnete
Gitta

Connemann

(CDU/CSU)
Wie verträgt sich die Abschaltung eines
Transparenzinstrumentes wie der Website
www.flexi-quote.de mit der Absicht der Bun-
desregierung, die im Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD vereinbarte flexi-
ble Quote für börsennotierte oder mitbestim-
mungspflichtige Unternehmen einzuführen,
die gesetzlich verpflichtet werden sollen, „ab
2015 verbindliche Zielgrößen für die Erhö-
hung des Frauenanteils im Aufsichtsrat, Vor-
stand und in den obersten Management-Ebe-
nen festzulegen und zu veröffentlichen und
hierüber transparent zu berichten“ (Koalitions-
vertrag, S. 72)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Ferner

vom 28. Januar 2014
Auf die Antwort zu Frage 92 wird verwiesen.
94. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
Bis wann wird gemäß der Ankündigung der
Bundesfamilienministerin, Manuela Schwesig,
(SPIEGEL ONLINE vom 21. Dezember 2013)
die so genannte Extremismusklausel für zivil-
gesellschaftliche Projekte gegen Neonazige-
walt abgeschafft, und falls keine komplette Ab-
schaffung, sondern nur eine Modifikation ge-
plant ist, welche Überlegungen werden für
einen überarbeiteten Wortlaut angestellt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks

vom 27. Januar 2014
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) befindet sich zu den von Ihnen aufgeworfenen Fragen
zur Demokratieerklärung derzeit in der Abstimmung zum weiteren
Verfahren mit dem Bundesministerium des Innern.
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95. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann wird die Bundesregierung den Endbe-
richt der Gesamtevaluation der ehe- und fa-
milienbezogenen Leistungen und Maßnahmen
in Deutschland veröffentlichen, und in welcher
Höhe belasten die Kosten dieses Gutachtens
die öffentlichen Haushalte?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks

vom 30. Januar 2014
Eine Veröffentlichung des wissenschaftlichen Abschlussberichts der
Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Leistungen und
Maßnahmen in Deutschland ist ab Mitte Februar 2014 geplant. Der
Abschlussbericht wird derzeit durch die Prognos AG als Geschäfts-
stelle des Forschungsprojekts fertiggestellt. Er enthält eine Zusam-
menfassung der Ergebnisse der in den letzten vier Jahren in Auftrag
gegebenen Studien und stellt diese in Bezug auf die familienpoliti-
schen Ziele dar.

Insgesamt belaufen sich die Kosten der Gesamtevaluation auf
11,6 Mio. Euro. Darin enthalten sind sowohl die Vergütung der Ge-
schäftsstellentätigkeit als auch die Kosten für alle Studien der elf Mo-
dule.
96. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Zu welchen Zeitpunkten haben sich Vertreter
der Bundesregierung mit Vertretern der For-
schungsinstitute, die mit der Gesamtevaluation
der ehe- und familienbezogenen Leistungen
und Maßnahmen in Deutschland beauftragt
wurden, zum Zweck der Erörterung des Gut-
achtens getroffen, und welche Änderungswün-
sche hat die Bundesregierung in Bezug auf die
Darstellung der Forschungsergebnisse geltend
gemacht?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks

vom 30. Januar 2014
Für alle im Rahmen der Gesamtevaluation erstellten Studien haben
sich die Geschäftsstelle Gesamtevaluation als Auftraggeber der Stu-
dien sowie Vertreterinnen bzw. Vertreter der Ressorts des BMFSFJ
und des Bundesministeriums der Finanzen jeweils mehrmals mit den
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern getroffen. Wie vertrag-
lich im Rahmen der Beauftragung vorgesehen, gab es nach Vergabe
der Studien jeweils ein Auftakttreffen, eine Präsentation eines Zwi-
schenberichts und eine Abschlusspräsentation. Außerdem haben die
Autorinnen und Autoren ihre Studienkonzepte und -ergebnisse in
insgesamt zehn Treffen der so genannten Programmgruppe, einer in-
terdisziplinär zusammengesetzten Gruppe aus Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern, auf Einladung der Geschäftsstelle präsentiert;
hieran haben auch Vertreter beider Ressorts teilgenommen. Bei den
Treffen wurden gemeinsam mit den Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern die methodischen Möglichkeiten erörtert, Aussagekraft
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und Bedeutung der gewonnenen Ergebnisse diskutiert und diese in
den wissenschaftlichen Gesamtkontext eingeordnet.
97. Abgeordnete
Lisa

Paus
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung das im un-
veröffentlichten Endbericht der Gesamtevalua-
tion der ehe- und familienbezogenen Leistun-
gen und Maßnahmen in Deutschland darge-
legte Forschungsergebnis, das Ehegattensplit-
ting und die beitragsfreie Mitversicherung in
der Krankenversicherung führe dazu, „dass
die Wirkung auf das Haushaltseinkommen im
Lebensverlauf negativ wird“, und welche poli-
tischen Handlungsempfehlungen leitet die Bun-
desregierung aus dem Endbericht ab?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Caren Marks

vom 30. Januar 2014
Sobald der Abschlussbericht vorliegt, wird sich die neue Hausleitung
des BMFSFJ die Ergebnisse zügig, aber ohne Hast, anschauen und
sie dann kommentieren.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
98. Abgeordnete
Sabine
Bätzing-

Lichtenthäler

(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung eine Redu-
zierung der Ausbildungszeit für die Ergo-, Lo-
go- und/oder Physiotherapie auf regulär oder
ausnahmsweise zwei Jahre in Anlehnung an
die Regelung zur Ausbildung in der Alten- und
Krankenpflege?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 28. Januar 2014
Die Ausbildungen zu den Berufen der Ergotherapeuten, Logopäden
sowie Physiotherapeuten dauern drei Jahre, die erforderlich sind, um
den Schülerinnen und Schülern die zur Ausübung des jeweiligen Be-
rufs erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu ver-
mitteln. Eine reguläre Ausbildungszeit von lediglich zwei Jahren
zieht die Bundesregierung daher nicht in Betracht, zumal insbesonde-
re in den genannten Berufen seit Jahren massive Bestrebungen beste-
hen, die grundständigen Ausbildungen zu akademisieren. Entspre-
chende Forderungen werden regelmäßig von den Berufsverbänden
vorgetragen und vom Wissenschaftsrat grundsätzlich befürwortet.
Der Bundesgesetzgeber hat daher im Jahr 2009 die Möglichkeit ge-
schaffen, akademische Erstausbildungen modellhaft zu erproben.
Das Bundesministerium für Gesundheit wird dem Deutschen Bun-
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destag über die Ergebnisse berichten. Die laufenden Modelle sehen
üblicherweise eine vierjährige Dauer des Studiums vor.

Daneben sind europarechtliche Aspekte zu beachten. Die sog. Be-
rufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG, die die Grundlage der ge-
genseitigen Anerkennung von Berufsqualifikationen innerhalb der
EU bildet, fordert für die Einstufung auf Niveau c, dem die deut-
schen Gesundheitsfachberufe zugeordnet werden, eine mindestens
dreijährige Berufsausbildung nach einer mindestens zehnjährigen all-
gemeinen Schulbildung. Durch die Einstufung auf Niveau c werden
die deutschen nichtakademischen Ausbildungen mit akademischen
Ausbildungen in anderen Mitgliedstaaten auf eine Stufe gestellt. Eine
Verkürzung der Ausbildung würde diese Einstufung gefährden. Für
die Krankenpflegeausbildung gibt die Richtlinie sogar eine dreijähri-
ge Ausbildungsdauer verpflichtend vor, weshalb das Krankenpflege-
gesetz keine Regelung beinhaltet, die den Berufszugang nach einer
nur zweijährigen Ausbildung gewährt.

Eine regelhafte Verkürzung der Ausbildung wird daher nicht befür-
wortet. Soweit Ausbildungsinteressenten über einschlägige Vorkennt-
nisse aufgrund einer anderen Ausbildung verfügen, besteht nach al-
len Berufszulassungsgesetzen die Möglichkeit, diese Kenntnisse auf
Antrag im Umfang der Gleichwertigkeit auf die Ausbildung anzu-
rechnen, so dass sich ihre Dauer entsprechend verringert.
99. Abgeordnete
Ulrike

Bahr

(SPD)
Hat die Bundesregierung seit der abschlägigen
Entscheidung des Deutschen Bundestages zu
den letzten Anträgen der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Fraktion DIE
LINKE. (Bundestagsdrucksachen 16/10879
und 16/11685 in Verbindung mit Bundestags-
drucksache 16/12515) im Jahr 2009 noch wei-
tere Anstrengungen unternommen, um eine
Entschädigungslösung für HCV-Infizierte ge-
meinsam mit den Ländern, den Blutspende-
diensten und der Pharmaindustrie auf den
Weg zu bringen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ingrid Fischbach
vom 23. Januar 2014
Die Bundesregierung bekräftigt ihr wiederholt ausgedrücktes Be-
dauern für das oftmals nicht leichte Schicksal der durch Blutproduk-
te HCV-Infizierten. Sie schließt sich gleichwohl den höchstrichterli-
chen Urteilssprüchen an, dass ein Anspruch der Betroffenen auf Ent-
schädigung gegen die Bundesrepublik Deutschland nicht besteht.

Es gab in der 17. Legislaturperiode keine neue konkrete politische
Initiative und die Bundesregierung sah keine Möglichkeit für eine fi-
nanzielle Unterstützung oder Entschädigung allein durch den Bund,
zumal rechtskräftige höchstrichterliche Entscheidungen das Vorlie-
gen einer Amtspflichtverletzung deutscher Behörden in diesem Zu-
sammenhang verneint haben. Insoweit konnten entsprechende An-
sprüche nicht begründet werden.
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Ein Jahr vor Ablauf der 17. Legislaturperiode wurden in dieser An-
gelegenheit zwei Kleine Anfragen der Fraktion DIE LINKE. gestellt
(Bundestagsdrucksachen 17/10708 und 17/11311). In ihren Antwor-
ten hat die Bundesregierung deutlich gemacht, dass die Bundesrepu-
blik Deutschland keine staatliche Verantwortung für die HCV-Infek-
tionen trifft, die haftungsrechtlich relevant wäre oder eine Verpflich-
tung zu einer Entschädigung auslösen würde.

Das Thema „Situation der durch Blut und Blutprodukte mit HCV
infizierten, an Hämophilie Erkrankten“ und ggf. mögliche Entschä-
digungslösungen wurden gegen Ende der 17. Legislaturperiode am
13. März 2013 im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen Bundes-
tages in einer Expertenanhörung beraten. Das Expertengespräch hat
keine neuen Erkenntnisse ergeben, die eine Neubewertung der Ange-
legenheit erforderlich machen oder ermöglichen würden. Im An-
schluss an die Beratung im Ausschuss für Gesundheit erfolgte keine
Befassung des Deutschen Bundestages mit der Thematik.
100. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
zum Anstieg der Verordnungen von Antipsy-
chotika an Kinder und Jugendliche, wie sie
sich aus der Analyse der Verordnungsdaten
der BARMER GEK ergeben, und was beab-
sichtigt die Bundesregierung zu tun, um sicher-
zustellen, dass die Verordnung dieser mit er-
heblichen Nebenwirkungen verbundenen Me-
dikamente nur nach strenger Indikationsstel-
lung erfolgt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz
vom 24. Januar 2014
Eine aktuelle Analyse zu Antipsychotikaverordnungen bei Kindern
und Jugendlichen von Christian J. Bachmann, Thomas Lempp et al.
(Deutsches Ärzteblatt International 2014, 111 (3)) zeigt auf Basis der
Daten der BARMER GEK, dass im Zeitraum 2005 bis 2012 der An-
teil 0- bis 19-Jähriger, denen Antipsychotika verordnet wurden, von
0,23 auf 0,32 Prozent anstieg. Dieser Analyse zufolge war bei den
klassischen Antipsychotika ein leichter Rückgang von 0,14 auf
0,12 Prozent zu verzeichnen, wohingegen sich bei atypischen Anti-
psychotika ein deutlicher Verordnungsanstieg fand (von 0,10 auf
0,24 Prozent). Am deutlichsten war der Anstieg in der Altersgruppe
der 10- bis 19-Jährigen zu verzeichnen.

Bei Mädchen bzw. jungen Frauen stieg der Anteil an Personen mit
Antipsychotikaverordnungen von 2005 bis 2012 von 0,16 auf 0,19 Pro-
zent an, bei Jungen und jungen Männern von 0,29 auf 0,44 Prozent.

Am häufigsten wurden das atypische Antipsychotikum Risperidon
und das klassische Antipsychotikum Pipamperon verordnet. Im Jahr
2011 wurden der Analyse zufolge für insgesamt 4 433 Kinder und Ju-
gendliche Antipsychotika verschrieben. Davon wurden 27,9 Prozent
der Antipsychotika durch Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychia-
trie verordnet, 25,2 Prozent von Kinderärzten und 16,2 Prozent von
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Hausärzten. Neben Neurologen/Psychiatern (7,4 Prozent) entfallen
23,2 Prozent der Verordnungen auf andere Arztgruppen.

Die Ursachen für die Zunahme sind der Analyse zufolge vielfältig.
Bachmann et al. nennen als mögliche Erklärungsansätze eine Zunah-
me der an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Fach-
ärzte, eine verstärkte Bewerbung insbesondere atypischer Antipsy-
chotika durch pharmazeutische Unternehmen sowie eine schneller
eingesetzte medikamentöse Therapie. Eine Zunahme psychischer
Störungen wird dabei nicht als ursächlich angesehen.

Grundsätzlich ist es nicht Aufgabe des Bundesministeriums für Ge-
sundheit (BMG), Vorgaben zu einzelnen Diagnose- oder Therapie-
verfahren zu machen. Die ärztliche Therapiefreiheit ist verfassungs-
rechtlich durch Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 (Freiheit der Wissenschaft)
und Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 (Berufsfreiheit) des Grundgesetzes
geschützt und bildet eine der wesentlichen Säulen des ärztlichen Heil-
auftrages und der ärztlichen Berufsausübung. Art und Umfang der
ärztlichen Leistung werden regelmäßig von der Ärztin oder dem
Arzt selbst bestimmt. Allerdings sind Ärztinnen oder Ärzte bei der
verantwortlichen Entscheidung über die im individuellen Fall ange-
zeigten diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen bereits aus
berufsrechtlichen Gründen dazu verpflichtet, ihre Therapie an den
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen orientiert auszurichten.
Allein die medizinische Notwendigkeit und die gebotene Qualität
sind die Maßstäbe für die Behandlung. Die einschlägigen Leitlinien
der wissenschaftlichen Fachgesellschaften und die darin verankerten
Versorgungsprinzipien dienen dabei als Orientierungshilfe.

Vor diesem Hintergrund wird das BMG die weitere Entwicklung der
Verordnungsdaten von Antipsychotika für Kinder und Jugendliche
beobachten, sieht aber keinen Anlass für eine gesetzliche Einschrän-
kung der Therapiefreiheit.
101. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
darüber, welche Auswirkungen es auf die Heil-
mittelversorgung der Patientinnen und Patien-
ten hat, dass die Heilmittelrahmenvereinba-
rung auf Bundesebene nicht pünktlich zum
vorgesehenen Stichtag abgeschlossen wurde,
weshalb auch regionale Heilmittelvereinbarun-
gen nicht pünktlich geschlossen werden kön-
nen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 29. Januar 2014
Gemäß § 84 Absatz 8 in Verbindung mit Absatz 7 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V) vereinbaren die Kassenärztliche Bun-
desvereinigung und der Spitzenverband Bund der Krankenkassen
bis zum 30. September jeweils für das folgende Kalenderjahr Rah-
menvorgaben für die Heilmittelversorgung. Unter Berücksichtigung
dieser Rahmenvorgaben treffen die Landesverbände der Kranken-
kassen und die Ersatzkassen gemeinsam und einheitlich mit der
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Kassenärztlichen Vereinigung bis zum 30. November für das jeweils
folgende Kalenderjahr Vereinbarungen zur Sicherstellung der Heil-
mittelversorgung. Kommt eine Vereinbarung bis zum Ablauf der
Frist nicht zustande, gilt gemäß § 84 Absatz 1 Satz 3 SGB V die bis-
herige Vereinbarung bis zum Abschluss einer neuen Vereinbarung
oder einer Entscheidung durch das Schiedsamt weiter. Die Heil-
mittelversorgung der Versicherten ist aufgrund dieser Regelung
gesichert.
102. Abgeordnete
Kordula

Schulz-Asche

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann plant die Bundesregierung, die Empfeh-
lung des Sachverständigenausschusses für Ver-
schreibungspflicht beim Bundesinstitut für Arz-
neimittel und Medizinprodukte vom 14. Ja-
nuar 2014, die „Pille danach“ mit dem Wirk-
stoff Levonorgestrel aus der Verschreibungs-
pflicht zu entlassen sowie den Beschluss des
Bundesrates vom 5. Juli 2013 (Bundesrats-
drucksache 555/13 (Beschluss)) aufzugreifen,
indem sie eine entsprechende Änderung der
Arzneimittelverschreibungsverordnung vorlegt,
und welche begleitenden Regelungen sind vor-
gesehen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ingrid Fischbach

vom 28. Januar 2014
Nach dem Votum des Sachverständigenausschusses für Verschrei-
bungspflicht wird die Bundesregierung die Frage der Entlassung von
Notfallkontrazeptiva mit dem Wirkstoff Levonorgestrel aus der Ver-
schreibungspflicht unter Einbeziehung aller Aspekte und in einem
angemessenen Zeitrahmen prüfen. Nach einer der Tragweite der
Entscheidung angemessenen Abwägung der in diesem Kontext rele-
vanten Sachverhalte wird die Bundesregierung eine Entscheidung
treffen.
103. Abgeordneter
Frank

Tempel

(DIE LINKE.)
Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregie-
rung aus Berichten zu Lieferengpässen bei
Medizinalhanf (vgl. www.apotheke-adhoc.de/
nachrichten/wissenschaft/nachricht-detail-
wissenschaft/lieferengpass-bei-cannabis/), und
beabsichtigt sie insbesondere, kurzfristig eine
Anpassung des Jahreskontingents für die Can-
nabiseinfuhr zu veranlassen bzw. hat sie das
bereits getan?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ingrid Fischbach

vom 24. Januar 2014
Die Versorgung der Patientinnen und Patienten mit verkehrsfähigen
Arzneimitteln auf der Grundlage von Cannabis hängt von zahlrei-
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chen Faktoren ab, die zum Großteil von der Bundesregierung bezie-
hungsweise der für den legalen Betäubungsmittelverkehr auf Bundes-
ebene zuständigen, so genannten Bundesopiumstelle im Bundesinsti-
tut für Arzneimittel und Medizinprodukte nicht steuerbar sind.

Neben der Herstellung von legalem Cannabis (sogenannter Medizi-
nalhanf) im Ausland müssen Import, Lieferung an die Apotheken
und Abgabe in den Apotheken von den dafür eigenverantwortlich
agierenden Wirtschaftsbeteiligten organisiert werden. Die zeit- und
sachgerechte Versorgung kann nur sichergestellt werden, wenn alle
Beteiligten in dieser Versorgungskette vorausschauend planen und
Schwierigkeiten frühzeitig erkennen, um zeitgerecht Abhilfe schaffen
zu können.

Nachdem die Beteiligten in den Besitz der erforderlichen Erlaubnisse
zur Teilnahme am Betäubungsmittelverkehr gelangt sind und ent-
sprechende Bestellungen aus Apotheken vorliegen, hat der Impor-
teur unter anderem eine Genehmigung zur Einfuhr von Medizinal-
hanf bei der Bundesopiumstelle zu beantragen. Die entsprechende
Einfuhrgenehmigung kann jeweils nur erteilt werden, wenn ein voll-
ständiger, korrekter Antrag vorliegt und (grundsätzlich) das beim In-
ternational Narcotics Control Board (INCB, Suchtstoffkontrollamt
der Vereinten Nationen) für Deutschland festgelegte Kontingent im
jeweiligen Jahr noch nicht ausgeschöpft ist.

Entgegen der Darstellung in einigen Medien kann das Kontingent
für einen Staat aber auch unterjährig dem tatsächlichen Bedarf ange-
passt werden. Hierzu ist ein Informationsaustausch zwischen der
Bundesopiumstelle und dem INCB erforderlich, der einige Tage, bei
Nachfragen des INCB auch wenige Wochen in Anspruch nehmen
kann. Insofern kann es an dieser Stelle zu geringen Verzögerungen
kommen. Die Bundesopiumstelle hat nach Bekanntwerden der Aus-
schöpfung des Kontingents für Medizinalhanf umgehend Kontakt
mit dem INCB aufgenommen. In der Folge wurde das Kontingent
für Deutschland kurze Zeit später, noch im Jahr 2013, angepasst.

Daneben ist zu beachten, dass selbst bei bereits erteilter Einfuhrge-
nehmigung durch die Bundesopiumstelle der Import erst stattfinden
kann, wenn eine Ausfuhrgenehmigung des Ausfuhrlandes vorliegt.
Auch dieser Aspekt ist in die Zeitplanung mit einzubeziehen. Den
Beteiligten wird deshalb empfohlen, den Versorgungsbedarf im Inte-
resse der Patientinnen und Patienten stets vorausschauend und lang-
fristig zu planen.

Um die Planungs- und Versorgungssicherheit zu erhöhen, wird die
Bundesopiumstelle in Zukunft den beteiligten Händlern alle drei Mo-
nate die Anzahl der Patienten, die im Besitz einer gültigen Erlaubnis
sind, bekannt geben. Auf einen starken Anstieg der Patientenzahlen
kann dann zuverlässig reagiert werden.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur
104. Abgeordneter
Matthias

Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregie-
rung der jährliche Mittelbedarf, um den Altbe-
stand von Radwegen an Bundesstraßen zu sa-
nieren und auf den für den modernen Radver-
kehr geltenden Standard der „Empfehlungen
für Radverkehrsanlagen“ (ERA 2010) zu brin-
gen, und plant die Bundesregierung ggf. eine
Anpassung des Haushaltstitels 746 22 für den
Bau von Radwegen einschließlich Erhaltung
(Bundesstraßen)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Katherina Reiche

vom 24. Januar 2014
Die Länder als Auftragsverwaltung des Bundes für die Bundesfern-
straßen haben für das Haushaltsjahr 2014 Erhaltungsmittel für die
Radwege an Bundesstraßen in Höhe von rund 17 Mio. Euro ange-
meldet.

Nach der derzeit gültigen Finanzplanung 2014 bis 2017 sind im
Haushaltstitel 746 22 für den Bau von Radwegen einschließlich Er-
haltung (Bundesstraßen) jährlich 60 Mio. Euro vorgesehen. Die Ver-
teilung der im Haushalt zur Verfügung stehenden Radwegemittel auf
die Bundesländer erfolgt jährlich dergestalt, dass vorab der angemel-
dete Erhaltungsbedarf der Länder komplett gedeckt und die Restgrö-
ße proportional der Ländermeldungen für den Bau von Radwegen
aufgeteilt werden. Die Verwendung der Radwegemittel im Einzelnen
liegt in der Zuständigkeit der Länder.

Die Prüfung, ob ein Radweg an einer Bundesstraße außerorts erfor-
derlich ist und damit die Festlegung des Ausbaustandards, erfolgt
auf der Grundlage der Festlegungen in den Richtlinien für die Anla-
ge von Landstraßen (RAL, Stand 2012).
105. Abgeordneter
Matthias

Gastel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Prioritäten in Form von Gesetz- und
Verordnungsentwürfen sind von der Bundesre-
gierung im Jahr 2014 im Bereich Schienenver-
kehr zu erwarten, und in welcher Form strebt
die Bundesregierung eine erneute Einbringung
des im Vermittlungsausschuss im Jahr 2013 ge-
scheiterten Eisenbahnregulierungsgesetzes an
(bitte unter Angabe des Datums)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 31. Januar 2014
In dieser Legislaturperiode steht im Bereich Schienenverkehr insbe-
sondere die Umsetzung der Richtlinie 2012/34/EU zur Schaffung
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eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums an, die unter ande-
rem die Themen Zugang zur Eisenbahninfrastruktur und Entgelte
für deren Nutzung behandelt. Zur Umsetzung der Richtlinie bedarf
es eines Gesetzes mit Zustimmung des Bundesrates (Umsetzungs-
gesetz). Da das im Vermittlungsausschuss im Jahr 2013 gescheiterte
Eisenbahnregulierungsgesetz dieselben Themen in anderer Form be-
handelte, steht eine erneute Einbringung parallel zum Umsetzungs-
gesetz nicht an.

Im Jahr 2014 bereitet die Bundesregierung nach § 5 Absatz 5 des Re-
gionalisierungsgesetzes eine Gesetzesinitiative vor, um die Höhe der
Regionalisierungsmittel ab 2015 festzulegen. Das Gesetz bedarf der
Zustimmung des Bundesrates.

Des Weiteren ist geplant, das Zulassungsverfahren für die Teilsyste-
me des Eisenbahnsystems neu zu strukturieren. Zur Umsetzung die-
ses Vorhabens sind Änderungen sowohl auf Gesetzesebene (Allge-
meines Eisenbahngesetz und Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungs-
gesetz) als auch auf Verordnungsebene (Transeuropäische-Eisen-
bahn-Interoperabilitätsverordnung) erforderlich.
106. Abgeordneter
Matthias

Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung 20 Jahre
nach der Bahnstrukturreform den konstant
niedrigen Modal-Split-Anteil (Modal Split =
Verteilung des Transportaufkommens auf ver-
schiedene Verkehrsträger) des Schienenver-
kehrs in Deutschland, und welche Gründe sieht
sie dafür, dass dieses prioritäre Ziel der Bahn-
reform bisher nicht erreicht worden ist (Quelle:
Bundestagsdrucksache 12/6313 vom 1. Dezem-
ber 1993, Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU, SPD und FDP zum Ent-
wurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Ei-
senbahnwesens (Eisenbahnneuordnungsgesetz –
ENeuOG))?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 31. Januar 2014
Der Anteil des Schienenverkehrs am Verkehrswachstum ist im Ver-
gleich zu 1994 sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr gestie-
gen. Die Bahnstrukturreform mit ihren Zielen ist eine langfristig an-
gelegte Aufgabe. Die wichtigsten Themen für eine zukunftsfähige
Bahn bleiben deshalb die Sicherung der notwendigen Investitionen
in die Schieneninfrastruktur, die Stärkung des Wettbewerbs auf der
Schiene, die Finanzierung eines bedarfsgerechten öffentlichen Perso-
nennahverkehrs sowie ein wirksamer Lärmschutz im Eisenbahnver-
kehr. Neben einer verstärkten investitions- und ordnungspolitischen
Unterstützung für die Schiene bedarf es aber auch verstärkter An-
strengungen der Eisenbahnverkehrsunternehmen, um durch bedarfs-
gerechte Angebote zusätzliche Marktpotenziale für die Schiene zu er-
schließen.
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107. Abgeordnete
Katrin

Kunert

(DIE LINKE.)
Zählt die Nordverlängerung der Autobahn 14
zu den Projekten, in die laut dem Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD 80 Pro-
zent der Mittel für den Neu- und Ausbau flie-
ßen sollen („dazu gehören der Ausbau hoch
belasteter Knoten, Seehafenhinterlandanbin-
dungen und Hauptachsen, die Schließung wich-
tiger überregional bedeutsamer Netzlücken so-
wie die Einbindung transeuropäischer und in
völkerrechtlichen Verträgen vereinbarter Ver-
kehrsachsen“), und welche dieser Kategorien
findet ggf. auf die Autobahn 14 Anwendung?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Katherina Reiche

vom 21. Januar 2014
Mit der Nordverlängerung der Autobahn 14 wird insbesondere ange-
strebt, eine überregional bedeutsame Netzlücke zu schließen, gleich-
zeitig die Autobahnen 2 und 7 zu entlasten und Erreichbarkeitsdefi-
zite aus raumordnerischer Sicht zu beseitigen. Im Rahmen der
Erarbeitung des Bundesverkehrswegeplans (BVWP 2015) werden zu-
nächst alle noch nicht begonnenen Projekte bzw. Bauabschnitte
bewertet. Auf Grundlage der Bewertungsergebnisse und der Priori-
sierungsstrategie der Grundkonzeption zum BVWP 2015 erfolgt
anschließend die konkrete Dringlichkeitseinstufung. Die Grundkon-
zeption wird im Lichte des Koalitionsvertrags derzeit noch einmal
überarbeitet und soll im Frühjahr 2014 veröffentlicht werden.
108. Abgeordneter
Markus
Tressel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche 28 dringlichsten Straßenbaumaßnah-
men wurden der Bundesregierung durch die
saarländische Landesregierung für den Bun-
desverkehrswegeplan 2015 gemeldet, und
wann fanden in jüngster Zeit Abstimmungs-
und Erörterungstermine mit der saarländi-
schen Landesregierung zur Erstellung des Ent-
wurfes für den Bundesverkehrswegeplan 2015
statt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär
vom 28. Januar 2014
Die Projektanmeldungen der Straßenbauprojekte für den Bundesver-
kehrswegeplan (BVWP) durch die Auftragsverwaltungen der Länder
finden zurzeit noch statt und werden voraussichtlich bis Ende Januar
2014 beendet sein. Daher ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch kei-
ne abschließende Aussage über die angemeldeten Straßenbaumaß-
nahmen möglich.

Im Anschluss an die Anmeldungen folgt ein Prozess der Projektauf-
bereitung mit Nachfragen, Detaillierungen, möglichen Projektmodi-
fikationen und Konsolidierungen etc. Hierbei wird auch die Plausibi-
lität und formale Zuständigkeit für Projektanmeldungen überprüft.
Wie im „Konzept zur Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Er-



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/412– 79 –
arbeitung des Bundesverkehrswegeplanes 2015“ angekündigt, wer-
den die vorgeschlagenen Projekte nach der genannten Aufbereitung
im Internet veröffentlicht. Dies wird im Frühjahr 2014 der Fall sein.

Mit der saarländischen Auftragsverwaltung fanden Mitte vergange-
nen Jahres Gespräche zur Erläuterung der von der saarländischen
Auftragsverwaltung zu liefernden Daten und Unterlagen sowie des
Anmeldeprozesses der Straßenbaumaßnahmen zur Bewertung für
den BVWP 2015 statt.
109. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch war die Kofinanzierung für Bundes-
verkehrswege in den Jahren 2009 bis 2013
durch Mittel der EU (bitte nach Jahren, Ver-
kehrsträgern und EU-Programmen aufschlüs-
seln)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär

vom 30. Januar 2014
Die von der Europäischen Kommission in den Jahren 2009 bis 2013
für Bundesverkehrswege aus dem Programm Transeuropäische
Netze (TEN) sowie für das vom Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur verwaltete EFRE-Bundesprogramm Verkehr
(EFRE = Europäischer Fonds für regionale Entwicklung) ausgezahl-
ten EU-Mittel können der beigefügten Übersicht entnommen wer-
den.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
110. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern stehen für die beiden deutschen
Atomkraftwerke der Siedewasserreaktor-Bau-
linie 72, Gundremmingen B und C, im Zusam-
menhang mit dem so genannten Sumpfsieb-
problem aktuell noch Nachweise zu Verunrei-
nigungen in der Kondensationskammer etc.
aus (ggf. bitte mit Angabe der Gründe; verglei-
che entsprechende Aussage mit Stand Januar
2013 auf Seite 28 des Berichts der Regierung
der Bundesrepublik Deutschland für die Sechs-
te Überprüfungstagung im März/April 2014 –
Übereinkommen über nukleare Sicherheit),
und welches Vorgehen ist aktuell für die noch
fehlende Nachweisführung zur Beherrschung
des Sumpfsiebproblems vorgesehen (bitte
möglichst mit Zeitplan und konkreten Eckda-
ten/Meilensteinen angeben)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 27. Januar 2014
Die so genannte Sumpfsiebproblematik kam auf im Zusammenhang
mit der Verstopfung der Ansaugsiebe der Not- und Nachkühlsysteme
im Kernkraftwerk Barsebäck mit Siedewasserreaktor (SWR) in
Schweden im Jahr 1992. Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) hat seitdem die Proble-
matik intensiv verfolgt.

Im Auftrag des BMUB hat die Gesellschaft für Anlagen- und Reak-
torsicherheit (GRS) eine zwischen den Jahren 1992 und 2007 mehr-
fach ergänzte Weiterleitungsnachricht (WL 14/92, WL 14A/92, WL
14B/92 und WL 14C/92) erstellt und darin anlagenübergreifende
Empfehlungen ausgesprochen. Die GRS hat die Problematik zudem
in einem Vorhaben „Sicherstellung der Kernnotkühlung bei Kühl-
mittelverluststörfällen mit Freisetzung von Isoliermaterial“ unter-
sucht und den Abschlussbericht (GRS-A-3643) im Januar 2012 auf
ihrer Homepage veröffentlicht. Die Sumpfsiebproblematik wurde zu-
nächst vorrangig für Druckwasserreaktoren (DWR) untersucht, da
sie sich dort noch ungünstiger auswirken kann als in SWR. Aus Sicht
des BMUB war es erforderlich, eine generische Lösung für SWR
und DWR herbeizuführen. So hat sich auch die Reaktor-Sicherheits-
kommission (RSK) im Auftrag des BMUB intensiv dem Thema über
viele Jahre hinweg gewidmet und seit 1998 Empfehlungen ausgespro-
chen.

Der RSK-Ausschuss Anlagen- und Systemtechnik (AST) hat sich auf
seiner 75. Sitzung am 24. November 2011 bezüglich der SWR insbe-
sondere zu Verunreinigungen in der Kondensationskammer ge-
äußert. Darüber hinaus stellte der AST abschließend zur Sumpfsieb-
problematik in dieser Sitzung fest, dass die Anforderungen der bishe-
rigen Empfehlung der RSK auf SWR übertragen werden können,
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dass im Vergleich zum DWR die Korrosionsproblematik bei SWR
eine geringere Bedeutung hat, keine weitere Befassung der RSK er-
forderlich ist und die Einhaltung der Nachweiskriterien bei anlagen-
spezifischer Betrachtung im Aufsichtsverfahren gezeigt werden kann.
Die Zuständigkeit für das anlagenspezifische Verfahren des Kern-
kraftwerks Gundremmingen (SWR) liegt bei der bayerischen Auf-
sichtsbehörde.

Im Zusammenhang mit dem Verfahren zur Leistungserhöhung des
Kernkraftwerks Gundremmingen in den Jahren 2012 und 2013 wur-
de die Sumpfsiebproblematik durch das BMUB wieder aufgegriffen.
Demnach ist nach Aussage des Technischen Überwachungsvereins
die Begutachtung der in Gundremmingen vorgesehenen bzw. bereits
getroffenen Maßnahmen zur Sumpfsiebproblematik noch nicht ab-
geschlossen. Die detaillierte Nachweisführung solle im Rahmen
der aufsichtlichen Abarbeitung der GRS-Weiterleitungsnachrichten
WL 14/92, WL 14A/92, WL 14B/92 und WL 14C/92 erfolgen.

Die zuständige Aufsichtsbehörde, das Bayerische Staatsministerium
für Umwelt und Verbraucherschutz, teilte auf eine Anfrage des
BMUB vom 21. Januar 2014 Folgendes mit:

„Der Ausschuss Anlagen- und Systemtechnik der Reaktorsicherheits-
kommission hat bereits im Jahr 2011 festgestellt, dass die von der
GRS ausgewerteten Versuche der Betreiber für SWR-Anlagen und
darauf aufsetzende Notkühlanalysen der GRS keine Hinweise auf
eine Gefährdung der Kernkühlung durch im Kern abgelagertes Iso-
liermaterial bei Kühlmittelverluststörfällen ergeben haben und auch
unter Berücksichtigung von längerfristigen Korrosionseffekten große
Reserven im Hinblick auf die Kernkühlung vorhanden sind, die ent-
sprechend dem derzeitigen Kenntnisstand vorhandene Unsicherhei-
ten abdecken.

Gleichwohl wird der Betreiber die Menge des für einen möglichen
Partikeltransport in Frage kommenden Isoliermaterials weiter redu-
zieren.“
111. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen konkreten Maßnahmen beabsich-
tigt die Bundesregierung, für einen Anstieg der
CO2-Zertifikatpreise zu sorgen, vor dem Hin-
tergrund, dass nach Aussage des Bundes-
ministers für Wirtschaft und Energie, Sigmar
Gabriel, die Preise nicht steigen werden und
sich zwei Milliarden CO2-Zertifikate zu viel im
System befinden (siehe REUTERS-Meldung
„Gabriel erwartet nur geringen Anstieg der
CO2-Zertifikatpreise“ vom 23. Januar 2014),
und wie steht die Bundesregierung zur Einfüh-
rung eines deutschen/europäischen Mindest-
preises für CO2-Zertifikate?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Rita Schwarzelühr-Sutter

vom 30. Januar 2014
Der EU-Emissionshandel ist ein Instrument der Mengensteuerung
und die Preise ergeben sich aus Angebot und Nachfrage am Markt.
In diesem Mechanismus sieht die Bundesregierung den grundsätz-
lichen Vorzug des Emissionshandelssystems. Die in der genannten
Agenturmeldung angesprochenen Überschüsse von derzeit rund
zwei Milliarden Zertifikaten hat die Europäische Kommission zum
Anlass genommen, am 22. Januar 2014 über das so genannte Back-
loading von 900 Millionen Zertifikaten hinaus die Einführung einer
Marktstabilitätsreserve vorzuschlagen. Die Reserve soll dazu führen,
dass sich das Angebot an Zertifikaten im Emissionshandel, wie in an-
deren Märkten auch, flexibler an Nachfrageschwankungen anpassen
kann. Dieser Mechanismus kann, zusammen mit den Klima- und
Energiezielen für 2030, zukünftig für stabilere und verlässlichere
Preisentwicklungen sorgen.
112. Abgeordneter
Eckhard

Pols

(CDU/CSU)
Plant das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit Castor-
transporte nach Gorleben in den Jahren 2014,
2015 und 2016?
113. Abgeordneter
Eckhard

Pols

(CDU/CSU)
Ist dem Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit bekannt,
ob von anderer Seite in den Jahren 2014, 2015
und 2016 Castortransporte nach Gorleben
stattfinden sollen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Rita Schwarzelühr-Sutter
vom 30. Januar 2014
Die Fragen 112 und 113 werden wegen des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Das BMUB plant für die Jahre 2014 bis 2016 und darüber hinaus
weder Transporte von bestrahlten Brennelementen oder Abfällen
aus der Wiederaufarbeitung in Behältern der Bauart Castor® in das
Transportbehälterlager Gorleben, noch sind dahingehende Pläne
von anderer Seite bekannt.

Nach § 9a Absatz 2a des Atomgesetzes (AtG) dürfen noch aus der
Aufarbeitung im Ausland zurückzunehmende verfestigte Spaltpro-
duktlösungen (verglaste mittel- und hochradioaktive Abfälle) nur in
standortnahen Zwischenlagern bis zur Ablieferung an ein Endlager
aufbewahrt werden. Das gilt für alle 26 Castorbehälter, die aus
Frankreich und Großbritannien zurückgenommen werden müssen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
114. Abgeordnete
Dr. Rosemarie

Hein
(DIE LINKE.)
Auf welcher Rechtsgrundlage beruht die der-
zeitige Anrechnung des Kindergeldes bei Vo-
rausleistungen nach dem Bundesausbildungs-
förderungsgesetz (BAföG) angesichts der Tat-
sache, dass das BAföG keine Anrechnung des
Kindergeldes vorsieht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 28. Januar 2014
Rechtsgrundlage für die Anrechnung des Kindergeldes in BAföG-
Vorausleistungsfällen ist § 36 Absatz 1 BAföG.

Es ist zutreffend, dass das Kindergeld bei der „normalen“ BAföG-
Förderung weder beim Einkommen der Auszubildenden noch beim
Einkommen der Eltern angerechnet wird. Anders verhält es sich je-
doch bei den Vorausleistungen nach § 36 BAföG.

Das BAföG sieht in § 36 die Möglichkeit vor, dass Auszubildende
notfalls auf gesonderten Antrag Ausbildungsförderung auch im We-
ge der Vorausleistung erhalten können. Voraussetzung hierfür ist,
dass der Auszubildende glaubhaft macht, dass seine Eltern den nach
den Vorschriften des BAföG angerechneten Unterhaltsbetrag nicht
leisten und deshalb seine Ausbildung gefährdet ist. Nach Anhörung
der Eltern wird dann ggf. Ausbildungsförderung ohne Anrechnung
des nach dem BAföG eigentlich den Eltern zuzumutenden Unter-
haltsbetrages geleistet.

Es genügt nicht, dass die Eltern die Anrechnungsbeträge schlicht
nicht zahlen; es muss vielmehr eine Gefährdung der Ausbildung hin-
zutreten. Wie auch mit Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
(BVerwG) vom 23. Februar 2010 – 5 C 2/09 – bestätigt, handelt es
sich bei den Vorausleistungen nicht um regelmäßige Ausbildungsför-
derungsleistungen, auf die der Auszubildende nach den allgemeinen
Regelungen über die Anrechnung von Einkommen und Vermögen
einen Anspruch hat, sondern um „außerordentliche Zusatzleistungen
zur Abwendung der Gefahr eines Ausbildungsabbruchs infolge ak-
tueller Mittellosigkeit“.

In Höhe des tatsächlich zufließenden Kindergeldes kann keine Ge-
fährdung der Ausbildung vorliegen. Dementsprechend mindert sich
(nur) in Vorausleistungsfällen der BAföG-Anspruch um das den Aus-
zubildenden tatsächlich zufließende Kindergeld, unabhängig davon,
ob dieses von den Eltern als Unterhalt an die Auszubildenden weiter-
geleitet wird oder ob das Kindergeld (z. B. nach § 74 des Einkom-
mensteuergesetzes) unmittelbar von der Familienkasse an die Auszu-
bildenden ausgezahlt wird.
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115. Abgeordnete
Dr. Simone

Raatz

(SPD)
Auf wie viel Euro belaufen sich die Gesamt-
mittel, aufgeschlüsselt nach Bundesländern,
die für die laufende Förderperiode (Zwan-
zig20 – Partnerschaft für Innovation) der Inno-
vationsinitiative „Unternehmen Region“ des
Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (BMBF) zur Verfügung gestellt wur-
den?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 27. Januar 2014
Das Förderprogramm „Zwanzig20 – Partnerschaft für Innovation“
ist seit dem Jahr 2012 Bestandteil der Programmfamilie „Unterneh-
men Region“. Allein für „Zwanzig20 – Partnerschaft für Innova-
tion“ werden bis 2019/2020 bis zu 500 Mio. Euro zur Verfügung
gestellt werden; bislang wurden für die Realisierung der jetzt anste-
henden Strategiephase bis 2015 Mittel in Höhe von ca. 9,2 Mio.
Euro bewilligt. Eine Aufschlüsselung nach Ländern ist nicht möglich,
da bei diesem Programm ein überregionales Förderprinzip gilt: Part-
ner aus allen ostdeutschen Ländern sowie ausgewählte strategische
Partner aus den westdeutschen Ländern müssen an jedem Projekt-
konsortium beteiligt sein.
116. Abgeordnete
Dr. Simone

Raatz

(SPD)
Wie viel Prozent der Gesamtmittel der BMBF-
Innovationsinitiative „Unternehmen Region“
fließen – aufgeschlüsselt nach den acht Einzel-
programmen – bei der laufenden Förderperio-
de in Initiativen aus Sachsen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 27. Januar 2014
Insgesamt flossen seit dem Jahr 1999, beginnend mit dem InnoRe-
gio-Prozess, bis zum Jahr 2013 33,04 Prozent der Mittel der BMBF-
Innovationsinitiative „Unternehmen Region“ (UR) in Initiativen aus
Sachsen. Aufgeschlüsselt nach den Einzelprogrammen ergibt sich
prozentual folgende Verteilung der Mittel:
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Für die Jahre 2014 bis 2017 sind derzeit weitere 33,7 Prozent der
Mittel der BMBF-Innovationsinitiative „Unternehmen Region“ für
Initiativen aus Sachsen bewilligt.
117. Abgeordneter
Dr. Ernst Dieter

Rossmann

(SPD)
Wie viele Bundesbürgerinnen und Bundesbür-
ger haben seit dem 1. Januar 2009 nach Kennt-
nis der Bundesregierung (aufgegliedert nach
Jahren) das Weiterbildungssparen (Vermö-
gensbildungsgesetz/Arbeitnehmerzulage) in An-
spruch genommen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 27. Januar 2014
Die vom BMBF geförderte Bildungsprämie umfasst neben dem
Prämiengutschein zur Kofinanzierung der Kosten von individueller
beruflicher Weiterbildung als zweites Finanzierungsinstrument den
Spargutschein, der die vorzeitige Entnahme von nach dem Vermö-
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gensbildungsgesetz angespartem Guthaben zur Finanzierung von in-
dividueller beruflicher Weiterbildung ermöglicht (Weiterbildungsspa-
ren). Die Arbeitnehmerzulage geht dabei nicht verloren.

Im Rahmen der 1. und 2. Förderphase der Bildungsprämie sind zwi-
schen 2009 und 2013 von den bundesweit rund 550 Beratungsstellen
insgesamt 26 677 Spargutscheine ausgegeben worden.
Aussagekräftige Informationen dazu, wie viele der ausgegebenen
Spargutscheine auch tatsächlich eingelöst wurden, die nur über eine
Nachbefragung unter den Programmteilnehmerinnen bzw. Pro-
grammteilnehmern gewonnen werden können, liegen derzeit nicht
vor.
118. Abgeordneter
Dr. Ernst Dieter

Rossmann
(SPD)
Welche Summen wurden aus der Arbeitneh-
merzulage für Weiterbildungszwecke herausge-
zogen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller

vom 27. Januar 2014
Entsprechende Daten werden nicht erfasst.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
119. Abgeordnete
Katja
Dörner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Deutschen Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH waren mit
Stand 31. Dezember 2013 jeweils an den
Standorten Bonn, Eschborn und Berlin be-
schäftigt, und wie haben sich die Zahlen gegen-
über dem Juli 2013 verändert?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 30. Januar 2014
Die Personalzahlen der GIZ werden jeweils zum Monatsletzten er-
mittelt. Als Vergleichswert für das zweite Halbjahr 2013 wird daher
der Personalbestand zum 30. Juni 2013 angegeben.

Zum 31. Dezember 2013 waren bei der GIZ in Bonn (einschließlich
Bad Honnef) 791 Personen beschäftigt, zum 30. Juni 2013 waren es
767 Personen. Der Personalbestand am Standort Bonn ist somit im
zweiten Halbjahr 2013 um 24 Personen (3,13 Prozent) überproportio-
nal gewachsen. Die Beschäftigtenzahl in Eschborn zum 31. Dezember
2013 war mit 1 818 Personen nahezu unverändert gegenüber dem
30. Juni 2013 (1 817 Personen). In Berlin waren 405 Personen zum
31. Dezember 2013 beschäftigt, dies ist ein leichtes Wachstum um
fünf Beschäftigte (1,25 Prozent) gegenüber dem 30. Juni 2013 (400 Per-
sonen).
120. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann
(DIE LINKE.)
: H. Heenemann GmbH & Co., Bu
rlagsgesellschaft mbH, Postfach 1
Wie viele Länderpräsentationen wurden auf der
Internationalen Grünen Woche Berlin 2014
durch Mittel des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) bzw. der GIZ finanziell unterstützt (bitte
auflisten nach den 20 am stärksten geförderten
Ländern, chronologisch und nach Fördersum-
me), und wie begründet die Bundesregierung
diese Unterstützung entwicklungspolitisch?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 30. Januar 2014
Eine Recherche, die aufgrund der Kürze der Zeit keine Gewähr auf
hundertprozentige Vollständigkeit leisten kann und die insbesondere
mögliche kleinere finanzielle Leistungen unerfasst lässt, führte zu fol-
gendem Ergebnis:

Auf der Internationalen Grünen Woche 2014 wurde eine Länderprä-
sentation, und zwar der Stand der Kirgisischen Republik mit rund
55 000 Euro im Rahmen des bilateralen GIZ-Programms „Pro-
gramm zur Förderung nachhaltiger Wirtschaftsentwicklung“, unter-
stützt. Hierdurch wurde landwirtschaftlichen Produzenten aus der
Kirgisischen Republik die Möglichkeit eingeräumt, ihre Produkte in-
ternational vorzustellen. Gleichzeitig nutzten die kirgisischen Vertre-
ter die Messe als Plattform, um Kontakte mit potenziellen Abnehme-
rinnen bzw. Abnehmern zu knüpfen. Langfristig trägt die Präsenz
auf der Messe zur Steigerung des Absatzes von Agrarprodukten auf
dem europäischen und internationalen Markt bei. Hierdurch wird
ein entwicklungspolitischer Beitrag zur Entwicklung des Agrarsek-
tors und mittelbar zur Beschäftigung und Einkommenssicherung in
der Kirgisischen Republik geleistet.
Berlin, den 31. Januar 2014
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